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Maihz, Deutschh~us 

AKTUELLE STUNDE 

"Aktuelle- Situation der Lehrerversorgung in Rheinland~Pfalz"­
auf Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/6785-

"Zu:;tände und Zuständigkeiten in der Verbraucherpolitik 
in Rheinland-Pfalz" - -
aljf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90(DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6786_:-

_ Die Aktuelle Stunde wirq geteilt . 

Zu den Themel) findetjeweils eine Aussprache gemäß§ 98 der Geschäfts­
ordnung des Landtags statt. 

Wahlen 
- -

a) Wahf eines stellvertretenden berufsrichterlichen Mitglieds des 
Verfass_ungsgerichtsfiofs Rheinland-Pfali 
Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags 
-Drucksache 13/6741 -

- Zum stellvertretenden berufsrichterlichen Mitglied des Verfassungsge~ichts­
hofs Rheinland-Pfalz wii-d mit Wirkung vom 24. März 2001 Herr Wolfgang 
Reimers, 56410 Montabaur, Präsidentdes Verwalttingsgerichts Kobleni, - -
einstimmig gewlihlt. 
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. b) Wahl eines stellvertretenden nicht berufsrichterlichen Mitglieds 
des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz · 
Wahlvorschlag des Ältestenrats 
- Drucksache 13/6804-

Zum stellvertretenden nicht berufsrichterlichen Mitglied des Verfassungs­
gerichtshofs Rheinland-Pfalzwird mit Wirkung vom 28. April2001 
Frau Malu Dreyer, 55118 Mainz, einstimmig gewählt . 

... tes Landesgesetz zur Änderung des Heilberufsge!;etzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung · 
-Drucksache 13/6226-
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Sozialpolitischen Ausschusses 
-Drucksache 13/6793 -

Die Beschlussempfehlung-Drucksache 13!6793- wird einstimmig angenommen. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13!6226- wird unter Be­
rücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung- Drucksache 13!6793 -
in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung jeweils einstimmig 
angenommen. 
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Landesg~setz übe:; die Volksinitiative sowie zur Änderung der 9563 
Bestimmungen über Volksbegehren und Volksents•:heide 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/6511 -
Zweite Beratung 

dazu: · Beschlussempfehlung des lnnenausschusse::; 9563 
-Drucksache 13/6795- · 

Die Beschlussempfehlung-Drucksache 13/6795- wird einstimmig angenom_men. 9567 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13/6511 -wird unter Be­
rücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung-Drucksache 13/6795-
in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung jeweils einstimmig 
angenommen. 

Landesgesetz zur 1l.nderung fischereirechtlicher Vorschriften 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/6482.:. 
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt und Forsten 
-Drucksache 13/6794- . · . 

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/6810-

Et:haltung lind Wiederherstellung gewässertypischer Flora und 
Fauna sowie der linearen Öurchgängigkeit für Wanderfische 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Entschließung­
-Drucksache 13/6809-
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Der Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN 
- Drucksache 1316810-_ wird mit. Mehrheit abgelehnt. · 

Die Beschlussempfehlung-Drucksache 13!6794- wird mit Mehrheit 
angenommen. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 13/6482- wird 
unter Berücksichtigung der Annahme der Beschlussempfehlung 
-·Drucksache 13!6794- in zweiter Beratung und in der Schluss­
abstimmung jeweils mit Mehrheit angenommen . . 

Der Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-_Drucksache 13/6809- wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwisc;hem dem Land Rheinland-Pfalz 
und dem Saarland über-die Errichtung einer Verkaufsstelle nach der 
Zusatzabgabenverordnung · · 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/6542- · 
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Landwirtschaft und 
Weinbau 
-Drucksache 13/6796- -

Der Gesetzentwurf der-Landesregierung- Drucksache 13/6542- wird in 
zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung jeweils einstimmig 
angenommen. 

Für Toleranz uod ein friedliches Miteinander- Gegenjede Form von 
politischem Extremismus _ 
Antrag der Fraktion der CDU -Entschließung ~ 
-Drucksache 13/6609-

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
-Drucksache 13/6769-

FürDemokratie und Menschenrechte- Gegen Gewalt und Fremdenhass 
Antrag der Fraktionen· der SJ>D und F.D.P. ~Entschließung-
- Drucksache 13/661 0- -

dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
- -Drucksache 13/6770-

Für Demok-ratie und den Schutz von Minderheiten- gegen Rechts­
extremismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Gewalt 
Antrag (Alternativantrag) der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-
- Drucksache 13/6816- -

Die Drucksachen 13/6609/6769/6610/6770/6816 werden gemeinsam 
aufgerulen und beraten - -

Der Entschließungsantrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/6609- _ 
- wird mit Mehrheit abgelehnt. 
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Der Entschließungsantrag derFraktionendet SPD und F.D.P. 
-Drucksache _13/661 0- wird mitMehrheit angenommen. 

Der Alternativantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN 
- Drucksache 1316816- wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Ausbildung und Arbeit durch Electronic~Business-Studiengang 
in Rheinland-Pfalz 
Antrag der Fraktion der·cou 
-Drucksache 13/5810- -

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für3ildung, Wisse!lsch_aft 
und Weiterbildung 
- Dru~ksache 13/6352-

Ausbilden für die Zukunft- Qualifikationen für neL e Märkte 
Antrag (Aiternativantrag) der Fraktionen' der SPD und F~D.P. 
7 Drucksache 13/5906-

dazu: Beschlussempfehlung_ des Ausschusses für 3ildLing, Wissenschaft-
und Weiterbildung - -
-Drucksache 13/6416---

DieDrucksachen 'i 31581 0!635215906/6416 werden gemeinsam 
aufgerufen und beraten. --

Der Antrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/5810- wird mit 
Mehrheit abgelehnt. -

- Der Alternativantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. -Druck-
- sache 13/5906- wird mit Mehrheit angenommen 

Abschaffung der Arznei- und Heilmittelbudgets 
Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/6065 -

dazu: _ Beschlussempfehlung des Sozialpolitischer Ausschusses 
--Drucksache 13/6444-

Der Antrag der Fraktion der-CDU ~Drucksache 1316065- wird mit , 
Mehrheit abgelehnt. 
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127. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am14. Februar 2001 

Die Sitzung wird um 14.00 Uhrvom Präsidenten des Landtags 

eröffnet. 

Präsident Grimm: 

Guten Tag, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich er­

öffne die 127. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

Zu Schriftführern berufe ich die Abgeordneten PetraEisner 
und Michael Hörter. Herr Hörter filhrt die Rednerliste. 

Entschuldigt sind_ für heute die Abgeordneten Karl August 
Geimer und-Margot Nienkämper. 

Meine Damen und Herren, dem Kollegen Geimer darf -ich 
heute zu seinem- 58. Geburtstag -sehr herzlich gratulieren, 

und vor allen Dingen sollte er wissen, dass ihm alle unsere gu· 
· ten Wünsche für eine baldige-Genesung von dieser Stelle aus 

übersandt werden. Er hat eine schwierige Operation hinter 
sich. Wirwünschen ihm alles Gute! 

(Beifall im Hause) 

Meine Damen und ·Herren, zur Feststellung der Tagesord­
nung_ ist Folgendes anzumerken: Die Fraktionen haben sich 

darauf verständigt, dass die Punkte 6 und 7 der Tagesord­
nung getauscht-werden sollen. Punkt 7 der Tagesordnung 
wird also vor Punkt 6 behandelt. 

Gibt es ansonsten. Hinweise oder Anträge zur -Tagesord­
nung? - Das ist nicht der Fall. Dann ist die Tagesordnung so 
festgestellt. 

Wir beginnen mitPunkt2 der Tagesordnung: 

AKTUELLE STUNDE 

a) ,.Aktuelle Si:uation der Lehrerversorgung­
in Rheinland-Pfalz" 

auf Antrag der Fraktion der CDU 
- Drucksache 13/6785-

b) ,.Zustände und Zuständigkeiten in der 
Verbraucherpolitik in Rheinland-Pfalz" 

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS-90/DIFGRÜNEN 

-Drucksache 13/6786-

_ Zu dem ersten Thema spricht für die antragstellende Fraktion 
Herr Abgeordneter Lelle. 

• Abg: Lelle, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir·liaben in den 
vergangenen Monaten mehrmals die Situation an den rhein­
land-pfälzischen Schulen besprochen. 

(Kuhn, F.D.P.: Richtig!­
Frau Brede-Hoffmann, SPD: 

Unnötig!) 

Diese Situation ist gekennzeichnet von 30 000 Unterrichts­
stunden, die wöchentlich ausfallen, von ~1 000 Lehrern, die 
fehlen, und aktuell auch von der Abwanderung der Jungleh­
reraufgrund der Dreiviertelstellen. 

Die Koalition hat uns deshalb immer wieder den Vorwurf der 
Schwarzmalerei gemacht. 

(ltzek, SPD: So ist es!­
Frau .Brede-Hoffmann,-SPD: 

Kohlrabenschwarz!) 

Sie sagt, bei uns gäbe es eine Vollversorgung. Meine Damen 
und Herren,-ein Blick in den Regionalteil unserer Zeitungen 
hat uns aber in unserer Kritik immer bestätigt. 

(Beifall der CDU) 

Ich darf daran erinnern, dass wir am Anfang dieses Schuljah­

res wahre Chapstage hatten, die sich in der Vergangenheit 
immer noch fortgesetzt haben. 

(Beifall der CDU) 

Meine Damen und Herren, nun schlägt sogar die Aufsichtsbe­

hörde bezüglich dieses Lehrermangels, der sieh abzeichnet, 
Alarm. Gerade diejenigen, die es besonders genau wissen 
müssen, melden sich zu Wort. 

(Kramer, CDÜ: Endlich!) 

Auch der VBE hat in seinem letzten Monatsheft darauf hinge­
wiesen, dass Mitte Januar ca. ein Drittel der zu besetzenden 
Stellen nicht besetzt werden konnten, da keine Be\'l{erber ge­
funden wurden. 

Meine Damen und Herren, die Alarmsirenen schrillen. Die 
Schönfärberei 

(ltzek, SPD: Hat ein Ende!) 

wird uns ins Bildungschaos führen. 

(Beifall der CDU -

Zurufe von derSPD: Oh!) 

Ich komme zurück auf den Brief, auf den Aufschrei der 

Aufsichts- und Dienstleistimgsdirektion. Darin wird insbeson­
dere dil~ berufsbildende Schule angesprochen. ln· diesem Brief 
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heißt es, dass zwei Drittel aller frei werdenden. Stellen nicht 
besetzt-werden konnten. Konkret heißt das: zehn von 15.- ln 
Koblenz und in Neustadt gebe es nach Aussage der ADD ein 
ähnliches Bild. 

Die ADD warnt auch davor, dass nach den Somrilerferie·n ein. 
gravierender Unterrichtsausfalldroht, weil es zu wenig Refe- _ 

rendare ·gebe und gleichzeitig -die Zahl der Schüler steige, 

Herr Minister. 

Was-abertut di= Landesregierung?_ 

(Kramer,.CDU: Nichts!) 

Sie . .flüchtet sich in eine halbherzige Werbeaktion, die· nur in 

Rheinland-Pfal;: greift. Meine Damen und Herren, notwendig 
ist, dass wir auch außerhalb von Rheinland-Pfalzfür Jungleh­
rer we:rben, in überregionalen Zeitungen und im Internet die 
Chance suchen. Außerhalb zu werben ist d-eshalb notwendig, 
weil wir in Rhemland"Pfalz. nicht für alle Fachrichtungen und 
Berufsfelder eigene Hochschulausbildungsgänge anbieten. 
Wir brauchen also Absolventen aus anderen Ländern. 

Mefne Damen und Herre11, diese Landesregierung ist für den 
sich abzeichnenden Lehrermangel ursächlich verantwortlich. 

-(Beifall der CDU) 

Die Landesregierung hat mit ihren Dreiviertelverträgen die 
Junglehrer geradezu aus dem Land getrieben. 

(Beifall der CDU -
Zurufe von d_er SPD: Oh!­

ltzek, SPD: Ach Gott! Man meint, 

wirwären in Ruanda!­
~:uruf des Abg. Dr. Schll)idt, SPD) 

Es geht dabei auch um- Gehaltseinbußen zwischen 1 500 und 
1 800 DM. Das muss man wissen. 

·Sie haben unsere Vorschläge immer wieder abgelehnt. Aber 
nach dieser Kritik der ADD zeigt sich, dies§! Landesregierung 

hat versagt. 
(Beifall der CDU) 

Halbherzige Ankündigungen helfen nicht. Taten sind erfor~ 
derlich. Wir hä·:ten uns gefreut, wenn Sie das, was Sie ange­
kündigt haben, entsprechend umgesetzt hätten. 

(Beifall derCDU) 

2. Das Besetzungsverfahren ist zu starr, und es bedarf des­
halb einer permanente!) Einstellung zu jedem Termin. 

3. Es ist notwendig, die Studienplätze bedarfsgerecht auszu­
bauen. 

4. Dies gilt in glekhem Maße fürdie Studienseminare. 

5. Eine Steigerung der -Attraktivität des Lehrerberufs ist not­
wendig. 

(Beifall bei der CDU­

Glocke des Präsidenten) 

Dies musszum einen fina·nziell über eine höhere Bezahlung 
der Referendare, insbesondere im berufsbildenden Bereich, 
zum anderen auch über eine gesellschaftliche Anerkennung 
gewährleistet werden. Es muss Schluss.sein mit deo Beschimp­
fungen der Lehrer, und diE! Belastungen und die Bedeutung 
dieser Tätigkeit müssenhervorgehoben werden. 

- -

KOSI war ein knallhartes Spar- und Bildungsatibauprogramm. 
Es hat die Unter~ichtSversorgung nicht gesichert. 

(Beifall bei der CDU) 

Herr Präsident, eine letzte Anmerkung sei mir noch ~rlaubt: 
Die Beschädigung der Zukunftsperspektive junger [eute 
durch diese Bildungspolitik ist offensichtlich. 

Vielen Dank. 
(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Brede-Hoffmann · das 
Wort. 

(Kuhn, F.D.P.: Aber jetzt!) 

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Sehr verehrter 
· Herr. Kollege Lelle, keiner der Sätze, die Sie heute gesprochen 

haben, haben wir nicht schon fünf- biszehnmal gehört. 

(Beifall der SPD und der F:D.P.­
Zurufe von der CDU) 

-Davon werden sie nicht richtiger. · 

Sie sollten in das Guinness-Buch der Reko~de für Wiederho­
lungen und nicht vorhandener Lösungsansätze beider Oppo-

Mei~e Damen und Herren, für mich ergeben sich "fünf Not- sJtion ':ingehen. Heute ist der Tag, an dem wir diesen 
wendigkeiten: · · Guinness-Buch-Rekord eigentlich feiern könnten. · 

1. Die Einstellung~modalitäten müssen flexibler gestaltet _ (Beifall der SPD-

werden. Zuruf der Abg. Frau Schmidt, CDU) 
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Herr Kollege, Sie sprechen von 30 000 Stunden, der Rech­
nungshof spricht von 25 000 Stunden. Scheinbar haben Sie 
immer noch nicht ausrechnen können,- wie viel Unterrichts-­
stunden dieses Bundesland Woche für Woche erteilt. Es sind 
mindestens 780 000. 

(Mertes, SPD: Hört, hört!­
Zuruf des Abg: ltzek, SPD) 

Wenn 780 000 Stunden erteilt werden und davon 
25 000 Stunden ausfallen, so sind dies3,3% temporärer Un­
terrichtsausfall. 

(Zurufe von der CDU) 

Ich sage Ihnen, viele Betriebe, viele Teile der öffentlichen Ver­
waltung, viele Selbstständige wären froh, wenn der Ausfall 
von Arbeit bei ihnen nur 3,3% betragen würde! 

(Beifall der SPD und-der F.D.P.) 

Dieser Ausfall ist nicht nur erzeugt durch Krankheit - ich 
möchte den unter uns sehen, der in den letzten Jahren nicht 
krank geworden ist--, dieser Ausfall_ist auch erzeugt---

(Zurufe_ des Abg. Lelle und weiterer 
Abgeordneter der CDU) 

-Herr Kollege, ich muss immer lauter schreien, wenn Sie auch­
laut schreien. Es tut mir so Leid für die anderen. 

Dieser Ausfall wird auch dadurch .erzeugt, dass- Klassenfahr­
ten durchgeführt ·werden, pädagogisch-eine ganz wesentli­
che Angelegenheit, Studientage stattfinden, pädagogisch_ ei­
ne ganz wesentliche Angelegenheit, und Weiterbildung 

stattfindet, pädagogisch geradezu unersetzbar. All dies ist in 
den 3,3 % mit enthalten. 

_(Bracht. CDU: Stimmt doch gar nicht!­
Bruch, SPD: Der weiß es ohnehin nicht! 

Der-weiß doch nur, wo eine Um- ~ 

geh ungsstraße gebaut wird! -
Weitere Zurufe im Hause) 

-Es -stimmt sehr wohl, Sie müssen einmal nachrechnen. Wahr­
scheinlich ist das mit dem Rechnen für Sie sehr schwe-r, Herr 
Kollege. Aber es ist möglich, dass Sie das einfach nicht hören 
wollen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Der strukturelle Ausfall in diesem Bundesland ist mit dem an­
derer Länder vergleichbar und wesentlich besser als in Hes­

sen, de~ Land, das eine Unterrichtsgarantie gegeben hat. 
Das sollen sich alle Wählerinnen und Wähler hinter die Ohren 
schreiben. 

(Beifall b-ei SPD undF.D.P.) 

Sie stehen nämlich mit der Unterrichtsgarantie in Ihrem_ 
Wahlprogramm denen in Hessen um nichts nach. Sie werden 
genauso wenig wie die Hessen das Geld vom Himmel zaubern 
können. 

(Zurufe von der CDU­
Meites, SPD: Nein! Sie bekommen 

-es doch vom Doerfert!}-

-Von Herrn Doerfert. Das ist kein besonders praktikabler Vor­
schlag. ln diesem Bundesland sind mehr Lehrerinnen und Leh- _ 
rer neu eingestellt worden als in allen <mderen Bundeslän­
dern. Harnburg steht in et11va auf unserem Grad. Alle anderen 
Bundesländer stehen schlechter da. Schauen Sie sich einmal 
das Riesenland Baden-Württemberg an. Baden-Württemberg 
hat in den letzten fünf Jahren kaum mehr Lehrerinnen und 
l.:ehrer als das Land Rheinland-pfa(z eingestellt. Wolli:;n Sie 
mir vielleicht erzählen, wir seien so groß wi~das Land Baden- -
Württemberg und hätten so viele Schülerinnen und Schüler? 

(Beifall bei SPD und F.D.P:­
Itze((, SPD: So ist es!) 

Wir haben zwar einentollen Bevölkerungszuwachs, aber an 
die Größe von -Baden-Württemberg trauen- wir uns trotzdem 
nicht heran. Wir haben aber fast_so viele Lehrerinnen und 
Lehret ein~estellt. 

Wir haben die Zahl der Studiensemin_are verdoppelt. Wir ha- -
ben die Sonderschullehrerausbildung, die Sie abgeschafft_ha­
ben; wieder neu eingesetzt. 

(Beifall beicSPD und F.D.P.) 

- Wir haben 1 000 neue Referendarinnen- und Referendarstel­
len geschaffen. Ich möchte gern wissen, was Sie an derselben 

_ Stelle get~n hätten. 

(Mertes, SPD: Gott sei Dank nicht!) 

Sie hätten vielleicht wie in Hessen die Lehreraus- und 
-Weiterbildung abgebaut, um Ihre Garantie zu verwirklichen. 
Das ist nämlich dortdrüben das Konzept gewesen. Für uns ist 
klar, an den Schulen dieses Landes gibt es UnterrichtsausfalL 
Wir würden ihn gern auch auf null herunterdrücken. Natür-

- lieh istje_de Stunde, die ausfällt, zu viel. Aberdafür h~ben wir-
1996 das von Ihnen S? gescholtene Konzept KOSI 2010 ent­
wickelt und durchgeführt. Es hat gegrifien, Herr Kollege. Wir 

haben die Unterrichtsversorgung in der Grundschule auf den 
Bereich von 99 % Versorgung bei 1 % Unterrichtsausfall her­
untergedrückt; Es iststruktureller UnterrichtsausfalL 

(Bracht, CDU: Läche-rlich!) 

Dies bedeutet, dass Pflichtstunden alle zu fOO % erteilt wer­
den können.-

• 

• 
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Herr Kollege, vJenn Sie das lächerlich finden; sollten ·sie ein­

fach einmal diese Schulen besuchen,-

(Bracht, CDU: Haben Sie Kinder 

in der Grundschule?) 

die Ihnen dann sagen, dass sie so gut wie im Moment_ noch 

nie ausgestattet gewesen sind. 

(Frau Schneider, CDU: Geben Sie 

uns einmal die Adressen!) 

-Sie können jede Schule -des Landes besuchen und werden an 

den Grundschulen hören, dass es so ist. 

(Beifall bei SPD UJ"]d F.D.P.­
Heiterkeit bei der CDU) 

PräsidentGrimm: 

Meine Damen •Jnd Herren, als Gäste im Landtag begrüße ich 

Schülerinnen und Schüler der Theodor-Heuss-schule Maii)Z~ 
Hechtsheim sc1wie -Mitglieder des- Reservistenverbandes. 

Herzlich willkommen im tandtag! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile der t.bgeordneten Frau Thomas das Wort. -

. Abg. Frau Thomas,BÜfiiDNIS 90/DJE GRÜNEN: 

Herr -Präsident, meine sehr geehrten "Dafnen und Herren! 

Liebe Frau Brede-Hoffmann, ich habe eigentlich auch nichts 

Neues bei dem gehört, was Sie gesagtliaben. -

(Beifall des· BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
M~!rtes,-SPD: Sie werden auch nichts 

Neues sagen! Sie werden Ihre 
Litanei auch wiederholen!) 

Ich hoffe nur, dass Sie dasselbe auch draußen sagen; denn 
dann verstehen die Leute wenigstens, wie ernst Sie die· Pro- · 

bleme vor Ort c: n den Schulen nehmen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und CDU) 

Mit Ihrem Maß:1ahmenkatalog, den Sie unaufhörlich wieder­

holen, blenden Sie doch aus, was es tatsächlich derzeit an 

Problemen gibt. Fragen Sie doch einmal.ari Schulen nach. 

(Mertes,-SPD: Machen Sie uns doch nicht 

vor, wo wir hingehen müssen!) 

Da bekommen Lehrerinnen und Lehrer Anrufe von drei Schu­
len, die sagen: Wenn Sie zu uns kommen, dann bekommen 

Sie ein Topangebot. - Es ist doch tatsächlich eine ganz neUe 

Problemlage vorh~nden. Es ist nicht neu und nicht Oberra­

schend, aber es fehlen Lehrerinnen und Lehrer an allen Ecken 

und Enden, vor allen Dingen im Bereich der berufsbildenden 

Schulen. Man muss diesen Bereich, die berufsbildenden Schu­

len, nennen, dem Sie sich gern annehmen, Herr Kuhn. Nur, 

man muss sagen, er liegt im Wesentlichen in lh"rer.Verantwor­

tung, einmaLdurch die Tätigkeit Ihres Staatssekretärs Glahn, 

ein and~res Mal im Bereich de-s dualen Systems der Ausbil­

dung in der Zuständigkeit des Wirtschaftsministers. Sie müs­

sen dann doch einmal sehen, welche Entwicklungen. Sie zuge­

lassen haben. 

(Kuhn, F.D.P.: Nennen Sie doch 

einmal die Zahlen!) 

Es gibt zu wenig Ausbildungsplätze. Deswegen gibt es einen 

enormen Andrang an· den berufsbildenden Schulen, Fach­

. schulen und andere. 

. (Kuhn, F;D;P.: Das istdoch. 

von vorgestern!­

M~rtes, SPD: Sie reden das 
Land schlecht!) 

- 4 000 Schülerinnen und Schüler kommen in diesem Jahr zu­
sätzlich dorthin. 

(Beifalll:iei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben damit.die Konsequenz, dass sie dort ein breiteres 
Bildungsangebot bringen müssen. Dafür fehlen -Ihnen die 

Lehrer und Lehrerinnen, Herr Kuhn. Dann frage ich mich, 

·warum Sie sith seit einigen Wochen damit großtun und sa-. 
gen: Die F.D.P. kümmert sich jetzt insbesondere in der näch­

steQ Wahlperiode um die berufsbildenden Schulen. 7 Wer hat·· 

Sie eigentlich daran gehindert, sicli in den letzten Jahren da­
rum zu kümmern? · 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Bracht, CDU: So istes!) 

- Wer.hat Sie daran gehindert, tatsächlich dort für eine bessere 

Ausstattung mit Lehrerinnen und Lehrern und dafür zu sor- __ 

gen, dass Sie rechtzeitig Maßnahmen ergreifen? 

(Frau Br~_de-Hoffmann, SPD: Wo sind 

denn von den 600 Lehrern die meisten 

hingegangen? An welche Schu}a_rt?) _ 

- Mitihnen rede ichdoch im Moment überhaupt nicht. 

Wer hat Sie daran gehindert, Maßnahmen zu ergreifen, dass 

Sie die entsprechende Anzahi an Lehrerinnen und Lehrern an 
diesen Schulen haben können? 

(Mertes, SPD: Jetztwe-rdenSie 

_bloß nicht böse!) 
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- Wenn Sie sich die- neuesten Angaben des Statistischen Bun­
desamts anschauen, dann müssen Sie sich vorAugen führen 
_-darüber müssten Sie einmal reden, Frau Brede-Hoffmann -, 
dass von den zwölf Pflichtstunden in den Berufsschulen gera­
de einmal 10,6 Stunden erfüllt werden. Dies i!:l: im Pflichtun­
terricht der Berufsschulen. Mit diesem Wert liegt Rheinland- -
Pfalz an vorletzter Stelle aller Bundesländer, also von wegen, 
immer die Nase vorn im _wind zu haben. Damit sind Sie gera--

- de einmal \Vieder das letzte Schlusslicht! 

Wenn Sie an den berufsbildenden Schulen herumhören und 
mit Vertretern der Berufsschullehrer sprechen, dann hören 
Sie allenthalben den Hinweis, dass mittler~veile ein halber Be­
rufsschulunterrichtstag ausfällt. Das heiß( ein Drittel fällt 
aus. An vielen Schulen haben Sie nur- einen Berufsschultag, 
der dortangeboten livird. Gleichzeitig steigen aber die Anfor­
derungiman das, was diese Schillerinnen und Schüler dort al­

les mitbringen sollen. 

Meine Damen und Herren vor allen Dingen von der F.D.P., Ih­

re neu entdeckte Liebe zur berufsbÜdenden Schule ist doch 
nur· aus dem schlechten Gewissen und dem Wissen um die 
Versäumnisse, die Sie in den letzten fünf Jahren -in diesem Be­
reich wirklich in dieser Landesregierung zuwege gebracht ha­

-ben, genährt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn Sie das alles überschlagen, dann fehlen an den berufs-
-bildenden Schulen sowohl-im PflichtbereiCh als auch im Wahl­
bereich 450 Lehrer und Lehrerinnen. Nur sagen Sie mir ein­

mal, wo Sie diese hernehmen wollen. Es gibt noch 41 Studien­
seminarteilnehmerinnen und-teilnehmerfür diesen Bereich, 
. die in diesem Schuljahrfertig w~rden. Die Zahl _<jer Studiense­

minarteilnehmer, also derjenigen, die sich für diesen Bereich 
entSchieden haben, nimmtseit 1996 kontinuierlich ab. 

- (Lelle,CDU: Das istaber 

alles Clllsreichend.!) 

Seit 1996; man kann nun yvirklich nicht sagen, dass Sie von 
dieser Entwicklung übemischt worden waren; Herr- Kuhn. 

·was gab es denn von Ihnen an Maßnahmen? Es gibt ein paar 
Vorschläge, die man jetzt-in Ihrem Wahlprogramr!J lesen 

kann. Aber tatsächliche Maßnahmen, die Sie in der Verant­
wortung auch in dieser Landesregierung unternommen -ha­
ben, fehlen. Ich sage Ihnen vor diesem Hintergrund: Hochster 

unverantwortlicher Ausfall an den berufsbildenden Schulen 
und keine Hoffnung alif eine schnelle Behebung dieser 
schlimmen Situation a-uch während des Lehrermangels 

(Glocke des Prasidenten) 

ist eine Pleitenerklärung~ Es ist eirie Pleitenerklärung von !h­
rem Staatssekretär, voil Ihrem Wirtschaftsminister. Das ist ei-

ne ausbildungs- und bildunf,Jspolitische -Pieitenerklärung. 
Hier ist ein Neuanfang nötig, Herr Kuhn. 

(Creutzmann, F.D.P.: Aber nicht 
mit Ihnen!) 

Ihnen traut man als Bankrottelirvielleicht noch eine Konkurs­
verschleppung zu, aber mehr auch nicht-mehr. _ 

-(Beifal! des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zurufe von der SPD: Oje !) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeon:~neten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

_Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu­
nächst einmal wollte ich ähnlich wie Frau Kollegin Brede~ 
Hoffmann darauf hinweisen, dass schon alles -von allen ge­

sagt und schon sehr oft gesagt worden ist, glücklicherweise 
heute zum letzten Mal gesagtworden ist. 

1Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/ÖIE GRÜNEN: 
Vielen Dank!) 

Ich freue mich über diese persönliche Zuwendung der Frau-_ 
Kollegin Fraktionsvorsitzenden der GRÜNEN. Ich werde na­

türlich auch gern auf diese Punkte eingehen., 

Zum Ersten ist mir aufgefallen, dass weder die CDU noch die_ 
GRÜNEN Prozeritzahlent:n den Mund genommen haben . 

(Schweitzer, SPD: So ist es!) 

Das hatseinen guten Grund._ 

(Mertes,SPD: Das muss man 
nämlich beweisen!) 

Ein Hantieren mit irgendwelchen absoluten Zahlen hat Frau 
Kollegin Brede-Hoffmann schon enttarnt. Aber Sie trauen 
sich nicht, die Prozentzahlen-in den Mund-zu nehmen. Meine 

- Damen und Herren, das ist auffällig._ 

- (Beifall bei F.D.P. und SPD­
Zu ruf des Abg. Licht, CDU) -

Es ist auffällig. Es ist belegbar. Sie lesen, dass der Unterrichts­
ausfall an den berufsbildenden Schulen nach vliesentlieh hö­
heren Zahlen in der Vergangenheit auch zu Zeiten der CDU-

- geführten Landesregierung ber5,58 % I legt; Das ist eine Zahl, 
die erheblich verbessertworden ist. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­

Dr. Schmidt, SPD: So ist das!) 

• 

• 
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Aus diesem Grunde gebrauchen Sie keine Zahlen mehr. Das 
gilt fü-r die all!~emein bildenden Schulen. Wir haben eine ähn­

- liehe Entii'Jicklung und eine ständige Verbesserung der Unter-_ 
richtsversorgung. Das sage ich Z_lJ diesem Punkt. 

Ich komme zl. den berufsbildenden Schulen. Es ist schon dar­
gelegt worden, dass die Unterrichtsversorgung besser denn 
je ist. Dass es immer noch eine Lücke gibt, sei dahingestellt. 

- Das ist richti!}· Jede Unterrichtsstunde, die nicht gehalten 

wird, ist auch zu bedaJ.!ern. Es wird sich kein~r in diesem Hau­
se ausnehmen, dass wir_ versuchen, di_e Unterrithtsversorgun9 

auf dem höcr.stmöglichen Niveau zu sichern. Das ist absolut 
selbstverständlich. 

(Zuruf von der CDU: Mit welchen 
Lehrern?) 

Jetzt komme ich zur Situation ari den berufsbildenden Schu-
- Jen. Unsere Initiative z-ielt in die-Zukunft: Wir sehen- wie vie­

le Fachleute, das Ministerium und 1.yie Sie vielleicht auch -, 
dass wir in di:on nächsten Jahren im Hinblick auf die Lehrer­
mangelsituation Probleme h"aben werden. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS ~0/DIE GRÜNEN: 
_ Das haben wir doch jetzt schon!) 

Ich habe lbnen die Zahlen genannt, 5,58 %, _das sind beste 
Zahlen; die können Sie nicht _in Abrede stellen. Wir müssen 
uns aber den zukünftigen Problemen _zuwenden: Es ist rich-­

tig, wir haben in den nächsten Jahren im Hinblick auf die Leh­
rerversorgung ein Pr()b_lem. Da müssen wir zu vernünftigen 

Konzepten-kc•mmen. Wir müssen dann auch sehen, dass wir 
im_ vernünftigen Ausmaß Quereinsteigern eine· C-hance ge­
ben, ohne di:! Professionalisierung_ infrage zu stellen. Wir 

mÜssen auch im die Anwärterbezüge genken. Es gibt ein Bün­
del von Maßr-ahmEm, das es uns ermöglichen wird,den Un­
terricht in der: berufsbildend~n Schulen ·auf höchstem Niveau 

-zu sichern. Da:; muss das Ziel in der Zukunft sein. 

(ZurufdesAbg. Licht,CDU) 

D,as hat nicht! mit einer Situation in der Gegenwart zu tun,_ 
die wir zu bedauern hätten, -

(Licht, CDU: Warum pje 
Konzepte jetzq) 

da sich' die Situation ständig-verbessert. Daran müssen wir ar­
beiten.-Wir sehen Entwicklungen _in der Zukunft, denen wir 

~ntgegentreten müssen. Da sind wir in der P!licht, die duale 
_ Ausbildung auch in der Qualltat zu sichern. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/D_IE GRÜNEN) 

Das werden wirtun. Das werden wir auch gemeinsam_tun. 

Darauf können_Sie sich verlassen. 

Das Problem Lehrermangel bekommt aufeinmal einen ganz 
-neuen')-ouch; 

(ZOrufdesAbg. Licht;CDU) 

HerrLelle, es ist doch eine neue Variante darin. ln den letzten 
- - -

_Reden haben-Sie immer auf den Unterrichtsausfall hingewie- _ 

sen. Jetzt auf einmal hat. das Thema Lehrermangel auch Sie 
bei der A_rgumenfation eingeholt. Da verstehe fch aber die Si­

tuation nicht. Der sich abzeichnende Lehrermangel ist ein 

bundesweites Phänomen. Alle Blindesländer werben um Leh­
_rer. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Alle Bundesländer -und auch Rheinland-Pfalz bemühen sich_ 
- _darum, auf diesem Lehrerarbeitsmarkt entsprechend erfolg­

reich zu sein. Das hat aber nichts damit zu tun, was in den -

letzten Wochen _und Monaten gesagt wurde. Das ist eine Sa- _ 
che,-die letztendlich. nicht länderspezifisch ist. Auch da müs­
sen wir sehen; dass wir mit entsprechenden Maßnahmen in 
der Zukunft unseren Anteil an dJ;!r Lehrerversorgung sich~rn, 
damit die Qualität des-Unte-rrichts in Rheinland-Pfalz erhal-_ 
ten bleibt. 

(Beifall der F.D.P. upd der SPD- -
Glocke des Präsidenten) 

Präsident Grimm~ 

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Staatsminister Pro­
fessor Dr. Jürgen Zöllnerdas Wort. -

-- Prof. Dr. Zöllner, 

Ministerfür Bildung, Wissenschaft Und-weiterbildung: 

-H_err Präsident, meine Damen und Herren! "Schönfärberei", 

"Bildungschaos", "die Li~hrer-werden aus dem.L~nd getrie­
ben", das sind wahrlich starke Worte, die eine sachliche Aus-­
einandersetz-ung zu einem wichtigen Thema ermöglichen so I• 

Jen. Das sind Problemevonseiten der GRÜNEN, die_ angeblich 
nicht bewältigt worden sind. 

Wenden wir uns neben diesen starken Worten den Tatsachen 

zu. Tatsache ist, dass die UnterriChtsversorgung an ünseren 
Schulen e_ines der wes~ntlic~eri und wichtigsten Zfele landes­
politischer Aktivitäten sein muss. 

(Beifall bei SPD-und F.D.P.)-

_ Tatsache ist, dass die Voraussetzungen für eine solche Unter­
richtsversorgul'_lg die Lehrerstundenzu\veisungen an die Schu­

len durch die Landesregierung sind. Tatsache ist, dass wir mit 

einem Versorgungsgrad von 97,7% im allgemein bildenden 

Schulbereich einen der besten Werte _c:Jes letzten Jahrzeh~ts 
haben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 
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Meine sehr verehrten Dämen und Herren von den GRÜNE-N; 

Tatsache ist, im berufsbildenden Schulbereich gab es in den 

letzten 20 Jahren noch nie eine so gute Unterrichtsversor­

gung wie heute. Darauf sind wir stolz, obwohl wir wissen, 

dass wir noch wejter daran arbeiten müssen. 

(Beifall der SPp und der F.D.P.­

Keller, CDU: Das gibt es doch gar nicht!) 

- Diese Zahlen bieten abe;r nur die Voraussetzungen, dass der 

Unterricht gehalten wird. Die aktuelle Situation an den Schu­

len gehört dazu. Frau Brede-Hoffmann und Herr Kuhn haben 

schon gesagt, in welcher Relation ihre immer wieder genann­

ten 30 000 ausgefallenen Unterrichtsstunden zu sehen sind .. 

Das bewegtsich in d·em Rahmen, wie es auch in anderen Bun­

desländern stattfindet. Ich will es durch zwei weitere Bemer­

kungen ergänzen. Dieses ist nicht zufrieden stellend. Wir 

müssen daran arbeiten, aber wir müssen es trotzdem in der 
- - -

richtigen Relation sehen. Ich möchte zu den letzten Werten 

aus <!en 80er-Jahren kommen. Im Jahr 1986 wurde schon ern­
mal eine solche Untersuchung gemacht. Das Parlament ist da­

mals über diese Situation unterrichtet worden. 

(Leire, CDÜ: Wie viel Schüler 

gab es damals?) 

Meine Damen und Herren, die von Ihnen zitierten 

30 000 Stunden entsprechen ungefähr 3,8 %. Sie sagen nicht, 

woher Sie die Zahlen ~aben. 1986 lag dieser temporäre Un­

terrichtsausfall im Grund- und Hauptschulbereich bei 4.4 %. 

l_m Realschulbereich lag er bei 6,6 % und im gymnasialen Be­

reich bei 6,9 %. -

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und _von der SPD) 

Es beruhigt mich, dass es im Bereich der CDU offensichtlich 

- noch Leute gibt, die dieses verantwortungsvoll diskutieren. 

Ich darf aus dem .,Triere;r Volksfreund" _vom 5. Februar zitie­

ren, in dem Herr. Billen laut Zeitungszitat Folgendes gesagt 

-hat: Dass es die eif1hundertptozentige UnterrichtSgarantie, 

eines der CDU-Wahlkampfversprechen, nicht gibt, das wissen 

wir auch.- Meine Damen und Herren, das ist eine beruhi_gen­

de Analyse der Situation. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­

Mertes, SPD: Hört, hört!) 

Trotzdem gibt es Probleme. Es gibt Probleme, geeignete Leh­

rerinnen und Lenrer beifrei werdenden Stellen zu gewinnen. 

Das ist dadurch bedingt, dass wir eine Pensionierungswelle 
erleben. Das heißt, sehr viele Lehrerinnen und Lehrer schei­

den aus. Es gibt zum anderen Mangelsituationen in einzelnen 

Fächern. Ich darf Ihnen hiermit mitteilen, dass die Situation in 

Rheinland-Pfalz bei dem neueTI Ei11stellimgstermin, Stichtag 

31. Januar 2001, aus meiner Sicht hervorragend bewältigt 

worden ist. 

Wir hatten die Möglichkeit, 681 Vollzeitlehrereinheiten zu _ 

besetzen. Davon sind 522 Einstellungsmöglichkeiten mit 

651 Personen besetzt worden. Darüber hin-aus liegen ver­

bindliche Zusagen in der Größenordnung von 60 Stellen.vor. 

Weitere 56 Stellenäquivalente wurdendurch Aufstockungen 

abgedeckt, sodass insgesamt 639 Stellen besetzt sind. Das 

_ heißt, dass bis auf eine Größenordnung von ta. 40 Stellen 

praktisch alle freien und besetzbaren Stellen besetzt sind. 

Das ist in einein großen System de-r Rest, der durch Fluktua­

tionsicher immer frei bleibt. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Das heißt, dass allen Unkenrufen zum Trotz das Land 

Rheinland-Pfalz hervorragend mit der ohne Zweifel beste~ 

henden Herausforderung fertig geworden ist. 

(Bracht, CDU: Lächerlich!­

Mertes, SPD: Sie sind aas, Herr Bracht! 

Das istwirklich wahr!) 

Worauf ist das zurückzuführen? Es ist erstens darauf zurück­

zuführen, dass die von Ihnen so geschmähte ADD mit ihren 

engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern _hervorra­

gende Arbeit geleistet hat. 

(Beifall bef der SPD und vereinzelt­

- bei der F.D.P.-

Zuruf des Abg. Lelle, CDU) 

Es ist zweitens darauf zurückzuführen, dass wir nicht erst _ 

heute für die Zukunft Vorsorge treffen, sondern dieses Land 

in den 90er-Jahren über 1 000 zusätzliche Ausbildungs- und 

Anwärterstellen geschaffen hat, das heißt, dass die Zahl der 

Seminare verdoppelt wordenist und wir für den Nachwuchs 
Vorsorge getroffen haben. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt 

bei der F.D.P.) -

Es ist drittens darauf zur~ckzuführen, dass wir es auch in der 
Einstellungspolitik immer ernst gemeint _haben und wir Ein-_ 

Stellungskorridore offenhalten wollten. Das heißt, die Tatsa­

che, dass wir in großem Maß junge IVIenschen auf Dreiviertel­

stellen angestellt haben_ und jetzt d!e Möglichkeit haben, 

durch Aufstockungen in Mangelfächern gerade die Kapazitä­

ten auszugleichen, die auf dem Markt nicht mehr findbar 
sind, bedeutet, dass Rheinland-pfalzmit diesen Herausforde­

rungen bundesweit uin Größenordnungen besser abschnei­
det als andere. 

(~eifall bei SPD und F.D.P.­

Bracht, CDU: Lächerlich!) 

Lassen Sie mich jetzt noch.etvvas zu dem Vorwurf sagen-, dass 

dieses Land die Lehrerinnen und Lehrer aus dem Land treibt. 

• 

• 
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Der Bezug dazu kann und wird- wahrscheinlich das Land 

Hessen sein. 

- {Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Auch Baden-Württemberg!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von· den eingesteH- . 

ten von mir zitierten Lehrerinnen und Lehrern sind allein aus 
dem Bereich der berufsbildendEm Schulen und Gymnasien 

Ober 100 aus anderen Bundesländern nach Rheinland-Pfalz 

gekommen. 

{Beifall bei SPD und F.D.P.­
Mertes, SPD: Hört, hört!- . 

Frau Brede-Hoffmann, SPD: Haben die 
an~eren die vertrieben? Pfui !) -

Übrig~ns kom:nen 14 aus dem Land Hessen. Lieber Herr Lelfe, 

ich kann diese Zahlen gernin Vergleich zu dem setzen, was 

meine Kollegin heute im Land Hessen gesagt hat; dass inge­

samt das Bundesland Hessen durch seine Aktion in der Grö­

ßenordnung von 60 Lehrerinnen und Lehrern aus anderen 

Bundesländern gewonnen hat. 

{Mertes, SPD: Hört, hört!) 

Die Tatsach-en sind meines Er-achtens ein überzeugender Be­

weis für die erfolgreiche Bildungspolitik und die Attraktivität 
des Schulsystens in Rheinland-Pfalz im Vergleich zu anderen 
Ländern. 

{Beifall der SPD und der F.D.P.-
Frau Brei:le-Hoffmann, SPD: Nach Hessen· 

treibt man nicht so gern!) 

Meine Damen und Herren, ich komme zur aktuelle-n Situation 

· der Versorgung mit Lehrerinnen und Lehrern an rheinland­
pfälzischen Schulen, Das Land Rheinland-Pfalz hat im Ver­

gleich zu anderen Bundesländ~rn mehr Mittel in die Schulen 

investiert. Es hat mehr Lehrerinnen und Lehrer eingestelltals 
andere Bunde;länder. Es hat durch Ausweitung der_Ausbil­

dungskapazit~ten überdurchschnittlich viel Vor-sorge getrof­

fen. Das Schöne daran ist, die Lehrerinnen und Leh·rer und die 
Schulen in Rh·~inland-Pfalz wissen das. Auch außerhalb des 

Landes ~heinland-Pfalz hat ·man das zur Kenntnis _genom­
men. 

{Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Direktoren lügen aber!) 

· Ich bedanke !Tl ich. 

{Anhaltend Beifall der SPD 
und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

--_Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Josef 

Keller das Wort. 

(D!· Schmidt, SPD: Katastrophen-Keller! 

Jetzt kommt_die_ Katastrophe!) 

Abg. Keller,_CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Darnen und Herren! Ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten aus der Lokalausgabe 

der .. Rheinpfalz" aus Ludwigsliafen vom 8. Februar: .. ln der 
Grundschule erleben Kinder normalerweise riach der zweiten 
Klasse ihren einzigen LehrerwechseL Anders an der ·Friesen: 

heimer Luitpoldschule. Hier haben die Mädchen und Jungen 
der 2 bin eineinhalb Jahren schon die vierte Klassenlehrerin. 

Wegen Lehrermimgels wurde diese Klasse im Dezember n_un 

noch aufdie beiden anderen zvveiten Klassen aufgeteilt." 

Das ist leider die Realität und kein Einzelfall, meine sehr ver­

ehrten Damen und Herren. 

{Beifall der CDU) 

So kann man natürlicli ~uch die Statistik fälschen, wenn wäh­
rend des Jahres Klassen aufgelöst werden müssen und sp wei­
ter.-Das ~ind Tricksereien. Herr Minister, das hat Methode. 

{Mertes, SPD: Sie müssen von Tricksereien 

reden! Koffermann! Der bildungs­
politische Koffermann!) 

Diese Landesregierung -_Herr Kolleg~ Lelle wie auch Frau 
Thornas haben darauf hingewiesen- w~r unfähig, den struk­

turellen Unterrichtsausfall zu beseitigen . 

Frau Kollegin Brede-Hoffmänn, dieser _ist nicht so gering, wie 

Sie so gern schönrechnen wollen, Es fehlen 1 000 Vollzeitleh­

rerstellen. 30 000 Stunden können in der Woche niefit gehal-
ten·werden. Der Herr Minister hat diese Zahl im letzten Jahr 

bestätigt. 

{Frau Brede-Hoffmann. SPD:_Wie haben 

Sie die denn ausgerechnet? Rechnen Sie 

das einmal vor! Herr Keller, 
b~legen Sie das einmal!) · 

Dazu kommt noch der temporäre Unterrichtsausfall von 
manchinal6%, 8% oder 10%. 

{Mertes, SPD: Bei Ihnen muss er 

oft ausgefallen seiri!) 

Bildungsminister Zöllner wird in die Geschichte dieses Landes 
eingehen. 

{Starker Beifall der CDU, der SPD · 
. -. und der F.D.P.) 
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Herr Minister, ~nd zwar werden Sie in die Geschichte dieses 
Landes als Unterrichtsausfallminister eingehen. Noch kein 

- Kultusminister in diesem Land hat es hin bekommen, in seiner 
Amtszeit so viel Bildungsabbau zu betreiben. Sie sind kein _Bi I- -
dungsminister. Sie sind ein Bildungsabbauminister. Schlim­
mer könnte eine Bilanz nicht aussehen. 

(Beifall der CDU) 

Nun kommt das große :!\blenkungsmanöver der SPD. Sie ver­
spricht die flächendeckende Einführung von Ganztagsschu~ 
len. Wer Ahnung vom Schulwesen hat, weiß, dass eine Ganz­
-tagsschule die lehrerintensivste Schulform überhaupt ist. 

(Glocke des Präsidenten) 

- Noch ganz kurz: Diese Landesregierung hat es nicht ge­
schafft, genügend Lehrer für die Halbtagsschulen zur Verfü­
gung zu steflen. Wo bitte ·schön sollen die Lehrer_ für den 
Nachmittag herkommen? Wollen Sie jetzt auch noch Unter­
richtsausfall am Nachmittag, Herr Minister Zöllner? 

_ (Beifall bei der CDU) 

Das darf doch nicht wc:hr sein. Die CDU giQt eine Garantie, 
dass morgens die Lehrer an~esend sind. Das ist die Pflicht, 
die Sie bisher sträflich vernachlässigt haben. -

Danke schön. 

(Beifall der CDU und desAbg. Mertes, SPD­
Mertes, SPD: Er ist immer wieder gut!) 

Präsident Grimm: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Erau 
Brede-Hoffmann das Wort. 

Abg. Frau t;lrede·Hoffmann, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen uod Herren! Ich glaube, die 
Zahlen, die Herr Minister Zöllner eben über das vorgelegt 
hat, was am 1. Februar gelunge-n ist, h-aben dem Herrn Kolle­

gen Keller so sehr die Sprache verschlagen, dass es dann _zu_ 
dem schönen Satz geführt hat: Dieser Minister wird in die Bil­
dungsgeschichte dieses Landes eingehen.- Er wird es; und wir 
sind stolz darauf. Herr Keller, wir danken Ihnen dafür, dass 
Sie das festgestellt haben. Ich wollte es noch einmal wieder­
holen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Ich denke, 40 Stellen, die durch eine aktive Arbeit der ADD, 
die Sie ständig als unfähig bezeichnet haben, in den nächsten 
Wochen noch besetzti."Jerden, sprechen eine deutliche Spra­
che. Das geschieht zu einem Zeitpunkt, zu dem wir alle wis-

sen, dass die Zahl derjeriigen,.die in Rente oder Pension ge­
gangen sind, _besonders hoch ist, weil strukturell diejenigen, 
dievorzeitig in Ruhesta~d-gehen, ab 2001 Nachteile hab~n. 

-Also haben sie es zum Jahresende des Jahres 2000 in wesent­
lich größerer Zahl gemac(Jt. Die ADD hat es dennoch bewäl­
tigt. Sie _sollten vielh:!icht wenigstens eirimal so fair sein, den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern_in dieser Behörde, die ei­
ne schwierige Arbeit·zu leisten hatten, dafür auch Ihren Re­
spekt zu :Zeigen. 

(Beifall bei d~r SPD und vereinzelt 
bei der F.D.P.-

Bracht, CDU: Die können doch 
nichts dafür!) 

Wir zeigen dem Respekt, und wir bE;:danken uns ausdrücklich 
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dafür. 

(Leite, cÖU: Diese Masche zieht nicht, 
Frau Brede-Hoffmann! Ihre Position 

stimmt nicht!) 

Lassen Sie mich noch einige Sätze zu dem sagen, was Herr 
Lelle-vorhio meinte, \'Iias alles passieren müsste, es müsste zu 
jedem _x-beliebigen Termin im Jahr eingestellt ~verden. Herr 
Leite, an den ber_u_fsbildenden Schulen passiert das schon; Das 
haben Sie nur noch nicht gehört, aber es ist so. Wir stellen 
ein, wann immer sich offene Stellen bieten und ein Kollege 
oder eine. Ko-llegin eingestellt werden ka-nn. 

Es passiert geoau dann, wen~ zum Beispiel an ~iner Schule 
-wie bei uns in- Mainz die Theodor-Heu5s-Schule; heute sind 
die Schülerinnen und Schuler anwesend_- kein Physiklehrer 
gefunden werden kann, weil im Moment tatsächlich keiner 

da war. Aber auch das Ministerium und die Schulaufsicht ver­
suchen, phantasievolle Lösungen zu finden. Die Universität 
hat ~usgeholfen. Von dort ist Physikunterricht erteÜt worden. 
Die Schule hat nun einen Physiklehrer zugewiesen bekom­
men. Das Ministerium wartet nicht, sondern es findet dann 
auch diese ph<mtasievollen- Lösungen~ Das haben Sie noch 

- nicht gehört. Das mussen Sie aber einfach einmal zur Kennt~ 
nis nehmen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 9i:l/DIE GRÜNEN: ~ 
Wie oft wollen Sie dieses Beispiel 

denn noch quälen?) 

Die Universitäten werben. Die Schulen werben. Wir haben 
Abiturientenbriefe. Wir legen aber Wert darauf, dass Studie­
rende über ihren Studienplatz auch selbst entscheiden. Wir 
legen Wert darauf, dass junge -Menschen tatsächlich die Ent-

-scheidung mit vollem Herzen fällen und dann auch wissen, zu 
welchem Beruf sie sich bew,erben wollen und fur welchen_Be­
ruf sie an die Universität gehen wollen. -

(Glocke des Präsidenten) 

• 

• 
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Ich komme_ zL,r Bezahlung von Lehramtsanwärterinnen und 

Lehramtsanwiirtern. H!=!rr Kolle_ge, Sie haben es viell~icht 

noch nicht gehört, bundesweit ist man daran, die Bezüge der 

Lehramtsahwiirterinnen und Ll~hramtsanwärter wieder anzu­
heben. Es mu;s eine Bundesregelung kommen. Dieses Land­

hat sie initiiert. Vielleicht haben Sie~ es nicht mitbekommen, 

aber es war so. -

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Dieses Land setzt sich an die Spitze solcher Bewegungen. Herr 

- Keller,.noch einmal: Danke für den Satz zum Minister, -

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Grimm: 

·Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Tho:nas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Natürlich hat Herr Professor -
Dr. Zöllner Zahlen genannt, aber die Zahlen, die ihm unange­
nehm waren, hat er nicht g(;!nannt._ 

_(B·~lfa!l bei BÜNDNIS90/DIE ~RÜNEN 
und CDU) 

Herr Professor Dr. Zöllner, "Yenn Sie sagen, Shi hätten Vors-or­

ge betrieben und die Ausbi!dungsbereich_e ausgeweitet, sind 
Sie mit keinem Wort auf die Zahlen eingegangen, die ich Ih­

nen über die Studienseminare für die beruf~bil9enden Schu- -
len gemannt h:~b-e.-Das haben Sie nicht beobachtet. Sie kön­
nen auch nicht behaupten, dass Sie diesen Bereich ausgewei-· 

tet hätten; weil die Zahl derleilnehmer an--Studienseminaren 

seit dem Jahr 1996 drastisch zurückgegangen ist: Zum jetzi­
gen Zeitpunkt gibt es nur 41 Teilnehmerinnen und Teilneh­

mer an Studienseminaren, die dieses_Jahrfertig werden. 

Wenn ich mich richtig erinnere, lautet die Öberschrift für die­

se Aktuelle Stunde .,Aktuelle Situationder Lehrerversorgung 
in Rheinland-F'falz". _Deshalb habe: ich mich nicht bemüht,­

über die UnterrichtSversorgung an allen Schulen: zu reden~ 
sondern ich hE,be mich auf den schulischen Bereich konzen- -
triert, in dem wir bezüglich der Lehrerversorgung das größte 

Problem haben und in dem wir die meisten Probleme haben, 

qualifizierte- L•~hreJi!lnen und Lehrer zu finden, und_ zwar 
nieht in Zukunft:, sonde-rn schon heute, Herr Kuhn. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Dann verstehe ich es ~ut, wenn die I'.D.P. den Blick in die Fer~. 
ne und in die·-Zukunft schweifen lässt, weil es ihr in der Ge-

genwart ungemütlich wird, Herr Kuhn. Deshalb sager1 Sie zur 
Gegenwart kein Wort mehr. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der CDI)} 

- -

Sie fragen hach LÖsungsvorschlägen. Wir haben im Lauf die­

ser Wahlperiode eine Menge Lösungsvorschläge unterbrei­
tet. -

Unter anderem h_aben wir d~rauf gedrängt, die Lehrerinnen­

-Und_ Lehrerausbildung zu reformieren. Das ist ein Grundstein; 
wenn man dara_n denkt, künftig Lehrerinnen und Lehrer ver­

stärkt_ im Land ausbilden züwollen und einstellen zu können. 

Herr Kuhn, jetzt raten Sie einmal, an wem das gescheitert ist. 

Es scheiterte daran, dass Sie_sich_mit Ihrem K-oalitionspartner 

nicht einigen konnten. Sie haben sich fünf Jahre lang bei der 

Fra·ge der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung blockiert. Sie 

haben eine komplette Wahlperiode mit der Lösung dieser 

Probleme verschenkt 

-(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der CDU) 

Das ist Ihre Bilanz bezüglich dieser Frage. Sie Jlaben an dem 
Problem der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung vorbei ge­

- schlafen und sind diesbezöglich nicht vorangekommen. 

Deshalb gilt auch nicht die Ausrede, dass Sie-Vorsorge betrie­

ben hätten. Sie- betreiben jetzt die ~lusht aus der Gegenwart 

in die Zukunft. Es vlilrd lhnen"fiicht gelingen, sich jetzt aus der 
Verantwortung herauszustehlen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn; F.D.P.: 

Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Thomas, ·es tut 

mir leid, dass ich mich wiederhole: Die Unterrich~versorgung 
an den berufsbildenden Schulen ist so gut wie sei~ vielen Jah­
ren nicht met'!r.Die Situation ist hervorragend, 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
-Zuruf der Abg. Frau Thomas, _ 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

aber diese Zahlen nehmen Sie bewusst nicht in den Mund. 
Wenn wirwie viele andere.auf künftige Probleme hinweisen; 

Ist das aus politischer Sicht dochwirklich zu begrüßen. Es ist 
doch nicht möglich,_ nur den heutigen Tag zu betrachten. 
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Wenn die Zahl der Teilnehmer an den Studienseminaren zu­
rückgegangen ist, liegt das nicht in der VeraJ1tl.'l!ortung des 
Landes, sondern-es gibt andere Faktoren, wie zum Beispiel 

die anspringende Konjunktur, die letztlich finanziell attrakti­
vere Arbeitsplätze in der Wirtschaft anbietet. Danri ist es vie­
len jungen Leuten nicht zu verdenken, wenn sie sich anders 
entscheiden-. 

Diese Situation gab _es im berufsbildenden Schulwese~ in Ab­
hängigkeit vom Konjunkturzyklus immer. Darauf wird ver­

wiesen, und die Probleme und die Ent\'lficklung, die auf uns 
zukommen, werden erkannt. Dann müssen wir Konzepte 
entwickeln- das machen wir-, um die Unterrichtsversorgung 

für die nächsten Jahre zu sichern. 

Zur _Lehrerausbildung: Meine Damen und Herren, leider kön­
nen die katastrophalen Vorschläge der Fraktion BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN im Detail nicht dargestellt werden, aber­
ich will kurz etwas dazu sagen. Wirlehnen die von Ihnen be­
absichtigte totale Nivellierung -und den Einheitslehrer, den 

Sie propagieren wollen, ab. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was haben Sie denn getan?) 

Wenn Sie das durchsetzen würden, wäre das mit einem ekla­
tanten Qualitätsverlustverbunden, vor allen Dingen im Be­
reich der Realschulen-und Gymnasien. Das machen wir aber 
nicht mit. Ihren Egalisierungs- und Nivellierungsabsichten 

- werden wir auch in Zukunft einen Riegel vorschieben. Darauf 
können Siesich verlassen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Deshalb rufe ich nun den zweiten Teil der 

auf: 
AKTUELLEN STUNDE 

"Zustände und Zuständigkeiten in der 
Verbraucherpolitik in Rheinland-Pfalz" 

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucl<..sache-13/6786-

Für die antragstellende Fraktion spricht die Abgeordnete 
Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE_GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! "Der BSE-Skandal markiert das 
Ende der Landwirtschaftspolitik alten Typs. ln Zukunft hat 

der Verbraucherschutz Vorrang vor wirtschaftlichen Interes­
sen." Meine Damen urid Herren, so lauten die ersten Worte 

des Agrarberichts 2001 der Bundesregierung. Damit stellt die 
Bundesregierung klar, dass fortan das Prinzip des vorsorgen­
den Verbraucherschutzes gilt. 

Meine Damen und Herren, das ist eine Ent\'llicklung und eine 
Erkenntnis, die in die richtige Richtung geht, aber die ist bei 
dieser Landesregierung noch nicht angekommen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Schutz von Verbraucherinnen und Verbrauchern in 
Rheinland-Pfalz ~yurde in den Vor-BSE-Zeiten bis heute poli­

tisch weitgehend ":larginalisiert. 

Herr Bauckh-age 

(ZurufdesAbg. Cfeutzmann, F.D.P.) 

und Herr Creutzmann, wer vör drei Jahren - zu dem Zeit­
punkt waren Sie noch nicht dabei, aber bereits die F.D.P.­
Fraktion -die Zuschüsse an die Verbraucherzentrale noch um 
10 % gekürzt hat, kann heute nicht glaubwürdig für sich die 
Vorreiterrolle in Sachen Verbraucherschutz reklamieren. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wer sich heute so uneinig über die richtige institutionelle 

Verankerurig des Verbraucherschutzes innerhalb der Landes­
regierung ist, kann nicht gleichzeitig eine optimale Organisa­
tion für sich reklamieren. Das wird auch nicht funktionieren. 

Meine D_an}en und Herren, wer eine so katastrophale Infor­
mationspolitik wie Herr Wirtschaftsminister Bauckhage hin­

sichtlich der Fu:ttermittelkontrollen betreibt, kann einfach 

nicht für den not\'l!endigen Vertrauensgewinn bei den Produ­
zentinnen und Produzenten sowie bei den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern stehen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das beste Instrument für den Schutz der Verbraucher im Le­
bensmittelbereich ist -sicherlich die erforderliche Wende rn 

der Landwirtschaftspolitik. Das ist keine Frage. D~zu werden 

wlr morgen bei verschiedenen Tagesordnungspunkten noch 
mehr hören. 

Heute will ich den Fokus aber auf die vorausschauende Ver­
braucher.politik lenken, die in Rheinland-Pfalz im Argen liegt. 

Würden wir den Stellenwert, den die Landesregierung dem 
Verbraucherschutz beimisst; an der Zahl der Minister; die da­
ran beteiligt sind, messen, könnte sicher behauptet werden, 

dass Rheinland-Pfalz an der Spitze bzw. weit vorn liege, weil 
drei 1\ffinister in diesem Bereich tätig sein sollen. 

Die Zahl der Minister ist aber natürlich der falsche Maßstab. 
ber Maßstab muss sein, ob die Zuständigkeiten unter einem_ 

• 

• 
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Dach gebündelt, die Kompetenzen zusammengeführt wer­
den und daraus ein Ausweg· ausden zersplifierten Zuständig­

keiten gefunden wird. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diesen Weg !ind die rotgrüne Bundesregierung und andere 

Länder gegangen, nur Si_e wollen weiterhin mit drei Köchen 

an diesem Br~i kochen. Wie sie damit die Verbraucherinnen 

und Verbraucher -statt den Verbrauch konsequent schützen 

wollen, das bleibt ihr Geheimnis. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Insbesondere vor dem Hintergrund der guten Erfahrungen in 

Nordrhein-Westfalen plädieren wir für eine Zusammenfüh­

rung dieser Kompetenzen in einem Ministerium, in dem Um­
weltpolitik, Landwirtschaft und Verbraucherschutz ge~ün­
delt werden; denn -dort können die Aufgaben der verTässli-

. _ chen KontroJ:en vom Stall- bis zur Ladentheke wahrgenom­

men werden. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir plädieren für eine BündeJung nicht nur im Bereich_der Le­
bensmittelsicherheit, sondern auch in anderen Bereichen-, 

wenn es um den Verbraucherschutz geht. 

Deshalb ist-die Kritik der F.D.P.-Fraktion, mit einer solchen 

Zusammenle~ung würde den_Landwirten die Schuld in die 
Schuhe geschoben, völlig absurd und an der Sache vorbei. 

(B~ifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Frau C:rützrnacher, BÜNq_NIS 90/DIE GRÜNEN: 

·sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, es herrscht in dieser Landesregie­
rung auch Un~inigkeit. Herr Beck plädiert-für einen-verbrau­

cherschutzbeciUftragten, Frau Martini sagt, das Landesunter­

suchu~gsamt ist unse·r neues Landesamt für Verbraucher­
schutz, und Herr Bauckhage sagt, es ist alles bestens organi­

siert. Er ist im wahrsten Sinne strukturkonservativ und unfä­

hig zu Neuerungen ihdieser Frage. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GR(JNEN) 

Wenn man nicht damit klarkommt, wo man den- Verbrau­

cherschutz ve:ankern will, dann gehen solch öffentlich aus­
getragenen Differenzen·zulasten der Verbraucher und zu las­
ten der Pr:odu:~enten. 

(Bt~ifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE~­
Glocke des Präsidenten)--

Auch deshalb plädieren wir fOr eine Zusammenlegung. Da­

rüber hinaus - noch wenige Sekunden - ist es unverzichtbar, 

dass wi"r die unabhängige Verbraucherzentrale dauerhaft in­
stitutionell stärken. Das geht nichtüber einen einmaligen Zu-

schuss, sondern das geht nur über die Erkenntnis, dass dort 
ein quicklebendiger und aktiver Anwalt für die Verbrauche-

· rinnen und Verbraucher sitzt, den wir-als Ergänzung für die 

gesamte noch fehlende Leistung im Verbraucherschutz von 
dieser Landesregierung benötigen. 

Nur mit einem Bündel dieser drei Maßnahmen werden wir es 

wirklich schaffen, auch !n Rheinland-Pfalzeinen vorausschau­

enden, aktiven und wahrhaftigen Verbraucherschutz leisten 

zu können. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Präsident Grimm: 

.Ich erteile der Abgeordneten Frau Elsner das Wort. 

Abg. Frau Elsner, SPÖ: 

Herr Präsident, meine· sehr geehrt~n Damen und Herren! 

Frau Kollegin Thomas,zu·dem, was Sie -eben und auch in Ihrer 

Pressekon!erenz zum Thema Verbrauc_herschutz gesagt ha­

ben, kann man nur bewundernd sa~en: Sie haben sicherlich 
das Rad neu erfunden,- Das Land ist seiner Verpflichtung für 

-den Verbraucherschutz in sehr hohem Maße nachgekommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegenvon den-GRÜNEN, wenn Sie· 

von einet Zersplitterung der Zuständigkeiten sprechen, kann 
ich nur sagen, dass Sie offenbar die Regierungserklärung der 

MinisterinXünast nicht gelesen haben; 

(Frau Thomas,BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wir haben sie sogar gesehen!) 

denn aus der geh~ auf Seite 2 ganz eindeutig hervor, dass 

Verbrauchersch-utz eine Querschnittsaufgabe ist. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:· 

Davon bin ich auch überzeugt!) 

Frau Künastsagtwörtlich: "Verbraucherschutz ist nicht Sache 

eines Ministeriums. Diese Politik ist in der ganzen Regierung" 

-sie meint damit die Bundesregierung - "gut aufgehoben~" 
Sie riennt gleichzeitig acht Ministerien. · 

ln Rheinland-Pfalz hat die Kooperation zwischen den Minis- _ 

_ terien sehr gut funktioniert. 

- (Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Alle acht?) 

-wir werden_ uns nicht- d_as schreiben wir uns auf die Fahnen­

populistisch und in einer ÜberreaktiOn dazu hergeben, wie in 
Bayern ein Verbraucherministerium zu schaffen. D-iese Hektik 

. -
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- kann nämlich_ zur Folge haben, dass der ausersehene Kandi­
_- dat noch vorder Nominierung ausgetauschtwerden muss. 

(Unruhe bei der CDU) 

Es bezweifelt niemand, 

(Zuruf des Abg. Licht, CDU) 

dass es aufgrund der BSE~Krise höhere Anforden.mgen an 
den Verbraucherschutz geben muss, Herr Licht. Die Landesre­
gierung hat in diesem Fall sehr schnell und unbürokratisch 
gehandelt. 

So wird dieVerbraucherzentrale neben den knapp 2,4 Millio­
nen DM weitere 350 000 DM für die zusätzliche Verbrauch-er­
aufklärung im Ernährungsbe_reich erhalten. Dies erscheint 

- -
uns wichtig und macht auch klar, dass wir die derzeitige Ver­
unsicherung- der Verbraucher sehr ernst nehmen. Ebenso 
können dadurch die Verbraucherberatungsstellen die ver­
mehrten Anfragen, die entstanden sind, personell auffangen. 

Die ~andeszuschüsse für die Verbraucherunterrichtung bei 
den landwirtschaftlichen Beratungsstellen liegen ebenfalls­
bei gut 2,6 Millionen Dl\11. Da~eberi gibt es auch das Landes­
untersuchungsamt, das sich den gesundheitlichen Verbrau­
cherschutz auf seine Fahnen geschrieben hat. 

Meine Dameri und Herren von der Opposition, Ihr größter 
Fehler ist es, dass Sie das ganze Problem auf die institutionel­
le Verbraucherberatung reduzieren, die sicherlich eine der 

wichtigsten Institutionen ist, was unbestritten ist, aber aiL 
das, was jetzt im Agrarbereich geschieht, dient eben_so dem 

-Verbraucherschutz. 

(Beifall bei der SPD) -

Sie müssen den Tunnelblick nach dem Motto ,.Eine Organisa­
tion macht alles" endlich einmal ablegen. Das kann beim be­
-sten Willen nicht geleistet werden. 

Hervo_rzuheben ist, dass Umweltministerin Martini und-Land-_ 
Wirtschaftsminister Bauckhage _nach Bekanntwerden der er" 

sten BSE-Fälle im Bundesgebiet nicht reagiert, sondern agiert 
haben, 

(Beifall der SPD und derF.D.P.) 

i!ll Sinne der Verbraucherinnen und Verbraucher, aber auch 
im- Sinn der Bauern. An -erster Stelle sind die beschlossenen 
Maßnahmen des Ministerrats unter Federführung von Kurt 
Beck zur Übernahme der Kosten-im kommenden Halbjahr zu 
nennen. Hierzu gehört die Kontro-lle -der Futtermittelindu­
strie, die Kostenübernahme für TestS an Kühen schon ab 
24 Monate und nicht erst ab 30 Monate, die Absicherung der 
Kostenübernahme für Schlachtbetriebe und das neue Prüfsie­
gel, das nach strengsten Maßstäben ausgerichtet ist. 

_Die Landesregierung hat nicht die Verhandlungen über die 
Kostenverteilung auf die EU, den Bundund die Länder abge- -

_ wartet, da den Bauern schnellstens geholfen werden musste. 

Ein ganz wesentlicher Punkt in diesem Paket ist unsere Ab­
sicht, die Stelle für einen Verbraucherschutzbeauftragten 
·einzurichten. Hiermit soll eine Kontrolle von außen erfolgen 
- das ist eine wichtige Ergänzung zu bestehenden Struktu­
ren-, die nur gegenüber dem Parlament verar:atwortlieh ist. -

Das alles sind konkrete Maßnahmen, um die Verbraucherio 
und den Verbraucher zu schützen und der Landwirtschaft 
wieder auf die Beine zu helfen. Auch die hat mittlerweile 
nämlich eingesehen, dass VerbratJcherschutz ihre Existenz si­
chert. Es gibt in allen Bereichen - auch im Verbraucher­
schutz- nicht nurschwarz und weiß. 

(Glocke des Präsidenten) 

-Ich komme sofort zum Schluss. 

Es gibt sehr viele-Facetten. Jede Maßnahme ist-ein Puzzle f_ür 
das Ganze. pasgilt auch für den Verbraucherschutz. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident-Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Lichtdas Wort. 

Abg. Licht, CDU: 

HerrPräsident, meine Damen, meine Herren! Sie alle kennen 
die alte Kaufmannsweisheit ,.Der Kunde ist König". Der Be­
griff ,.Verbraucher" in der Definition ,.Kunde" darf dabei 
meiner Meinung nach nicht in Konsument und Produzent 
aufgeteilt werden. In den -Debatten, die wir in den_vergange­

nen Wochen oder Monaten zum Teil hinter uns geeracht ha­
ben, ist das häufig geschehen. Ich möchte noch einmal deut-- -

lieh machen, dass dann;- wenn wir von Vertrauen reden, nicht 

nur das-Vertrauen der-Verbraucher, sondern auch das Ver­
trauen der tandwirtschaft, der Bäuerinnen und Bauern er­
schüttert ist. In dem Begriff ,.Kunde" finden sich also beide 
Parteien, we·nn wir das einmal so betrachten, wieder. 

Wenn wir die ganze Debatte-vor dem Hintergrund führen, 
dass Verbraucherschutz Gesundheitsschutz bedeutet und der 
Gesundheitsschutz e_igentlich bei allen Be:teiligten im Vorder­
grund zu stehen hat, dann vvin;:l auch die Debatte nüchterner 

und vielleicht etwas emotionsloser und sachlicher geführt. 

Der informierte und respektierte Verbraucher/Kunde ist im­

mer der be_ste tJartner. Dieser Partner erwartet SiCherheit. 
- Wenn er sicher ist, dann hat er auch Vertrauen. Dieses Ver-

• 
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trauen- das wrll ich auch im Hinblick auf das, was meine be-i­
den Vorredn:!rinnen gesagt habe-n, deutlk~ machen-- kann 
nicht durch· ein ne.ues Ministerium einfach ver.ordnetwerden, 
egal.- ob das in Berlin oder in Malnz gest::hieht. Dfes kann 
ebenfalls nicht-um au_ch das deutlich zu machen- üper einen 
--ich sage das .so ~-Beauftragten, der dann doch irgendwo, so_ 
wie das im B:!auftragtenwesen oft der Fall ist, einem Hinter­
hofdaseinscharakter hat,-verbu_ nderr werden. So lautet auch 
die Kritik inr.erhalb der F.D.P. und innerhalb der Regierung,­
-clie sich mit dem~ Stichwort .,Beauftragter" durchaus -unter­

schiedlich au;einander setzen, Erau Elsner. Jnsofern war-das, 
was Herr Bec'< _gesagt hat, eher .ein Schnellschuss und eher für 
die Öffentlichkeit gedacht, anstatt in Wirl<lichkeJf der :Sache­
gerecht zu w~rde'?. 

-leb verstehe durchaus die- Reaktion von Herrn Bauckhage.. 
- Dies Ist aber auch nicht durch ein isoliertes Referat -{ür Ver-

braucherfragen im Wirtschaftsminister~um-deutlich zu ma­
chen. ln der Politik ist typisch~ dass dann sehr .schnell reagiert 

_ \'Vird, ohne_ wirklich zu überlegen. -

(Dr. Sch iffmann, SPOrWie .hä~en 
Sie _es denn gern?) 

--Ich komme-!Jieich darauf zusprechen, nur Geduld. 

Das ist etwas, was ich an der- Aussage- rler Kollegin Frau 
Thomäs v~n den GRÜNEN bemängele. Auch .Sie ~eginneri mit 
dem Min1~teiium. Der erste .Schritt müsste schon vollzogen 
sein, jedoch ::n einer anderen Form, Frau Elsner, wie _Sie das 
-beschrieben haben, di_e Stärkung der Verbraucherzentralen 
als unabhän!;Jige Institution. Jch :Sage das desweg eh, weH wir 
unabhängig 'tom Vertrauen entllvickeln~ü_ssen; denn es !;)11!, 

-_- LangzeitVertraue~ aufzubauen - das ist der erste Schritt- und 
nicht über M;nisterien neu nachzudenken. 

-{Zuruf der Abg. Frauihomas, 
BÜNDNIS 90tDJE GRÜNEN} 

Die Regierung hat in den vergangeneo Jahren-die Mittel ge-
-kürzt Und damit den Verbraucherschutz 1n Rheinland-Pfalz 

erheblich geschwächt. Das müssen wir zur Kenntnis .nehmen. 
Wenn wir ü:3er Verbraucherschutz und Gesundheitsschutz _ 
nachdenken uni:! den Verbraucher als Kunde definieren, 
heiß"!; das, dass wir uns auch über die Aufgaben unterhalten 

müssen, zum Beispiel den Aufbau von gegenseitigen Vertrau­
ensbeziehunuen, bestmögliche Qualitatzu einem gerechtfer­
tigten Preis und Lebensririttelsicherheit. Gerade in diesem Be­
reich liegt eir.e besondere Verantwortung. 

oa5 kann aus Verbrauchersch ufzgründen nicht nur bedeuten, 
dass Verbrau:herschul:z gleichzeitig güns"l;iges Einkaufen be­
deutet. Vertrauen mit und durch die Kunden ent~vickeln, be- . 
·deutet- in vielfältiger Weise, dass sich auch die Aufgaberr1m 
Verbrauther.schufz neu orientieren-müsseri· und .inan .sich den 

. -Debatten .stellen muss, wie künftig- auehin ßeilin die GArT­

Verhandlungen zu fÜhren sind; denn der Bundeskanzler m·it 

- -

seinem Bunde~außenminister hat vor gar nicht allzu lan_ger 
Zeit GATT-Verhandlungen In R!chtung Landwirtschaft mit 
_ Weltmarktpreisniveau geführt. 

(Glocke des Präsidenten} 

_ Auch das isteine Entvvic:Idung,_dievon derjetzigen Bundesre­
oYier.ung- mitgetragen wurde. Wenn wir in Zukunft Verhra_u­
cherschutz g~nzheitl_ich betrachtetwissen, 

(Dr . .S.chfffmann, SP.D:Was heißt - -

das jetzt konkret?) 

-muss man ber.ücksichti_gen, dass ,die Preise nicht __ nur aus­
kömnilich -sein- müssen, sondern :auch einen .Schutz für die 
:Produzenten bedeuten. 

(Beifall dei CDU --

Dr, Schiffmano,SPD:'Washaben Sie uns 
je!zt.eigentlich konkret.gesagt? Nichts!} 

Prä$.ident Grimm~ 

Ich erteHe der Abgeordnet€!0 F_raü Hatzmann de~s Wort. 

Abg. Fra.u tJatzrnann, f.D.P .~-

Herr Präsid!'!nt, meine Damen und HerrenJ DIE-GRÜNEN ha- -
-ben nach dem Naturschutz jetzt äen Verbrauchercschutz ent-
deckt. -

,(Rieth.-BÜNDNJS 90/DIE GRÜNEN; 
Den haben wir schon lange, 

frau Hatzmannl) __ 

. Schaut man sich die Bearbeitung dieser politischen Themen­
. telder an, ef)tdeckt man große Äbntichkeiten. 

{Zuruf_der Abg.:Frau Grützmaci:Jer, 
-BÜNDNIS .90fDJE GRÜNEN) 

Es ist immer di~ Krise, .die d]e GRÜNEN auf:; Tapet ruft. Es ist 

imrnerder.Skandill, der zu politischenAußerungen führt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, _ 
BÜNDNIS-.90/D!E GRÜNEN) 

-Es ist durchaus .so, da.ss die-f.D.P. keine BSE~Krise gemacht 
bat. Das ist dan~ ben. 

Der r~äturschutz Jst ein P()litisches Feld, bei dem wir es mit ei­
nem Gutzuetun haben, das sich weder bewegen noch fürsich 
entscheiden kann und in Jrgendein~rArt und Welse reagiert. 
Wir haben einen sehr im mobibm Tell, den wir schützen_müs­
sen. Beim Verbraucher frage ich mich immer, ob der Verbrau­
chetschutz die Zielrichtung der Verbraucherpolitik ausrei-
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chend umschreibt. Ich bin der festen Überzeugung, dasS\·Jir 
Verbraucherpolitik machen müssen. Ein Teil der Verbraucher­

politik ist der Verbraucherschutz. 

Verbraucherpolitik gründet sich für Liberale aus vier Säulen. 

Diese si-nd weit umfassender als der Verbraucherschutz allein. 

Die Verbraucherpolitik gründet-sich bei den Liberalen zum 
Ersten auf die Verbraucherbildung. Wir stellen auf den souve­
ränen Verbraücher ab, der in Wissen und in Kenntnis für sich 
entscheidet, was er tut. Das ist ein liberaler Ansatz. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deswegen _ist für uns die Verbraucherbildung ein fester Be­
standteil der_ Verbraucherpolitik. Sie muss zum Ziel haben, 
den Verbrauchern die nötigen Fähigkeiten, Überzeugungen 
und Kenntnisse -zu vermitteln, damit sie ihre Entscheidungen 

als Konsumenten optimal auf ihre wirtschaftlichen Interessen 
abstellen können, zum B~ispiel auf ihre Gesundheit und ihr 
Sicherheitsbedürfnis. Hier ist nichtjeder Mensch gleich. Man 
muss die Menschen in die Lage versetzen,-souverän Z:u ent­
scheiden. Das ist die eine Säule der Verbraucherpolitik. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich nenne Ihnen die zweite Säule der Verbraucherpolitik. Das 
sind die Verbraucherrechte. Die Verbraucherrechte sind für 

die Liberalen ein hohes Gut. Ich darf nur daran erinn~rn. dass­
wir seit jüngster Zeit das Produkthaftungsgese:tz haben, das 
als Institut mehr oder weniger aus Amerika gekommen ist, 

wo wir souveräne Verbreueher haben, die in sehr hohem Ma­

ße lobbyistisch arbeiten. Dies fehlt in Teilen in Deutschland 
noch. 

Die dritte Säule, die ich nennen will, ist die, die Sie heute in 
der Aktuellen Stunde diskutieren, nämlich den Verbraucher~ 

schutz. Das ist selbstverständlich ein wichtiges Gut: Der Ver­
braucher hat ein_Anrecht darauf, dass das, was ihm an Infor­
mation vermittelt wird, richtig ist. Er hat ein Anrechtauf ge­
sunde Nahrung, akkurate Auskünfte bei Banken und Versi­
cherungen und den Erwerb eines einwandfreien Produkts. 

Herr Licht, der Verbraucherschutz ist kein Gesundheitsschutz. 

_ Der Verbraucherschutz geht weit darüber hinaus. Der Ver­
braucher ist der Konsument. 

(Beifall der F.D.P. und derSPD) 

Es geht um Mieten, Käufe, zum Beispiel Autoverkäufe, und 
Versi~h-erungen. Hier_ ist der Verbraucherschutz ein ganz 
wichtiges Gut, auch die Verbraucherbildung und die Verbrau­

cherinformation. Dies sind wichtige Güter. Man kann das 
nicht auf den Gesundheitsschutz reduzieren. Es geht um Ver­
braucherpolitik. Wenn man das so anlegt, ergibtsich automa­
tisch, dass die Verbraucherpolitik eine Querschni"LLSaufgabe 
ist, die garantiert nichts in einem Ministerium zu suchen hat, 

das sich aus Landwirtschaft und Umwelt zusammensetzt. Ver­
braucherpolitik ist Querschnittspolitik, die in allen Ministe­

rien zu fi_nden ist. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das sagt Ihnen übrigens auch die Verbraucherschutzzentrale, 

die ein wichtiges Glied in dieser Kette ist. Die zukünftigen 
Aufgabenfelder sieht sie zum Beispiel in der Frage der Ren­
tenauskunft. Das sind Dinge, die wichtig sind. 

Der Verbraucherschutz findet nicht nur in den Institutionen 
- statt. Die Verbraucherinformation, die Verbraucherbildung 
-und der Verbraucherschutz finden sehr stark im Freien statt. 
Die Landfrauen und die Hausfrauen machen das. Alle ma-

- chen Erwachsenennildung t,~nd Fortbildung. Diese darf man 
nicht vergessen-. Wir brauchen die unabhängigen, anerkann­

ten Institutionen. Die Verbraucherschutzzentrale ist ein ganz 

wichtiges Glied. 

(Glocke des Präsidenten) 

Genauso braucht macht auch die freien Verbände und Trä­
ger, die sich in eigener Soüveränität um dieses Thema küm­
mern. Ich bitte Sie herzlich, verkürzen Sie es nicht fmmerzu. 
Sagen Sie Verbraucherpolitik und sehen Sie die vier Säulen. 
Das andere sage ich später. -

(Beifall der F.D.P: und de( SPD) 

PräsidentGrimm: 

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Wirtschaftsminister 

Bauckhag-e das Wort. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Verbraucher­
politik der Landesregierung orientiert sich aril Leitbild der 
Verbrauchersouveränität. Die Entscheidungsfreiheit der Ver­
braucherinnen und Verbraucher ist ein wesentlicher Bestand­

teil unserer marktwirtschaftliehen Ordnung. 

Eine verantwortungsbewusste Verbraucherpolitik orientiert 
sich an zwei Zielen: Sie soll dem Konsumenten ein reichhalti• 
ges, hochwertiges und preisi.vertes Angebot von Waren und 

Dienstleistungen bieten und einen wirksamen Verbraucher­
schutz mit größtmögli-cher Sicherheit gewährleisten. Dane­
bensoll sie den Konsumenten in die Lage versetzen, aus dem 

reichhaltigen Angebot von Waren und Dienstleistungen die 
für ihn richtige Auswahl zu treffen. 

Meine Damen und Herren, eine marktwirtschaftlich ausge­
richtete Verbraucherpolitik legt den Schwerpunkt auf die 

• 
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Stärkung der Entscheidungsfähigkeit des Verbrauchers, auch 
unter umwelt-und sozialpolitischen GesiChtspunkten. 

Die Verbraucherpolitik der Landesregierung will den Ver­
braucher bei der Wahrung seiner Entscheidungsfreiheit 

-schützen. Da2.u braucht es gesetzliche Schutzvorschriften, die 
vor allem dje 5icherheit und die Gesundheit des Verbrauchers 

garantieren sollen. 

Die Landesre!~ierung hat daher klare Prioritäten in der Ver­

braucherpolitik. Im Vordergrund steht die Sicherheit der Pro­
dukte und der Schutz der Verbraucher vor gesundheitlichen 

_ Schäden. Dies erfordert verschärfte staatliche Kontrollen. 

Die Belange des Verbraucherschutzes müssen jedoch so weit 
wie möglich bereits bei der Entstehung von Konsumproduk- -­
ten, also in der Produktion,· berücksichtigt werden. Hie-rzu 

kann auch ein verstärkter Erzeuger-Verbraucher-Dialog- ~ei­

tragen, den das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Land­
wirtschaft und Weinbau zum Beispiel durch die Staatlichen 
Lehr- und Versuchsanstalten im Ernährungsbereich entspre-
chend unterstiltzt. ·-

Meine Damen und Herren, der Verbraucherschutz· hat in 
Deutschland einen hohen Standard erreicht. Die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen werden überwiegenddurch Richtlinien 
der Europäischen Union und Bundesgesetze vorgegeben. ln 
den letzten Jilhren sind zahlreiche Gesetze.erlassen oder no­

·velliert word1!ri, die den Schutz "und die Sicherheit des Ver­
brauchers sovtie seine rechtliche Stellung nachhaltig verstärkt 
haben. 

Wie jedoch die aktuellen Vorkommnisse um die BSE-Krise ge­
zeigt haben, gibt es im_ Verbraucherschutz noch erhebliche 

~ücken, die zu einer tief greifenden Verunsicherung der Ver­
braucherinnen und Verbraucher geführt haben . 

Die Landesre~(ierung hat inzwischen ein Bünde~ von Maßnah­
men ergriffen, deren Ziel es ist, die Verbrauchersicherheit im 
Lebensmittelbereich zu verbessern, um das Verbraucherver­
trauen zurückzugewinnen und \vieder zu festigen. Eine Maß­

nahme hierzu ist das Prüfsiegel -"Rindfleisch aus Rheinland­
Pfalz", das dE!m Verbraucher mehr Transparenz und Sicher­

heitgeben soll. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

So viel im Übrigen zu dem Thema des schnellen Handelns. Wir 
waren weitaus vor allen Ländern und auch weitaus vor· der 

Bunäesregierun_g. Das ist kein VorwJJrf. Ich sehe aber heute, 
dass Teile die~;es Prüfsiegelprogramms richtigerweise von der 
Bundesregierung übernommen werden. 

Darüber hinaus wird in der von der F.D.P.-Fraktion beantrag­
ten Aktueller Stunde zum M<1ßnahmenpaket der Landesre­

gierung im Zusammenhang mit der BSE-Krise noch zu spre­
chen sein. 

· Meine Damen und Herren, die Zuständig-keiten in der Ver­
braucherpolitik sind in_ Rheinland-Pfalz klar geregelt - Herr 
Licht, das ist eine wichtige Sache, dass der Verbraucherschutz 
nicht in: meinem· Hause, bei cler Landwirtschaft, angesi~delt 
ist, sondern in einem anderen Referat; es.soll zugleich ein 
Stück Aufklärung und Überwachung sein -: Das Ministerium 
für Wirtschaft,- Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau ist 

grundsätzlich für Verbraucherfragen innerhal~ der Landesre­
gierung von Rheinland-Pfalz federführend. Im Ministe-rium 
befasst sich das Referat -für Verbraucherfragen mit Grund­

satz- und Koor9inierungsaufgaben der Verbraucherpolitik. Es 
- -

nimmt unter verbraucherpolitischen Gesichtspunkten_ im Rah-
men der Beratung von Gesetzgebungsvorhaben im Bundes­
rat Stellung und äußertsich bei der Ausarbeitung von Gesetz­
entwürfen des Landes und des Bunde~._ 

- --

Weiterhin ist dieses Referat für die finanzielle Förderung und 
die Zusammenarbeit mitder Verbraucherzentrale Rh~inland-· 
Pfalz e. V. zuständig. Innerhalb des Wirtschafts-~und Land­
wirtschafts-ministeriums sind aber ·auch noch andere. Abtei­

lungen und Referate mitVerbrauche.rfragen~befasst. Dies gilt 
vor allem für die Bereiche Kartellwesen und W~ttbewerb, 
Preisbildung und Preis-überwachung, Energie, Handel, Hand­
werk, Gewerberecht, Banken und Versicherungen, neue Me­
dien, Landwirtschaft, Weinbau und Verkehr, 

·um die interne Koordinierung weiter zu verbessern, habe ich 

in meinem Hause eine Arbeitsgruppe "Verbraucherinforma­
tion urid Produktsicherheit" unter Vorsitz von Herrn Staatsse­
kretär Eymael-eingerichtet. · 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Dam~n und Herren, zur Sicherstellung eines flächen­
dec~enden Informations- und Beratungangebots für den-Er­
nährungshereich hat das Wirtschaftsministerium_die Voraus­
setzungen für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen der 
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalzund den Ernährungsbe­
rate rinnen der Staatlichen Lehr- und Versuchsanstalten ge­

schaffen. 

Neben den bereits laufenden Beratungsprojekten ist eine 

Reihe von zusätzlichen gemeinsamen Aktivitäten geplant. 

-Das Wirtsch~ftsministerium stellt der Verbraucherzentrale 
zur Intensivierung· der Ernähr1,1ngsberatung in diesem Jahr 
zusätzliche Mittel in Höhe von 350 000 DM sowie zeltlieh be­
fristet zwei Ernährungsberaterinnen aus den Lehr- und Ver­
suchsanstalten zur Verfügung. 

(Beifall b~i f.D.P. und SPD) 

Da die Verbraucherpolit~k eine Querschnittsaufgabe ist, die 
alle Lebensbereiche des Menschen betrifft, sind auch andere 
Ressorts der Lande-sregierung mit wichtigen Fragen des Ver­

braucherschutzes befas~t; Stichwortartig möchte -ich insbe­
sondere nennen 
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- die Bereiche Veterin3rwesen, Lebensmitte!Uberwachung, 
gesundheitlicher Umweltschutz und Gewerbeaufsicht aus 
dem Ministerium für Umwelt und Forsten, 

- die- Bereiche- Sozialversi-cherungswesen, technischer Ar­
beitsschutz, Produktsicherheit, Gerätesicherheit und me- _ 
dizinischer Arbeitsschutz sowie das Gesundheitswesen aus 
dem Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit so­
wie 

- die Bereiche Bauwesen und Wohnungsbauförderung aus 
dem Ministerium der Finanzen. 

Das Ministerium· für Bildung, Wissenschaft- und Weiterbfl­
dung wirktdarauf hin, dass Verbraucherfragen an den Schu-­
-len des Landes unter den G~*htspunkten des Umweltschut­
zes, der Gesundheit; der Ernährung und der Nachhaltigkeit 

entsprechend behandelt werden. 

Meine Damen und Herren, angesichts der klaren Zuständig­
keitsregelungen innerh~lb der Landesregierung und der be­
reits erfolgten Bündelung von Kompetenzen auch bei den 
nachgeordneten Behörden halte ich ein eigenständiges Ver­

-braucherschutzministerium für nicht erforderlich. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS ~0/DIE GRÜNEN: 
Wer fordert das denn?) 

- Ein Verbraucherschutzministerium ist in Bayern eingerichtet· 
worden. Dann darf ich doch einmal sagen, dass ich das-nicht 
·für erforderlich halte. 

Diese Auffassung wird auch von der Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucherverbände geteilt, die in ihrer verbraucherpoliti-

-sehen Korrespondenz vom 23. Januar 2001 Folgende~ ausge­
führt hat-~ mit der Bitte um Genehmigung zitiere ich -: ,.Da 
Verbraucherbelange durch vielfältige Politikfelder, wie zum 
Beispiel die Rechtspolitik, die Umwelt- und Gesundheitspoli­
tik, die Medienpolitik, die Handels- und Wettbewerbspolitik, 

berührt werden können, ist eine vollständige Konzentration 
aller verbraucherrelevanten ·Aufgaben in einem Ressort nicht 
sinnvoll und möglich." 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

- Meine Damen und Herren, die Verbraucherpolitik ist eine 
Aufgabe der Landesregierung und der hierfür zuständigen 
Ressortminister, welche die politische Verantwortung gegen­
über dem Parlament tragen. Außerdem haben wir in der Ver­
braucherzentrale Rheinland-Pfalzeine anbieterunabhängige 
Einrichtung, die die Ve;braucherinteressen wirksam vertritt 
und mit ihrem sechs Beratungsstellen eine fachkompetente 
Verbraucherinformation gewährleistet. ~ 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wie viel Stellen waren es vorher?) 

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und 
Weinbau hattrotzder schwierigenHaushal~lage des Landes 
in den letzten zehn Jahren die Zuschüsse an die Verbraucher­
zentrale RheinlandePfalz von 1.4 Millionen DM auf 2,7 Mill~o­
nen DM erhöht und damit nahezu verdoppelt. 

- (Beifall bei F .D,P. und SPD)-

Gleichzeitig hat jedoch der Bund seine Zuschüsse an die Ver­
braucherzentrale um rund 50 % gesenkt. Ich sage das- ganz 
bewusst. Ich._ weiß natürlich auch, wer damals an der Regie­
rung WC!r. Ich weiß auch; wie zu dem Zeitpunkt die Farben­
Ielire war. Es macht auch keinen Sinn, dass man dieses Thema 
benutzt, ·um daraus ejn parteipolitisches Süppchen zu ko: 
chen. Meine Damen und Herren, dafür- ist das Thema zu 
ernst. Gerade zum jetzigen Zeitpunkt muss- Verbraucher­
schutz von diE'!ser hoch anerkannten Verbraucherschutzorga­
nisation geschehen. Diese kann informieren, hat die Kompe­
tenz und eine hohe Glaubwürdigkeit. 

Meine Damen und Herren, die Verbraucherzentrale erhielt -
-im Jahr 2000 vom Bund nur noch Zuschüsse in Höhe von ins-
_ gesamt 340 000 DM. Weiterhin hat die Bundesregierung 
noch im letzten Jahr die Zuschüsse für die Stiftung Warentest 
gekürzt. Ich en.'l!arte deshalbvon der ne1,1en Bundesministerin 
für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, dass 
sie diese Kürzungen zurücknimmt und die Verbraucherbera­
tung unverzüglich-stärkt; 

(Beifall bei der F.D.P.} 

-
Die Verbraucherberatungsstellen bedürfen dringend einer 

personellen.und finanziellen Verstärkung, damit sie ihre ge­
sellschaftspolitisch bedeutsame Aufgabe im Bereich der Ver" 
braucherinformation und damit Aufklärung wahrnehmen 
können. 

Die Landesregierung ist zu einer konstruktiven Zusammehar­
beit mit dem Bund in allen Frag·en der Verbraucherpoliti~ be­
reit. Wir warten aber nicht ab, bis der Bund in den vielen of­
fenen Fragen eine Einigung auf europäischer oder n~tionaler 

·Ebene erzielt hat. Dort, wo wir es für nötig und möglich hal­
ten, schreiten wir voran und setzen den Trend. 

_ Das haben wir übrigens mit unserem Prüfsiegelprogramm 
.,Rindfleisch aus Rheinl<md-pfalz" getan. 

. Mit Genugtuung habe ich in der letzten Woche festgestellt, 
dass die Bundesministerin für Verbraucherschutz viele der 
von uns erarbeiteten Kriteri~n als Leitlinien ihrer Politik be­
zeichnet hat: 

Meine Damen ~nd -Herren, die Positivliste bei Futtermitteln, 
strenge Futtermittelkontrollen oder Begrenzung der Trans­
portzeiten für Schlachttiere sind einige Beispiele. Ich füge 
hinzu, es ist auch unzulässig, gegenüber den Mitarbeiterin; 
nen und Mitarbeitern von Vers-chleierung !JOd Vernebelung~­
taktik zu reden. 

• 

• 
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Meine Damen und Herren; ich muss schon sagen, es-ehrt mich 
und macht uns alle ein wenig stolz, dass es Unternehme!) der 
Futtermittelbranche gibt, die uns damit drohen, Rheinll;md­
Pfalz zu verlasse-n, weil wir zu streng:kontrollieren. 

(Beifall der F.D.P. Uf1d der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir sind allerdings zu einem wei- -_ 
teren Schritt bereit. Wir haben die Partner berei~ im -Boot _ 
und müssen bei den vertraglichen Bindungen noch auf Ände­
rungen -der Gesetze-warten. 

Ich möchte ir1 einem weiteren Feld die Initiative ergreifen. 
Die heute üblichen Schlachttechniken können die Verschlep- _. 

- . pung von Ris!komaterial nicht verhindern. Ich werde daher 
die_ Einführung neuerSchlachttechr:tiken fördern, die eine hö- -
here Sicherhe :tfür den Verbraucher ermöglichen. 

(Beifall derF.D.P~ und der SPD) -

Ich denke dabei an Techniken, die .eine Teili.mg des Rücken­
marks überflüssig machen. Das-istsehr bedeutSam, da gerade _c 

das Rückenmark am höchsten belastet ist. Wir i.verden diese 
Techniken entsprechend finanziell fö(dern und damit einen 
Umstieg zu· anderen Sdt_lachtmethoden ermöglichen. 

(Beifall der SPD und des Abg. Kuhn, F.b._p.­
_ Kuhn, F.D:P.: sehr gut!) 

Ich werde da;:ti eine ausführliche Diskussion mit-denBet~of­
fenen und d1~n Experten fül-)ren und auf dem Gebiet der 
Schlachttechniken die entsprechenden Fördervorschriften an 
die Zukunftsinitiative für den ländlichen Raum a_npassen las­
sen. Di~ Ford·~rung soll dabei bis zu 30 % der "notwendige~ 
Kosten betra9en. 

Zusätzliche Hilfen brauchen darüber liinaus·_gewerbliche Un­
ternehme-n wie beispielsweise Schlacht- und Zerlegebetrieqe 
wie auch die Landwirte, qie durch die BSE-Folgen in existenz­
bedrohende Liquiditätsschwierigkeiten geraten sind. Wenn 
wirauch im Sinne einer verbrauchernahen Erzeugung ausrei­

chende Erzeugungs- und Schlachtkapazitäten in-Rheinland~_ 
Pfalz erhalterc wollen, müssen wir auch. entsprechende Hilfe­
stellung geben. ln meinem BSE-Hilfsprogramm, das ich be­

reits am 9. Januar dieses Jahres vorgestellt habe, wurden_ zu- · 

nächst die ohne g·esonderte Genehmigung durch die Europäi­
sche Kommis!;ion möglichen Maßnahmen ergriffen. Es galt 
damals, schnell zu handeln. 

Für Rinderhal":er und gewerblich-e Unternehmen w_ie Schlach­
tereien, deren Existenz durch die Liquiditäts- und Ertragsaus­
fälle bedroht ist;_habe ich entsprechende ergänzende Hilfs• 

· maßnahmen eingeleitet. Dieses Sonderprogramm für Üquidi­
tätshilfen sieht folgende Konditionen vor:- -

1. Gewerbliche wie landwirtschaftliche Unternehmen mit Li­

quiditätsproblemen können _von der ISB für ihren zusätzli-

chen Kreditbeda_rf zu kapitalmarktnahen Zinssätzen günstige­
Kredite erhalten. Die Laufzeit kann bis zu vier Jahre betra-_ 
gen. 

2. Für gewerbliche Unternehmen werden diese zinsgünstigen 
Liquiditätshilfedarlehen zusätzlich um 2 % verbilligt. Ange­
sichts der derzeitigen Zinssituation ergibt sich dabei ein.e tat­
sächliche Zinsbelastung von etwa 3,5 bis maximal4 %. 

- -

3. Für landwirtschaftliche Unternehmen beträgt die Zinsver­
billigl,lng im ersten Jafir bis zu 5 %, im~ zweiten -_Jahr bis zu 

- 4 %, im dritten Jahr bis zu 3 % und im vierten Jahr bis zu 2 %. 

Angesichts der derzeitigen Zinssituation können wir für den· 
Landwirt einen anfänglichen Zinssatz von etwa 1 % errei­

-chen, der sich alle zwölf Monate um einen Prozentpunkt er­
höhen wird. Die Darlehenshöhe wird sich am Rinderbestand 
orientieren und kann bis zu 50 000 DM betragen . 

Dieses- neue Sonderprogramm- für Liquiditätshilfen bedarf. 
noch der Genehmigung durch die Europäische Kommission. 
Die Chancen stehen aber nicht schlecht, dass die Europäische 
Kommission eine Prüfung nach den Vorschriften der außer­
gewöhnlichen Ereignisse vornehmen wird. Wir werden dieses 
Programm entsprechen-d des ·verfahrensgangs so schriell wie 
möglich über die Hau~banken anbieten. 

Ich dankeJhnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall der F,D.P. und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile noch einmal der Abgeordneten Frau Thomas das 
Wort . 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 9~/DIE GRÜNEN: 

M_eine Damen und Herren! Herr B;mckhage, Ihre :Ausführun­
gen zum BSE-Sonderprogramm möchte ich heute nicht kom­
mentieren. Dazu wird morgen noch genug Zeitin-der Debat-

-~e sein. -Aber was: Sie zum_ Thema Verbraucherschutz gesagt 
haben, kann nicht ohne Kommentar stehen bleiben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Herr Bauckhage, Sie sind zu einem verbraucherpolitischen 
Wend_ehals verkommen-. Mehr kann ich dazu nicht sagen. 
Wenn Sie sagen, Sie erhöhen die Zuschüsse für :die VerbrilU­
cherzentrale, und sagen nicht im gll~ictJen At~mzug, dass Sie 
1997 die finanziellen Mittel genau U":J diesen Betrag gekürzt 

-haben,--- Sie habenin-diesem Bereich 10% der Zuschüsse 
:gekürzt. Das war, nachdem der Bund die finanzielle Verant­
wortung auf die Länder ü~ertragen hat. 

Sie bleiben mit Ihren Zuschüssen immer noch unter dem Ni­
veau von 1997. Das heißt, Sie haben die Arbeitsbedingungen 
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der Verbraucherzentrale-, dieses unabhängigen Anwalts der 
Verbraucherinnen und Verbraucher, .über die Jahre ver­

schlechtert. 

(Beifall des BÜNDNis 90/DIE GRUNEN) 

Jetztsind Sie in Zugzwang gekommenund glauben, Sie wcir_­
den an der Spitze des Zuges stehen. 

Wenn Sie die Maßnahmen, die Frau Künast in ihrer Regie­
rungserklärung in der letzten Woche verkündet hat, für sich 
in Anspruch nehmen und sagen: Wir haben das doch als Er­
stes gesagt, so will ich Ihnen nur sagen, die offene Deklara­
tion von Futtermitteln ist eine urgrüne Forderung, die wir im -
Parlament bei jeder Debatte über das Prüfsiegel eingebracht 
haben. Nunsind Sie in Zugzwang gekommen. Nun haben Sie 
dazugelernt und haben diese Maßnahme aufgenommen. 
Jetzt glauben Sie, sagen zu k~nnen, die Bundesregierung 
schreibe aus Ihrem Programm ab. 

(Staatsminister Bauckhage: Das ist so! -
Frau Hatzmann, ~.D.P.: Das ist 

nun einmal so!) 

Ich sage Ihnen, das ist verbraucherpolitische Wendehalspoli­
tik und nichts anderes. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Frau Hatzmann und Frau Elsner;ich empfehle Ihnen einmal, 
sich das Ministerium in Nordrhein-Westfalen anzuschauen. 

Dort ist Verbraucherschutz platziert und konzentriert, aber 
natürlich als Querschnittsaufgabe. Es ist nicht eine Unterab­
teilung im Landwirtschaftsressort, sondern eine eig€mständi­
ge Abteilung, die-verbraucherpolitik in der gesamten Breite 
durchführt. Dies reicht von Verbraucherbildung über E­
Commerce - aus diesem Wirtschaftsministerium hört man 
noch nichts darüber, welche Verbraucherschutzmaßnahmen 
im Bereich des E-Commerce in Gang gesetzt wurden- bis hin 
zu Beratung und Platzierung bezüglich der privaten Alters" 

vc;>rsorge. Genau in dieser Breite wollen-wir es verankern und 

nicht als Unterabteilung. 

(Beifall des BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN) 

Ich rate Ihnen noch etl.vas. Gehen Sie einmal auf die Internet-

- sefte dieser rheinland-pfälzischen Landesregierung und ge­
ben einmal den Suchbegriff "Verbraucherschutz" ein. Sie sa­
gen, die Zuständigkeit sei klar verankert, und jemand, der et­

vvas darüber sucht, könne dies im Internet finden. Schauen 
Sie einmal, was dort angezeigt wird. Nichts! - Dort ist keine 
klare Verortung. Sie besteht vielleicht in Ihren Häusern mit ei­

ner Viertelstelle. Aber es gibt ke'ine klare Verortung. Bisher 
gab es noch nichteinmal eine Abteilung im Wirts_chaftsmini­
sterium dazu. 

(Glocke des Präsidenten) 

Bleiben wir also bei unserem Plädoyer: 5olange Sie uneinig 
sind über den Weg der institutionellen Verankerung -auch 
dieser muss diskutiert werden, Frau Elsner -,solange Sie sich 
darüber unklar sind, wer eigentlich_ dafür zuständig sein soll, 
und solange Sie sich nicht im Klaren darüber sind, wer tat­

sächlich Verbraucherinformation betreiben soll- Herr Eymael 
ist dafür nicht der richtige Mann; 

(Kuhn, F.D.P;: Doch!) 

er konnte noch nicht einmal den Landwirtschaftsausschuss­
mit den notwendigen Informationen versorgen-, solange Sie 
dies nicht auf die Reihe bekommen, ist Verbraucherpolitik in 
diesem Land abgeschrieben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Elsner das Wort. 

Abg. Frau Elsrier, SPD: 

Ich möchte eirr paar Worte zu Frau Hatzmann und auch zu 
Frau Themas sagen. Ich gebe Ihnen vollkommen Recht, dass 
wir in hohem Maße Verbraucheraufklärung betreiben müs­

sen. ln der "FAZ" stand eine Glosse, wonach groteskerweise 
in einem Fleischerfachgeschäft neben geräuchertem ~chwei­
nebauch, fettem Speck und Lachsschinken ein Preisschild ge­

standen hat, auf dem stand:_ Ohne Rindfleisch.- Dabei kam 
mir der Gedanke, dass die nachwachsende Generation sicher 
überhaupt keine Ursprünge- und keine Tierhaltung aus eige­
nem Erleben mehr kennt. Daran müssen wiretwas ändern. 

Eine weitere wichtige Aufgabe der Politikerinnen und Politi-
-ker ist es, den Verbraucherinnen und Verbrauchern klarzu­
machen, dass erstklassige Qualität nicht für 6 DM pro Kilo­

gramm Hackfleisch zu erwerben ist. Darüber haben wir schon 

öfter gesprochen. Die Verbraucherinnen und Verbraucher 
müssen einsehen: Wenn sie hochwertige Nahrungsmittel ha­

ben möchten, müssen sie in anderen Bereichen auch einmal 

zurückstecken. 

Ich erinnere mich noch sehr gut, dass vor 30 Jahren ein Kilo- -
gramm Kotelett- damals war das Geld weitaus mehr wert­

genau wie heute 6 DM gekostet hat. Das ist untragbar. Wir 
haben die Aufgabe, dies zu befördern und den Verbrauche­
rinnen und Verbrauchern klarzumachen, dass es so nicht' 

geht. Dies sollten· unsere Ziele sein. Wir sollten nicht ständig 
weiterhin auf Verunsicherung argumentieren, sondern den 
Verbraucherinnen und Verbrauchern sagen: Ihr habt eine 

Möglichkeit, ihr bekommt eine Möglichkeit. Ihr müsst nur 
wissen, wie und wo. -

• 

• 
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Es gibt Öko-Läden, es gibt Seibstver~arkter, bei denen man 
sieht, wie da~ Vieh gehalten wird. Darauf sollten vvir als Poli­
tikerinnen und Politiker einen sehr starken Schwerpunkt le­
gen. 

Danke schön. 

(Beifall der SPD und der ED.P.) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, als Gäste im Land­
tag Mitglied!!r der Arbeiterwohlfahrt Neuwied-Feldkirchen, 
Schülerinnen und Schüler der Abschlussklasse der Hubertus­
Rader-Förder;chule Gercistein sowie Pensionäre der Landes­
bank Rheinl;md-Pfalz begrüßen zu dürfen. Seien Sie alle 
hetzlieh willkommen! 

(Beifall im Hause) 

. Ich erteile Herrn Abgeordneten Licht das Wort. 

Abg. Licht, CDU: 

. Herr Präsider.t, meine Damen und Herren.! Es ist .!!icher falsch, 
sich heute in der Auseinandersetzung allzu sehr mit der Ver­
gangenheit zu beschäftigen. Ich sage das deswegen, \'veil wir · 

über Kürzu_n!~enund Ausstattungen aus der\tergangenheit 
trefflich streir.en können. Aber mit dem Tag im November, an 
dem in der Bundesrepublik deutlich wurde, dass hier et\11/as 

·im Argen lie~1t, sollten wir uns alle auch in der Politik stärker 
mit dem beschäftigen, was wir jetzt und für morgentun müs-· 
sen. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Sagen Sie 
uns das einmaf!) 

Herr Minister, dabei stelle i.ch.wirklich dankbar fest, dass Sie­
auch deutlich gemacht haben, dass wir die Verbraucherorga­

nisationen stärken müssen. Ich möchte Sie gern auch beim 
Wort nehmen, dass wir die Eigenverantwortung in besonde­
rer Weise au:h in der Institution stärken müssen. Auch das 
müssen wir aus der Erfahrung der letzten Monate erkennen. 

Das bedeute1~ dass natürlich auch Mittel bereitgestellt wer­
den müssen.· 

Es ist weniger die Frage, ob es wirklich in ein neu es Ministeri­
um kommt oder wie es heißen mag oder wie wir es sonstwie 
bündeln, son::lern die Frage ist, wie man sich jetZt der Aufga­
be widmet. C·abei ist es wichtig, dass ich die Verbrauc;her auf 
del)l Weg mitnehme, Vertrauen herzustellen. 

Es waren klare Regelungen in der Regierung genannt. Auch 
darüber lässt sich trefflicli streiten .. Sie haben sehr viele Stel­

len aufgezählt. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, soll 
-jetzt StaatssE.kretär Eymael die Koordinierung vornehmen. 

Nur in Ihrem Ministerium oder für alle? Das ist sicherlich nicnt 
so einfach, es für die· Zukunft auch als Lösung zu präsentie­
ren. 

(Dr. Schiffmann, SPÖ: Wie hätten 
Sje es denn gern?) 

-Nicht mit einem Beauftragten, Herr Kollege: 

(D_~. Schiffmann, SPD: Sondern?) 

Ich bin scho_n froh, dass der Min-ister deutlich gemacht hat, 
dass er von dem Beauftragten nichts hält, sondern andere -
Wege geht, 

(Dr. Schiffmann, SPD: Welche?) 

Die Kennzeichn_ung der Lebensmittel-ist auch etwas, an dem 
man breit erkennen muss, dass wir auf diesem Weg wesent­
lich mehr.·tun müssen, das auch in Richtung- Verbraucher-

. schutz geht und wir die Ken1_1zeichnungspflicht wesentlich 
· breiter haben müssen. Aber da beginnen wiederum Proble­

me auch mit der neuen Bundesregierung, die vielleicht nach 
außen suggerieren möchte, dass qkologie gleich Sicherheit 
bedeutet. Das istein ganz gefährlicher Weg zu sagen, Ökolo­

·gie bedeutetgleich Sicherheit . 

Wenn wir ein Umdenken in der Landwirtschaft predigen und 
möglichen;veise verordnen, dann ist das ohne ~eine weltweite 

Bewegung überhaupt nicht denkbar und nicht möglich. Es 
wird die Politiksehr schnell einholen, weil sie wiedeJUm fal- . 
sehe Versprechungen nach außen getragen hat. 

Meine Damen und Herren, ich meine darum, es istvon beson­
derer Wichtigkeit, die Organisation des Verbtaucherschutzes 
zu stärken . 

(Glocke des Präsidenten) ~ 

Dies sage ich in die Reihen der ?PD hinein. Das ist der erste 
Schritt, nicht institutionelle Diskussionen. 

. (Beifall bei der CDU-
Dr. Schiffmann, SPD: Wie denn? 

Sagen Sie es doch einmal!) -

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Hatzmann das Wort. 

Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Themas, 
11icht die Tatsache, dass Sie sich mit Verbrau_!:herschutz be­
schäftigen, hat mich geärgert, sondern es ist die Frage, wie 

Sie sich mit dem Verbraucherschutz beschäftigen. Ich denke 
gern über Kausalzusammenhänge nach. Es hat mir bisher 
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noch keiner verraten können, wie eine bes·sere Ausstattung 
der Verbraud!erzentrafe Rheinland-Pfafz B5"E verhindert hät­
te. 

(Beifall des Abg. Creutzmanr:r. f.D.P.} 

Es hat mir bisher auch noch keiner beweisen kqnnen, dass ei­
ne bessere Ausstattung in Zukunft: a-ndere Sk~md<!le verhin­
dern kann- ganz: Im GegenteiL 

(Dr~ Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN~ 
Wer machtdenn die Land­

wirtschaftspofftlk?} 

Bei dem JetztdargestelltenSkandal wardas Land Rheinfand­
p·falz das einzig~. das vor vier Jahren eine Initiative gestartet 
hat, die eventuell ge_hoffen hätte,· uns heute besser zu posi­
tionieren, weif wir vier Jahre schneller gewesen wären. Frau 
Ministerin Martini hat dieses Thema im Bundesrat als- einzige 
aufgegriffen. Sie stand alleirr auf weiter Flur. Da hat weder 
ein mit GRÜNEN regiertes Land, noch ein schwarz oder mit 
gelb regiertes land mitgezogen. Keiner stand-an der Säte: 
Dann waren wir vier' Jahre schneller gewesen. Das hat doch 
nichts mit der Ausstattung der Verbraucherzentrale zu tun. 

(Creutzmann, F.D.P.:_So ist es!} 

Richtig ist naturlich, dass die Verbraucherzentrale jetzt da­
durch eine Menge Mehrarbeit-hat. Sie hat viel mehr Arbeit. 
Natürlich rufen dort Menschen an und fragen, was los ist und_ 

-- was man noch essen- kann. Dann ist es auch nur richtig, dass­
wir die Verbrauche_rschutzzentrale mit mehr Mitarbeitern 
und irHtmehrSachmitteln ausstatten. 

(FrauThomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das war 1997 nicht ande_rs!} 

Es-ist notwendig und richtig und iSt Teil der Politik. Aber es 
kann in Zukunft auch -nicht so sein, dass ich dann, wenn ich 
dort etwas mehr Geld hineingebe, etwas verhindere. So geht 
es nicht. Ich muss in diesem Fall situativ arbeiten. 

Ric:_htig ist, dass ich natürlich auch eine vorsorgende Verbrau-­
cherpolitik betreiben muss;.Richtig is_t, dass ich mir auch über­

legen muss; wie ich den Souverän Verbraucher stärker mit in 
das Boot hinein bekomme. Da möchte ich noch dem einen 
oder anderen eine Denksportaufgabe mitgehen, vielleicht 
auch den Kölle~en von der SPD. 

Ich bin selbst auf einer GanZtagsschule gewesen. Für uns war 
~s- selbstverständlich, dass wir Hauswirtschaft hatten. Haus­
wirtSchaft ist ein Fach, in dem Verbraucherschutz--exempla­
risch gelehrt wird. Dort bekommt man erstens einmal etwas 
Ober Gesundheit erzählt, z~'lieitens einmal etwas Ober Haus­
halt, Ober. Versicherung und über Banken. Hauswirtschaft ist 
ein elementare? Verbraucherschutzfach. Da wird der Souve-­
rän Verbraucher ausgebildet. 

Ich bin froh, dass es dem land Rheinfand-Pfalzgelungen ist~ 
fn der Hauptschule die Hauswirtschaft als pffichtfach fürJun­
gen und Mädchen fest zu verankern. Man mllte aber darOber 
nachdenken, inwieweit das auch in andere Schulen gehört 
und inwieweit man dieses eigentlich sehr gute Fach wieder 
aufgreifen kann. Hauswirtschaft ist auch ein Bildungsberuf, 
irr dem- man einen Meistertftel macht. Wenn man sich an-

-schaut, was: sie dort fernen, hat dasjm Vlfese~tlfchen etwas 
mit den Verbraucherinnen und Verbrauchern zu -tun. Von da­
her meine ich,. man sollte einfach noch einmal überlegen, ob 

- man das nichtstärker mit einbringen sollte. 

Frau Thornas, Sie haben natürlfch Recht. Das Internet ist das 
Medium des Verbrauchers. Das kann kein Staat leisten, das 
kann keine Institutfon leisten. Im Internet redet der-Verbrau­
eher mit dem V~rbraucher. Dort fä~s1: de-r Verbrauch er seinen 

- Ärger ab. Ich empfehle Ihnen eine wund~rschöne Adresse, an 
der Sie vielleichtauch Ihren Ärger ablassen können. Sie nennt 
sich .,Ärger-e.V.de". Schauen Sfe doch einmal vorbei. Es ist ei­
ne gute Adresse. 

(Beifall bei F.D.P. undSPD)-

Präsident Grimm: 

Meine Damen und· Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor.lch schließe die Aussprache. 

Ich rufePunkt4derTagesordnung auf: 

Wahlen 

a) Wahl eines stellvertretenden berufsrichterlichen Mitglieds 
des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz 

Unterrichtungdurch den Präsidenten 
des Landtags 

- Drucksache -13/6741 -

b) Wahl eines stellvertretenden nicht berufsrichterlichen _ 
Mitglieds des_ Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz 

Wahlvorschlag des Ältestenrats 
-Drucksache 13/6804-

Als stellvertretendes berufsrichterliches Mitglied wird in der -
Drucksache_ 13/6741 unter a) Wolfgang R~imers.__ Präsident 
des Verwaltungsgerichts Koblenz! vorgeschlagen, unter 
b) Dr. Wolfgang Bier, Vorsitzender Richter am Oberverwal­
tungsgericht Rheinland-Pfali. Vorgeschlagen wird der Kandi-­
dat unter dem Buchstaben a}. Wer dem zustimiTJt, den bitte 
ich um das Handzeichen!- Das ist einstimmig. 

Wir kommen nun zur WahL eines stellvertretenden nicht be­
rufsrichterlichen Mitglieds des Verfassungsgerichtshofs 
Rheinlanti-Pfalz- Drucl<.sache 13/6804-. Vorgeschlagen wird 
unter a} Malu Dreyer, Mainz, und unter b) Petra Laux, Mainz. 
Auch hier wird die Kandidatin unter dem Buchstaben a) vor­
geschlagen. Wer dem seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte "ich um das Handzeichen.- Das istein~tlmmig. 

• 

• 
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Meine DamEm und Herren, ich rufe nun Punkt S der Tages­
ordnung auf: -

•.• tes Landasgesetz zur Ä"nderung des Heilberufsgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

-Drucksache 13/6226-
Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Sozial­

politischen Ausschusses 
-Drucksache 13/6793--

Ich erteile aer Berichterstatterin, Frau Helga Hammer, das 
Wort. 

Abg. Frau Hammer, CDU: 

Herr Präsiderit,_meine _Damen--und Herren! Durch Beschluss 
des Landtag; vom 19. Oktober 2000 ist der Gesetzentwurf an 
den Sozialpolitische_n Ausschuss __ ;; federführend- und an dEm, 

-Rechtsausschuss üben.'Viesen worden. 

Der Sozialpolitische Ausschuss hat den Gesetzentwurf if1sei­
-ner 35.- Si~ztmg am · 9. November iooö und· inseiner 38,_ Sit­
zu-ng am 8. Februar 2001 beraten. 

- - - - -

ln seiner 37. Si~ung am 11. Januar 2001 hat der Sozialpoliti--
scheAusschuss einAn_hörverfahren durchgefuhrt.~ 

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner-so. Sit­
zung am 8. Februar ioo1 beraten. Die Beschlussempfehlung 
lautet, der Gesetzentwurf_ wird mit Änderungen ang_enom-

·men. Da ich davon ausgehe, -dass Sie alle_die B_esctilussemp­

fehlung geiE!Sen haben, bitte ich Sie, die Äm~erungen dort zu 
entnehmen. Die Druclt.sathe hat der Präsidentschon genannt 
-Drucksache 13/6793-. Vielen Dank. 

(Beifall bei CDU,S~D und F.D.P,} 

Präsident Grimm: 

Ich liedanke mich sehr herzlich bei der Frau Berichterstatterio · 

und eröffne dieAussprache. Wer spricht fdr die große Oppo­
sitionsfraktion? -

Bitte schön, Herr Dr. Altherr, Sie haben das Wort. 

Abg. Dr. Altherr, CDU: 

Herr Präsident, mei_ne sehr verehrten Damen und Herren! Die 
CDU-Fraktion begrüßt, dass die Landesregierung nun endlich 
den fäiJigen Gesetzentwurf vorgelegt hat, der_sich aus der_ 
Bundesgese':zgebung zum Therapeutengesetz ergibt, das ·im 
Juni 1998schon verabschiedet worden ist. _ 

D_!eses_ Gesetz sieht nun neben der Einrichtung einer Land~s- __ 
psychotherapeut:enkammer auch. andere Änderungen vor, 
die im LauYrler Zeit ·notwendig geworden sind. Nun kann 
man sagen, so weit, so gut. 

ln § 5 wi~d - das ist erstmalig auch für die Bundesrepublik 
wegweisend - der Schlichtungsausschuss von drei auf fünf 
Personen erh6ht. Allerdings hat es der Gesetzgeber versäumt . 
zu definieren, wer die beiden PatienteilVertreter legitimiert; 
Das- ist gellau ej_n Kritikpunkt der Anhörung gewe~en, den die 
Verbraucherzentrale -Rheinland-Pfalz vorgetragen hat; Das 
war auch genau mein kritikp~nkt in einer vergangeneil Dis­
kussion. Herr Gerster, Sie werden sich entsinnen. 

§ 4 sieht die Einrichtung eines Beirates vor, Der Be-i ratsoll da­
zu dienen, dass die zum Teil unterschiedlichen Interessen der 
Ärztlichen und Psychologischen Psych_otherapeuten in diesem 
Beirat kammerübergreifend !1eregelt werden. Nun gibt es 
auch vonseitendes DGB Kritik, der sagt, wir haben jetzt fünf 
berufsständische Kammern für Heil berufe. Wäre es nicht 
sinnvoller gewesen, eine ·große Heilberufskammer zu schaf­
fen? Diese Kritik wird auch zum Teil von den Anwälten, den 
Patienten· und dEm Verbrauchervereinen unterstutzt. Auch 
hiermuss man diskutieren; ob es nichtsinnvollwäre,_auch im 
Hinblick auf die Diskussion_ um eine Pflegekammerall diese 
akademischen Heilberufe in der Zukunft in eine Kammer zu­
sammenzufassen. Nun wurde· es so geregelt; nehmen wir_ es 
sohin. -

Wir kommen zu§ a: ln Absatz 1 Satz 3 sind die Aufgaben der . 
Kammern dargelegt. Wichtig ist in Ve-rbindung mit den §§_21 

und 23 die Sicherung der Qualität. Das ist alles im Lauf der 
Zeit notwendig geworden. Interessant war die Nummer-7 des 
§ 3. Hier hat sich doch das Ministerium vers-tiegen, entgegen 

-der- bundeskompetenzliehen Regelung im- Sozialgesetz­
buch. V, § 75, eigenständig _als Land Rheinland-Pfalz die Si-· 
cherstellung de~ Notfallversorgung auf die Kammern· zu 
übertragen. Das ist völlig uns~nnig. Das widerstrebt allen Art-

. sichten der Experten. Aber vielleicht mag das wieder das alte 
_Spiel sein, Gersterkontra Ärzte. Miu1 mag das nur v~rmu:ten. 
Tatsache ist, dass aufgrund unseres Widerstandes und auch 
der einheitlichen Verstärkung unseres_Widerstandes in der 
Anhörung die_ Regierung _diesen Passus zu!ückgenommen 

hat. Sie belässt es bei der alten Regelu~g. die \'I/eiter sinnvoll 
ist; denri die l{ammern haben nicht das Geld,:die Sieherstel­
lung zu regeln, und auch keine Disziplinargewalt, um gege­
benenfalls disziplinarisch tätig zu werden. Also, es bleibt alles 
beim Alten. Das istauch gut so. _ 

_ Interessant ist noch der Einwand des DGB bezüglich der Fort­
und Weiterbildung, die, vvie bislang auch s~hon, den Kam­
mern obliegt. Der DGB vertritt die Meinung - das mag viel~ 
leicht eine singuläre Landesmeinung sein-, dass man im Hin~ 
blick auf die EU-Gegebenheiten diese Fort- und Weiterbil­
dung sinnvollerweise-in Bundeskompetenz übertragen sollte; ' 
Auch das ist ein Problem, welches wir in der Zukunft diskutie­
ren müssen; 
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Meine Damen und Herren, die CDU sieht als zentrales Anlie­
gen der Gesundheitsversorgung, dass die ganzheitliche medi­
zinische Ve-rsorgung der Patienten bestmöglich sichergestellt 
wird. Aus diesem Grund stimmen wir auch diesem Gesetzent­
wurf zu, wiewohl wir; wenn \tJir an der Regierung wä~en, ei-­
niges anders und vieles bEsser gemacht hätten. 

Danke schön. 
(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Für die SPD-Fraktion erteile · ich Herrn Abgeordneten · 
Brinkmann das Wort. 

Abg. Brinkmann, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Notwendig­
keit einer Änderung des Heilberufsgesetzes wurde in diesem 
Hause zu keinem Zeitpunkt infrage gestellt. ln der letzten 
Sitzung des Sozialpolitischen Ausschusses gab es eine. Zustim­
mung zu dem Ges~tzenuvurf, den die Landesregierung vor­
gelegt hat. Das ist von der Berichterstatterin schon darge­
stellt worden und eben von Herrn Dr. Alth-err bestätigt wor­
den. Es gab Zustimmung von ·allen. Einbezogen in diese Zu­
stimmung ist auch der Änderungsantrag, den die F.D.P. und 

. -
die SPD eingebracht hatten. 

Die Anhörung ist erwähnt worden. Sie brachte eine breite 
Akzeptanz für das, was die Landesregierung als Gesetzent­

wurf vorgelegt hatte. Ich habe mich bei der Anhörung über 
das Lob gefreut, das von vielen Anzuhörenden in Richtung 
Landesregierung vorgetragen wurde, weil sie es ermöglicht . 

hatte, dass bei der Enhvicklung des Gesetzes auch Außenste­
hende sachkompetent mitwirken konnten. Von einem Anzu­
hörenden-wurde auch ein Ländervergleich angestellt und das 
Gesetz als sehr fortschrittlich im Vergleich zu anderen darge-· 
stellt. 

Ich habe u·nseren Änderungsantrag bereits envähnt. Wir 
möchten zwei Veränderungen in den Ent\.'Vurf aufgenommen 
haben. Einmal muss logischerweise das Datum des In-Kraft- -
Tretens geändert werden. Herr Dr. Altherr hat es schon ange­

sprochen. Wir wollten zum Zweiten eiiJe andere Regelung für 
die Zuständigkeiten des ärztlichen Notfalldienstes, als es im 

Gesetzent\.'Vurf der Landesregierung ursprünglich vorgesehen 
war. Es soll alles beim Alten bleii;Je_n. Die federführende Ver­
antwortung soll bei den Kassenärztlichen Vereinigungen 
bleiben. 

Einer der anzuhörenden Ärzte hat sehr glaubhaft versichern 

können, auch wenn die Zuständigkeit des Notfalldienstes bei 
den Kassenärztlichen Vereinigungen bliebe, entstünden Pri­
vatpatienten keine Nachteile. Er hat es gleich zweimal be­

tont. Das war so überzeugend und glaubwürdig für uns, dass 
wir das durch einen Zwischenruf als richtig bestätig1 haben. 

Das Gesetz regelt die längst überfälligen Enveiten.ingen des 
Heilberufsgesetzes im Sinne einer Einbeziehung der Psycho­
therapeuten als Folge des Psychotherapeutengesetzes des 
-Bundes. Es gibt den Psychotherapeuten_ auch die gewünschte 
Eigenständigkeit über eine eigene Kammer. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Wir konnten einer Forderung in der Anhörung; die von ei­
nem Verband der Psychotherapeuten, Allianz der Psychothe­
rapeuten nennt sie sich, vorgetragen wurde, nicht entspre­
chen. Diese Allianz wollte~ dass über medizinische und heil-

- kundliehe Tätigkeiten von Psychotherapeuten hinaus .auch 
allgemeine Psychologentätigkeiten in das Heilberufsgesetz 
aufgenommen werde·n. Wir konnten dem nicht entsprechen, 
weil J:>sychologische Beratungen zum Beispiel in der Ehebera­
tung oder in der Erziehungsberatung in dem Heilberufsgec 
setz nach unserer Auffassung nichtS zu suchen haben. 

Wir begrüßen ausdrücklich in dem Gesetz, dass es neue Rege­
lungen für die Fort- und Weiterbildung gibt und dies auf der 
Basis von strukturierten Konzepte~. die schriftlich vorliegen 
müssen, stattfinden soll. -

(Glocke des Präsidenten) 

Wir begrüßen auch die Regelungen, was die Qualitätssiche­
rung betrifft, und auch die Neuregelung der berufsgerichtli­
chen Verfahrensweise im Sinn einer Verschärfung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich der- Ab­
geordneten Frau Bill das Wort. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren, wir stimmen der Änderung des· 
Heilberufsgesetzes zu, allerdings nicht, weil es unsere unge­
teilte Zustimmung findet, sondern einfach deswegen, weil 
wir einer Installierung einer Psychotherapeutenkammer im 
Grundsatz zustimmen wollen. 

Im Ausschuss haben wir uns für die Beibehaltung der beste­
henden Notfalldienstsicherstellung ausgesprochen, so wie 
das eben auch Herr Dr. Altherr schon vorgetragen hat. Wir 
können auch den Formulierungen, die jetzt in den Ände­

rungsanträgen von SPD und CDU vorliegen, zustimmen. Das 
haben Sie Gott sei Dank nach der Anhörung eingesehen. 

Wir haben uns ebenfalls im ~usschuss für eine ganzheitliche­
re Betrachtung von medizinischer und psychotherapeuti-

• 

• 
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scher, kurativer, rehabilitativer und präventiver Versorgung-
- in stationären und ambulanten Einrichtungen ausgespochen. 

Es wäre uns sehr wichtig gewesen, dass wir diese Änderung 
hinbekommen hätten, auch die dezidierte Berücksichtigung 
der abhängi!~ Beschäftigten in der Kammer, wie es die CDU in 
ihrem Änderungsantrag übern-ommen hat. De·m werd-en wir 

auch zustimmen. Auch uns haben die Argumente in der A!'J­
hörung sehr eing~leuchtet. Wir bedauern es sehr, dass di_e So­
zialdemokraten wider besseres Wissen keinen l'viut zu einer 
Änderung hiltten, Herr Brinkmann. 

(Vereinzelt Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und CDU) 

Das passt-einfach nicht mehr in die Zeit. Diese Änderungen 
wären zeitgE!mäß und zukunftsweisend gewesen. Wir hätten 
das sehr beg~üßt, wenn Sie sich hätten überzeugen lassen. _-

Was ich ~uch noch eingebracht habe- das möchte ich einfach 
noch einmal sagen-, ich habe keinen dezidierten Änderungs­
antrag gemciC~t, weil ich weiß, dass ich mir die Arbeit sparen 
kann, es geht einfach um den Frauenanteil _in den Gremien 
der Kammern. Wir haben das schon vor J~hrel')diskutiert, als 
das Heilberufsgesetz schon einmal geändert wurde. ln einer -
Passag-e, in der es um ein Gremium und die Beteiligung von 
Frauen geht, steht die Formulierung, dass Frauen angemes­
sen berücksichtigt werden sollen. Darüber möchte ich rriiCh 
einfach noä: einmal auslassen. Ich wüsste gern einmal von je­
mandem- vielleicht von Herrn Gerster -,was die angemesse­
ne Berücksichtigung von Frauen ist und wer das entscheidet, 
was in den Gremien angemessen ist,_ in denen keine Frauen 
sitzen. 

- Wir hätten ~Jern wenigstens das, was die Hessen jetzt in ih­
rem Entwurf zur Änderung des Heilberufsgesetzes stehen ha­
ben, nämlich wenigstens der Ar'iteil der Frauen In der 
Ärztinnen- und Psychotherapeutinnenschaft entsprechend 
gewährleiste•t ist. Dazu ·haben sich die Hessen - (DU-Re­
gierung- hinreißen lassen. 

(Dr. Altherr~CDU: Fortschrittlich!) 

Das sollte vielleicht die Landesregierung hier i!Uch tun. 

Vielen Dank.-

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Gr.'mm: 

- Für die F:D.P.-Fraktion erteile- ich der Abgeordneten Frau 
Pahler das Wort. 

Abg~ Frau Pahler,_F.D.P.: 

Herr Präsident, meh1e Damen und Herren! Wesentlicher 
Grund für die notl.'vendige Änderung des Heilberufsgesetzes 

sind- die bundesgesetzliehen Vorgaben. Gleichzeitig sollte 
aber analog zu den bestehenden Kam~ern eine Psych-othera­
peutenkammer errichtet werden. Gleichzeitig sollten im Rah­
men der Novellierung einige notwendige Änderungen vorge­
nommen werden. Bereits-in der ersten Lesung des Gesetzes 
zeigte sich noch erheblicher Diskussionsb~darf, der in der An­
hörung nicht nur befriedigt werden konnte, sondern auch zu 
wesentlichen Änderungen im Gesetz führte_. 

Es ist vor allein ~:lie anfänglich geplante Regelung zur Sicher­
stellung des Notfalldienstes zu nennen. Dader Bundesgesetz­
geber in § 75 SGB V eine klare Regelung getroffen hatte, war_ 
es mir bere-its in-aer ersten Lesung_ nicbt nachvollziehbar, -
warum das Land eine eigene Regelung anstrebte. Von dieser 
wird nun aber Abstand genommen. 

Meine Damen und Herren, aus der Sicht von Patienten ent­
hält das Gesetz-eine yerbesserung ihrer Position durch die 
paritätische Besetzung des Schlichteräusschusses. Wer von 
Patientenseite diese_Funktion ~ann wahrnehmen wird und 
wie man in diese Funktion kommt, wird noch zu klären sein. 
Der Hinweis der Zahnärztekarrimer, dass damit Personen in 
den Schlichterausschuss kommen, die fachlich-ieine Kompe­
tenz haben; also den Patienten wenig_ hilfreich sein können, 
kann nicht unwidersprochen bleiben. Allerdings glaube- ich _ 
auch,. dass gerade bei d_er Zahnmedizin bereits viel Aufklä­
rungsarbeit auch im Blick auf Prävention geleistet wird, ein 
Umstand,-aer aber g-erade darin gesehen werden kann, dass 
sich in diesem übers_chaubaren medizinischen Bereich fü(den 
Patienten noch viel weitreichendere und verständlichere ln­
formati5Jnsmöglichkeiten eröffnen. 

Meine Damen und Herren, aus Sicht der Patienten ist jede Re­
gelung über Fort- und Weiterbildung der in Heilberufen Täti­
gen von eminenter Bedeuttmg.Hier stößtderen Vorstellung 
v6n Fortbildungspflicht, Zertifizierung und Qualität der Fort­
bildung. sowie die. Frage, ob Anwesenheit -bei einer Fortbil~ -
dung schon als ausreichend für die Verg_abe von Fortbil­
dungspunkten angesehen wird, auf die Aussage der Ärzte, 
dass Fortbildung Teil ih_rer Berufspflicht ist und die Kammern 
dies immer unter Kontrolle haben. Dass Patienten unwieder­

gutmachbare -Risiken für sich sehen, wenn ein Arzt nicht auf 
- - --

de~m neuesten wissenschaftlichen Stand ist, muss sehr ernst 
genommen werden. Dass sie für ihre eigene Information nun 

im vorliegenden Ge~etz eine \/\'eitere Hilfe dadurch bekomc 
men, dass von den Ärzten zusätzliche Bezeichnungennach 
entsprechenden Fort- und Weiterbildungen geführt werden 
dürfen,_l.vird dann für die Patf~nten zu-einer echten Hilfe bei 
der Suche nach dem für ihr Krankheitsbild passenden Arzt. 

Meine- Damen und Herren, die Gründung .der Psychothera­
peutenkammer hat eine Mehrheit, aber keine einstimm~ge 
Zustimmung erhalten. Probleme der Vergleichbarkeit der Ar­
beit von Ärzten und Psychotherapeuten, der vorwiegende _ 
Ort der Ausübung ihrer Tätigkeit; das ganz unterschiedliche 
Verhältnis innerhalb der Gruppen zwischen freiberuflich oder 

_ angest~llt Tätigen: sind Im Vorfeld und in der Anhörung im­
mer wi_eder vorgebracht worden. Dass hier auch ein Kampf 
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um eine tatsächliche oder riur vermeintliche Dominanz der 
Ärzte ausgefochten wird, zeigt die Forderung der Allianz der 
Psychologischen Psychotherapeuten nach einer radikalem Än­
derung des Psychotherapeutengesetzes des Bundes vom Ja­
nuar·dieses Jahres. Hier wird innerhalb der nun zu errichten­
den Kammer ein -Kiärungsprozess stattfinden müssen. Das 
wird kein leichtes Stück Arbeit sein. Am Ende sollte sich aber 
erweisen, dass die Belange der unterschiedlichen Gruppen in­
nerhalb_ der Kammern ernst genommen und sie an den not­
wendigen EntScheidungen angemessen beteiligt werden. lc_h 
hoffe, dass über den unausweichlichen Auseinandersetzun­
gen über den richtigen Weg nicht in Verg-essenheit gerät, 
dass es letztendlich um die Patienten geht. 

Unter Berücksichtigung der von SPD und F.D.P. in ihrem ge- . 
meinsamen Antrag eingebrachten Änderungen stimmen· wir 
dem _vorliegen~en Gesetzentwurf zu. 

(Beifall der t=.D.P. und bei der SPD) 

Präsident Grimm: 

Für die Landesregierung erteil-e ich Herrn Gesundheitsmini­
ster Florian Gerster das Wort. 

Gerster, Ministerfür Arlleit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Gesetzent­
wurf der l,.andesregierung zur Änderung des Heilberufsgeset­
zes enthält folgende Schwerpunkte~ die Errichtung der Lan-· 

deskammerfür Psychotherapeuten und ·Kinder- und Jugend­
lichen(lsychothe;rapeuten, die Erweiterung der Sclilichtungs­
ausschüsse undcdie Verbesserung der Ve.rfahrensabläufe im 
Vollzug des_Weiterbildungsrechts. -

Alle drei Themen- sind ·nicht von sensationeller Neuigkeit, 
aber für die Wirklichkeit der akademischen Heilberufsaus­
übung von erheblicher Bedeutung. 

ln der Anhörung des Sozialpolitischen Ausschussesam 1 i. Ja- _ 
nuar erhielt die Konzeption der Landesregierung ungeachtet 
einiger kritischer Anmerkungen ein hohes Maß an Zustim­
mung. Der Ausschuss hat den Gesetzentl.vurf am 8. Februar 
abschließend beraten_und mit einigen Änderungen einstim­
mig verabschiedet. Diese Änderung~n betreffen im Wesentli­

chen die im Entl.vurf enthaltenen Bestimmungen zur Notfall­
dienstregelung, die im Anhörverfahren auf Kritik gestoßen 

·waren. 

Zu dieser Kritik möchte ich sagen, wir akzeptieren sie im Er­
gebnis. Deswegen wird es jetzt auch geändert und 5GB­

-konform geregelt, aber verständlich ist das Ganze !!Ur da­
durch, dass wir in der Wirklichkeit der vier Kassenärztlichen 
Vereinigungen eben _auch unterschiedliche Regelungen ha: 
ben. Es gibt Bezirke, in denen die ·Kassenärztlichen Vereini­
gungende facto zuständig sind. Es gibt andere Bezirke, in de-

nen- die Kammern diese Zuständigkeit sozusagen als Auf­
tragsangelegenheit wahrnehmen. Dies ist aber möglich, oh­
ne da_ss wir gesetzlicn von der bundesgesetzliehen Regelung 
abweichen mcissen. Deswegen ist das auch einvernehmlich 
auf den Weg gebracht worden. 

Frau Kollegin Bill, zur angemessenen Frauenvertretung 
möchte ich Folgendes sagen: Der AnteH der Frauen in diesem 
Beruf, der neu verkammert wird- ein schrecklicher Begriff-, 
ist besonders hoch. Die Frauen bilden vermutlich die Mehr­
zahl bei den Psychologischen Psychotherapeuten. Deshalb 
gehe ich -davon aus, !fass ange·messe_ne Vertretung in den 
Kammergremien heißen muss, 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Frauensind übe!hauptdie Mehrzahl!) 

dass sich diese Mehrzahl in den Gremien der Kammer wider­
spiegeln muss. Das ist angemessen, und darauf werden wir 
.achten. 

(Frau Bill; BÜND[IJIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ha, ha,ha!) 

Meine· Damen und tferren, m.it dem heute zl.l verabschieden­
den Gesetzentwurf wird gewissermaßen ein Schlussstein ge­
setzt. Die Psychologischen Psychotherapeuten werden nun 
emanzipiert, sie werden mit den anderen akademischen Heil­
berufen auf eine Ebe.ne gehoben. Dies setzt allerdings auch 
voraus, dass über das Diplom hinaus- eine qualifizierte Wei­
terbildung stattfindet. Der klinische Psychologe ist nicht nur 
e_in Diplompsychologe, der einen bestimmten Interessen­

schwerpunkt verfolgt. Er muss eine ganz besondere zusätzli- ·. 
. _ ehe Qualifikation nachweisen. Er ist geprüft, und die Patien­

tinnen und Patienten haben die Gewähr, dass sie von einem 
besonders qualifizierten Psychotherapeuten behandelt wer­
den. 

Die Bundesländer haben unisono den Weg der eigenständi­
gen Kammer gewählt. Rheinland-Pfalz_ ist das sechste Bun­
-desland, das diesen Sclirittgeht. Herr Kollege Dr. Altherr, wir 

sind völlig offen, in späteren Überlegungen die Abgrenzung 
der verschiedenen akade·mischen He-ilber_ufe noch einmal ZU 
überprüfen. Die Initiative muss aber von den Vertretern der 
akademischen Heilberufe ergriffen werden; denn erfah­

rungsgemäß lässt sich so et11vas nicht ein_fach oktroyieren. 

Meine Damen und Herren, es ist wichtig, dass auch die Lan­
desärztekammer Rheinland-Pfalzdiesen Weg akzeptiert hat.-­
Sie akzeptiert ebenfalls, dass wir mit den Schlichtungsaus­
schOssen und. den -zusätzlichen -Repräsentanten der Patienten 
einen Weg der Emanzipation, auch der Patientinnen und Pa-. 

tienten ·gegenüber den Heil berufen, gehen. Es ist wichtlg~­
dass sich die Menschen nicht einem Gesunaheitssystem ohn­
mächtig ausgeliefert fühlen, das sie nicht- überschauen kön-

nen, sondern sie zumindest im Großen und Ga_nzen \.Jissen, 
dass auch ihre Interessen vertreten werden. 

• 

• 
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Wir werden darauf zu achten haben, diiss die Auswahl der 
Patientenve1treter vernünftig ist, also Patiententürspreche­
rinnen und -fürsprechet zum Zug kommen, diE~ bereits _Erfah-

. ningen mit dem Krankenhauswesen des Landes haben, und 
. die Verbrau-::herverbände eine Funktion wahrnehmen kÖn­

nen. Wir müssen Erfahrungen sammeln, und wir werden das 
_durch-die entsprechenden Verordnungen einvernehmlich be­
gleiten~ damit es ein möglichst hohes Maß an Legitimation 

-für die Patientenvertreterinnen und -Vertreter gibt, auch 
wenn das nic:ht in i=omi einer-Urwahl geschehen kann. 

Meine DamE!n und Herren, hiermit haben wir ein modernes 
Heilberufsre:ht für Ärzte, Zahnärzte, Apotheker, Tierärzte 
und jetzt auch für die Psychologischen Psychotherapeuten 
geschaffen. Ich denke, die Zusammenarbeit ist insbesondere 
in den Berekhen notwendig, in denen es Schnittstellen gibt. 
-Deshalb haben wir die Schni~telle des Beirats- als Scharnier _ 
.zwischen deo1 Ärztlichen Psychotherapeuten .und den Psycho-­
logischen Ps~tchotherapeuten geschaffen, damitsich nicht un­
terschiedliche_ Welten gegeneinander abgrenzen, sondern 
ein Erfahrungsaustausch und eine möglichst große gemeinsa­
me Interessenvertretung stattfindet. 

-Alles in allem danke iCh für die einvernehmliche Beratung des 
Gesetzentwurfs. Ich hoffe, dass wir weite-rhin die Tätigkeit 
der akademischen _Heil berufe mit Aufmerksamkeit und Inte­
resse begleiten. 

; 

(Beifall der SPD IJnd der F.D.P.) 

PräsidentGriinm: · 

Mei-ne Darrt•::~ und Herren, weitere ·wortmeldungem liegen 
nicht vor. Di1nn schließe ich die:Aussprache.Wir kommen zur 
Abstimmunu . 

Wir stimmen zunächst über· die Beschlussempfehlung 
- Drucksache· 13/6793 --ab. Wer der Beschlussempfehlung des 
Sozialpolitischen ·Ausschusses seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! -Damit ist di~ Be­
schlusse_mpf.::hlung einstimmig angenommen. 

-.Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
der Landesr:gierung - Drucksache 13/G226 ~ unter Berück­
sichtigung der soeben· beschlossenen Änderungen. Wer dem -

Gesetzentwurf seine ·zustimmung geben möchte, den bitte 
· ich um das Handzeichen!- Das ist ebenfalls einstimmig. 

- Wir ko!Timen- nun zur Schlussabstimmung ül:ler·den Gesetz­
entwurf der l.:andesregierung - Drucksache 13/6226 -. Wer­

dem Gesetz:mtwurf seirie Zustimmung geben rriöchte, den 
bitte kh, sich vom Platz zu erheben!_- Damit ist der Gesetz­
entl.vurf der Landesregierung - Drucksache 13/6226_- unter 
Berücksichth~ung der zuvor_ beschlossenen Änderungen ein­
stimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt7 der Tagesordnung auf:-

Landesgesetz -über die Volksinitiative sowie zur Änderung 
der Bestimmungen über Volksbegehren -

und Volksentscheide 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Drucksacl1e 13/6511 -
Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses­

- Drucksache 13/6795-

Ich erteile dem Berichterstatter, . Herrn Abgeordneten Wei­
ner, das Wort. 

Abg. Weiner,CDU:: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! D~rch Beschluss· 
·des Landtags:vom 14 .. Dezember2000 ist der .Gesetzentwurf 
·der Landesregierung- Drucksache 13/65 i 1 -an den I nnenaus-

- schuss- federfahrend --und an den Rechtsausschuss überwie­
sen worden. 

Der Innenausschuss hat den Gesetzentvvurf in seiner 44. Sit: 
zung am 1. Februar 2001 ·und der Rechtsausschuss in seiner 

-so. Sitzung am 8. Februar 2001 beraten. Die Ausschüsse emp~ 
fehlen dem Limotag die Annahme des Gesetzentwurfs unter 
Berücksichtigung der sich aus der Vorlage 13/6795 ergeben­
den Änderungen. Nach den Empfehlungen der Ausschüsse 
soll das-Gesetzam Verfassungstag, dem 18. Mai 20Ö1, in Kraft. 

treten. 

Dankeschön._ 

Präsid_ent Grimin: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Weinerfür die Berichter­
stattung und eröffne die Aussprache. 

Ich erteile Herrn Abg~ordneten Schf)_eiders das Wort. 

Abg. Schneiders, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und. Herren! ·Mit dem -Gesetz­
entwurf über die Volksinitiative sowie-zur Änderu_ng der Be­
stimm-ungen über Volksbegehren und Volksentscheide wird 

·das umgesetzt, was im Rahmen der Verfassungsreform vor ei­
nem Jahr beschlossen worden ist. Die Verfassungsreform ha- -

- ben wir gemeinsam beschlossen. Deshalb werden-wir dieses. 
Gesetzesvorhaben mittr~gen. · 

Meine Damen und Herren, iCh-begrüße, dass die __ Laf!desregie­
rung im Rahmen dieses Gesetzentwurfs nach Lösungswegen 
gesucht hat, -um die Bürgerbeteiligung möglichst restriktiv 
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auszugestalten, weil es durchaus einige Anmerkungen hin­
sichtlich der Ausweitung plebiszitärer Elemente in unserem 
Staatsgefüge zu machen gilt. Plebiszite führen allzu leicht zu 
einer großen Vereinfachung und zur Überbetonung von Efn: 
zeHnteressen und auch von Minderheitenpositionen. 

Plebiszitäre Elemente und repräsentative Demokratie müssen 
sich zwar nicht gegeneinander ausschließen, allerdings solhe 
darauf hingewiesen werden, dass die Handlungsfähigkeit des 
Staates und die ausreichende Möglichkeit ihrer gewählten 
Organe zu verantwortungsbewusstem Handeln gewährlei­
stet bleiben müssen. Die demokratisch gewählten Vertreter 
der Bürgerinnen und Bürger müssen ihre Aufgaben, zu deren 
Qurchführung sie von den Bürgern legitimiert worden sind, 
ausüben können. DerVorrang der repräsentativen Demokra­
tie muss gewahrt bleiben. Die gewählten Vertreter müssen _ 
die Gesamtveranti/'Jortung-behalten. 

Plebiszitäre Elemente-- das sollte auch erwähnt werden -sind 

auf den unterschiedlichsten Ebenen des Staates auch unter­
schiedlich zu beurteilen. Sie funktionieren am ehesten auf 
der kommunalen Ebene. Dort ist ihre Eignung durchaus zu 
unterstreichen; denn auf kommunaler Ebene besteht zu: 
meist auch eine unmittelbare Betroffenheit von der aktuel­
len Themenstellung. Auch sind die Materien weitaus konkre­
tergefasstals bei überörtlichen Fragestellungen. 

bes Weiteren muss erwähnt werden, dass mit Plebisziten bis­
her die Erfahrung gemacht worden ist, dass sie auf kommu­
miler Ebene am ehesten funktionieren, aber aufLandesebe- _ 
ne häufig bereits nicht mehr._ 

Negative Erfahrungen sind beispielsweise das häufige Ver­
fehlen von-Eingangsquoren, niedrige Beteiligungen, wenn es 
zu Abstimmungen kam, und - das wollen wir nicht verken­
nen - auch Abstimmungen nach dem Sankt-Fiorians-Prinzip, 

- nur nicht bei mir-, Straßenbauvorhaben, Müllverbrennungs­
anlagen-, was im Übrigen auch dann dazu führt, dass·Min­
derheiteri partielle Interessen mit den Instrumenten, die wir 
ihnen dann per Gesetz einräumen, umsetzen wollen. 

Das darf allerdings nichrdazu führen, dass dann Minderhei­
ten über solche Wege letztlich Mehrheiten regieren. Deshalb 
ist es notwendig, dass Hürden eingebaut werden, _Queren 
- wie_ erfolgt -geschaffen werden und Unterschriftenüber­
pr-üfungen erforderlich sind, die zwar einerseits einen erhöh­
ten Verwaltungsauf11vand bedeuten, die aber andererseits 
notwendig sind, um die Instrumente nicht dem Missbrauch 
preiszugeben. 

Meine sehr geehrten Damen_und Herren, daher ist der Ansatz 

im Gesetzentwurf richtig. Wir werden ih.m zustimmen. 

Ich bedanke miCh für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schiffmann das Wort. 

Abg. Dr. Schiffmann, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Im 
Ausschuss haben wir diesen Gesetzentwurf einvernehmlich 
beraten und ihn mit den Änderungen einvernehmlich über 
alle Fraktionen hinweg so beschlossen. 

Mit dieser Änderung des Wahlgesetzes, mit Ergänzungen 
und einigen Änderungen, vollziehen wir das nach, was wir im 
Rahmen der großen Verfassungsreform im vergangenen 
Jahr, als diese Reform am 18. Mai in Kraft getreten ist, in un- -
serer Landesverfassung ergänzt ha~en: Wir haben. nämlich 
die Instrumente unmittelbarer, direkter Mitwirkung der Bür­
ger ausgeweitet, indem wir ein neues Instrument in die Lan­
desverfassung eingeführt haben, die so genannte Volksinitia­
tive, und indem wir bei den bereits in der alten Landesverfas­
sung vorhandenen Instrumenten Volksbegehren und Volks­
entscheid die Quoren abgesenkt haben. 

Das Kriterium, an dem wir den v~n der Landesregierung in 
- . Umsetzung des Auftrags dieser Verfassungsänderung vorge­

legten Konkn~tisierung für das _Wahlgesetz zu bewerten hat­
ten, war die Frage, ob die Grundintention, einen erleichter­
ten Zugang zu -diesen Instrumenten zu ermöglichen, umge­
setzt ~vird. Wir sind der Meinung, dass das, was die Landesre­
gierung an Verfa-hrensvorschlägen mit dem Gesetzentwurf 
vorgelegt hat, eine b~rgerfreundliche Ausgestaltung dieser 
Grundintenfion des Verfasslmgsgesetzgebers darste-llt. Wir­
räumen den Bürgern die Möglichkeit ein, mit dem lnstrume_nt 
der Volksinitiative mit 30 000 Unterschriften den Landtag zu -
zwingen, sich mit -einem gewissen Thema --das kann auch ein 
Gesetzentwurf sein.- zu befassen. Es werden daruber hinaus 
mit dem um die Hälfte abgesenkten Quorum - 300 000 Stirn-~ 
men für ein erfolgreiches Volksbegehren- die bisher vorhan­
denen Hürdenabgesenkt. 

Herr Kollege Schneiders hat demgegenüber aus der Sicht der 
CDU einige kritische Anmerkungen gemacht und eher auf die 
restriktiven Elemente hingewiesen. Wir haben mit der Ver­
fassungsänderung meiner Meinung nach aber einen vernünf­
tigen Kompromiss erzielt, indem wir a_uch der Beliebigkeit 
der Inanspruchnahme dieses Instruments entgegengewirkt 

haben; denn auch 300 000 bejahende Wählerinnen und Wäh-
-ler für ein erfolgreiches Volksbegehren sind eine hohe 
Sc_hwelle. Das sind ungefähr 10 % der Wahlberechtigten i~ 
Rheinland-Pfalz. 

Herr Kollege Schneiders, Sie haben davon 'gesprochen, dass 

Minderheiten die Mehrheit manipulieren könnten. Wir köQ­
nen allerdings nicht denBlick davor-verschließen, dass auch 
die repräsentative Demokratie gegenwärtig vor gewissen 
Problemen steht. Die Parteiendemokratie ·hat Legitimations­
probleme. Die Wahlbeteiligung- ungefähr 70% waren es bei 

• 
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der vergangenen Landtagswahl - bedeutet, wenn man das 
umrechnet, dass sich auch die Parlamentsmehrheitnicht auf 
eine absolute Mehrheit der Wa~lberechtigten stützen kann. 
Dieses Kriterium muss man also sehr sorgfältig abwägen. 

Das andere Element, das Sie angesprochen haben, ist das, in­

wieweit die Gesamtverantwortung für die Politikdurc~ diese 
punktuelle ·Minvirkung des Volkes auch im Rahmen der Ge­
setzgebung verloren geht. Dieser Einwand geht meines Er­
achtens deshalb ins Leere, weil es ·immer nur um eine punktu­
elle Mjnvirkung geht, die auch das andere Argumen.t, das oft 
eingebracht wird, ein Stück weit entkräftet. Das andere Ar­
gu~ent ist das, dass die politischen Sachverhalte so komplex 

· sind, dass man sie nicht auf eine einfache Frage, die mit Ja 
oder Nein beant\oiortet werden kann, zurückführen kann,· 

-wie sie.dem Volksbegehren Ul1d dem Volksentscheid zugrun­
de liegen. Allerdings sollte man dann auch nicht den Blick da­
vor verschließen, dass viele Fragen, die wir im Parlament ent­
scheiden, letztlich, zumindest wenn wir im-Plenum zusam­

menkommen und.die Detailberatungen abgeschlossen sind, 
dann auch auf die schlichte Frage von Ja oder Nein reduziert 

· werden. 

Mit dem vernünftigen Kompromiss; der breit in diesem Haus 
getragen worden ist, 

(Glocke des Präsid~nten). 

ist ein fortschrittliches Element in unsere Verfassung aufge­
nommen worden. Wer einen Überblick über die Verfassungs­
bestimmungen der anderen Bundesländer hat, weiß, dass 11vir 
in Rheinland-Pfalz insbesondere mit dem Instrument der 
Volksinitiative durchaus, wenn wir·auch nicht die Speerspitze 
sind, aber an der Spitze des Fo~chritts marschieren. Die Be­
mühungen aufderBundesebene, derartige Elemente aucli in-

_ das Grundgesetz auf~unehmen- jetzt von· der SPD neu aufge­
nommen-, sind aus unserer Sicht zu begrüßen.-

Vielen Dank. 
(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich begrüße Gäste im Landtag, und zwar Mitglieder· des Stän­
digen Arbeitskreises Europa-P?Iitik des Kreisverbandes Ahr; 
weiler sowie Mitglieder des DGB~Ortskartells Asbach-Linz­
Unkel-Bad Hönningen. Herzlich willkommen! 

(Beifall im-Hause) 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. · 

Abg. frau Grützmacher~ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Mit diesem Gesetzentwurf zur di­
rekten Demokratie machen wir einen neuen Versuch, demo-

kratische Beteiligungsrechte von Bürgerinnen und Bürgern 
zu stärken. Es ist aber noch nicht abzusehen, ob dieser Ver­
such gelingt. Ich sehe das au~ einerganz anderen Warte als 
dieCDU. 

"Dabei beziehen sich unsere B~:denken zum Beispiel auf die 
bürokratisch auf11vendige Unterzeichnung _bei den Volksin­
itiativen - das ·gilt auc~ für die Kosten, die Antragsteller für 
ein Verfahren zu tragen haben-, und dann ist die sehr hohe 
Zahl von 300 000 Stimmberechtigten beim Volksoegehren zu 
nennen- Sie wiesen schon darauf hin-, die sich in relativ kur­
zer Zeit in die Listen eintragen müssen. 

Sehr ernst zu nehmen sind unserer Meinung nach auch die 
Bedenken, dass das Quorum von mindestens einem Viertel 
der Stimmberechtigten, die sieb an· der Abstimmung beteili­
gen müssen, zu hoch ist und· dass es dadurch sein kann, dass-

. die Instrumente ins Leere laufen. 

. Die Hürden sind also nach wie vor hoch- wir kritisieren das, 
. während das von den Konservativen, von der CDU begrüßt 

wird -, aber vvir berücksichtigen auch in unserer Kritik 
- darüber haben wir auch in den verschiedenen Gremien, 
Enquete-Kommission usw. diskutiert-, dass. es wichtig ist, in 
diesem Bereich einen ~orisens herzustellen;-denn gerade die­
se neuen unmittelbaren demokratischen Verfahren eignen 
sich nicht zur politischen Polarisierung, weil natürlich diese 
direkten Verfahren von vielen Bürgerinnen und Bürgern 
durch die Bank weg gewünscht werden. 

Meine Dameri und Herren, wir haben nicht so viel Angst vor 
~en Missbrauchsmöglichkeiten; ~enn die Erfahrungen in an­
deren Bundesländern haben deutlich gezeigt - ich kann da 

-auch ausdrücklich Bayern nennen -, wie wichtig diese Form 
der direkten Demokratiebeispfelsweise auch für die Identi­
tätsbildung eines Landes ist. ln Bayern hieß·d~s: "Wir in 
Bayern!". Das kann durchaus die Folge dieserneuen Möglich­
keiten sein. 

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Schiffmann hat schon 
darauf hingewiesen, dass jetzt auch auf der Bundesebene_ 
über Volksentscheide diskutiert wird. Bundespräsident Rau 
hat gesagt: "Es kann nicht befriedigend sein-für die Bürger, 
dass sie nur alle vier Jahre ihre Stimme abgeben können und 
im Übrigem keinen direkten !=influss haben." Er sagt aber 

-auch- es is~ vielleicht wichtig, das hinzuzufügen-: "Ich bin al-
lerdings nicht der Meinung, dass Parlamentsentscheide _er­
setzt werden können, aber dass das Parlament wissen kön­
nen soll,_wie über bestimmte Fragen gedacht wird." Er sagt 
dann zum Schluss noch den schö·nen Satz des Philosophen 

Thomas von Aquin: "Der Missbraüch einer Sache darf ihren 
Gebrauch niclit hindern." 

Meine Damen und Herren, es hatsich gezeigt, dass sich die 
_ Bürgerbegehren und die Volksbegehren, besonders die 

Volksbegehren auf Landesebene, in den anderen Bundeslän­
dern vor allem mit der Stärkung der direkten Demokratie be­
fasst haben. 12 v.on 27 Volksbe_gehren haben sich damit be-
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_ tasst.- Die Erziehung, die Bildung und-die Kultur oder die Mit­
telkürzurig bei Kindertagesstätten waren zum Beispiel lnhal-_ 
te und Themen von Volksbegehren in anderen Bundeslän­
dern und haben -zu unterschiedlichen Erfolgen oder Misser­
folgen gefuhrt. Wir wissen alle, dass nicht jedes Volksbeg eh­
-ren Erfolg· haben kann. 

- Meine Damen und Herren, in der nächsten Legislaturperiode 
-wird sich zeigen, ob durch dieses Gesetz· direkte Demokratie 
auch in Rtleinland-Pfalz ermöglicht wird oder ob seine-büro­
kratischen HiJ:Iderrtisse die Umsetzung dieser Beteiligungs­
rechte ins Leere faufen lassen -wird. Wenn sich diese Anzej­
chen zeigen, müssen_ wir noch einmaLdiskutieren, ob wir die 

_ Hürden fiir das· Volksbegehren und die Volksentscheide nicht 
weiter senken müssen, damit wir mehr Demokratie durch das 
Engagement von Bürgerinnen und- Bürgern umsetzen kön­
nen. 

Vielen Dank. 

(Beifall de!iBÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Frey das Wort. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die F.D.P. hat sich _ 
immer dafür eingesetzt, dass Bürgerrechte in diesem Land 

gestärkt werden und wir Elemente direkter Demokratie in 
- unse(e Verfassung, aber auch in die Kommunalverfassung 

aufnehmen. Deswegen haben wir jahrelang die Forderung 

verfolgt, auf kommunaler Ebene durch Direktwahlen und das 
Kumulieren und Panaschieren den Willen der Bürger zu stär­
ken. Wir haberf die Möglichkeit eröffnet und unterstützt, 
dass auf kommunaler Ebene Einwohnerantrag, Bürgerbeg eh-

- ren, Burgerentscheid, aber auch die Fragestunde ermöglicht_ 
worden sind: 

Deswegen war es auch folgerichtig, im Rahmen der Verfas­
-sungsreform und der Diskussiqn auf demWeg dorthin dafiir 
zu sörgen,.dass Elemente direkter Demokratie auth verstärkt 
in die Landesverfassung kommen. Wir geben damit unser Sys­
tem dertepräsentaj:iven Demokratie -nicht auf, sondern neh­
men eine neue -Austarierung zwischen Elementen repräsen­

-tativer Demokratie und direkter Demokratie vor. 

Wir sind Weit davon entfel·nt, ein ähnliches System wie in qer 
Schweiz anzustreben. Wir denken und meinen, dass es ·ohne_ 

. Probleme ist, Wenn wir den Bürgerinnen uni:! BOrgern unseres 
Landes die Möglichkeit eröffnen, mit ihrem Wiilen stärker in 
die Landespolitik einzugreifen. Ich halte diese Hurden und 
die Quoren, die in der Landesverfassung aufgenommen sind, 

für einen guten und tragbaren Kompromiss. Ich sehe im Au­
genblick auch keinen Handlungsbedarf. Wir haben insbeson-

dere beim Volksbegehren eine deutliche Reduzierung vorge- -
nommen. Wirsollte-n abwarten, wiesich diese Quoren in d-er 
Praxis· bewähren und nicht nach einem halben Jahr meinen, 
wir mussten wieder eine neue Diskussion anzetteln, egal in 

- welche Richtung. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. 
und SPD}-

_ Deswegen bin Ich froh; dass das, was im letzten Jahr umge­
setzt worden ist, nun in einfachgesetzliche Regelungen um­
gegossen worden ist und wir ein Zulassungsverfahren regeln, 
bei dem es übrigens bei den Quoren geblieben ist, wie im 
Vorfeld. Es wurde weder eine Verschärfung noch eine Verrin­
gerung der Quoren vorgenommen. Ich bin froh, dass- wir 

- -
praktikable Regelungen haben. 

Ich hatte bereits in der Diskussion in erster Runde angedeu­
tet, dass es Gesprächsbedarf geben muss: Es hat ihn auch in 
der Ausschussb\'!ratung zur Fra_ge der Prüfung des Antrags ei­
ner Volksinitic:~tive gegeben. Ichbin froh, dass es hier zu einer 
Änderung des Gesetzentwurfs gekommen ist und diese Prü-

--fung seitens des Landtags und nicht nur einer herausgehobe­
nen Person, namlich des Präsidenten, erfolgt. Ich denke, das 
macht die Sache verbindlicher und fiir die Mehrheit der An­
tragsteller durchsichtiger. Es ist nicht eihe Person herausge­
stellt, bei aller Hochachtung, Herr Präsident,- -0

-

Präsident Grimm: 

Vielen Dank. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

--sondern es geht um den Landtag, der angerufen werden 
soll. Deswegen muss auch der Landtag prüfen; Insofern sehe 
ich diese Änderungsvorschläge, die von breiter F~ont getra­
gen werden, für sehrverniinftig an. 

Insgesamt halte ich diesen Gesetzentl.vurf- das ist auch die­

Meinung meiner Fraktion - fiir eine ordnungsgemäße und 
sinnvolle Umsetzung des Willens der Mehrheit dieses Hauses, 
die sich im letzten Jahr bei der Ve_rfassungsreform geäußert 
hat. Wir unterstützen diesen Gesetzent11'1urf und sehen damit 

-eine weitere Stärkung der Bürgerrechte, ohne däss_wir unser 
bisheriges Verfassungssystem aufgeben. 

(Beifall derF.D.P. und der SPD) 

Präsident Grimm: 

Fiir die Landesregierung erteile ich_ Hehn Innenminister 
Walter Zuber das Wort. 

• 

• 



• 

• 
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Zuber, Minister dces lnnern und für Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr_verehrten Damen 
und Herren! lcn möchte Ihnen nicht noch einmal die Details 
des GesetzentWurfs darstellen. Der lnnenausschuss_ hat seine 

~ Annahme einstimmig empfohlen. Entsprechend dem_ Auftrag 

der Verfassung kann das Gesetzam 18. Mai 2001, unsere111 
Verfassungstag, in Krafttreten. 

·Damit das Gesetz praktisch umgesetzt werden kann, ist noch 

·eine Ergänzurig und Anpassung der Landeswahlordnung _not­
wendig. Die Arbeiten hierzu sind _soweit abgeschlossen. Ich 
beabsichtige, die Änderung der Landeswahlordnung zeitnah 

. zum 18. Mai 2001 vorzunehmen. 

Weiterhin ist h1 meinem Haus eine Broschüre in Vorberei­
tung, mit der die Bürgerinnen und-Bürgerüber die Verfa~ren 

·· Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheidinformiert 
werden sollen. Die Broschüre soll die BOrgerinnen und .Bürger 
auch ermutigen, von diesen Rechten Gebrauch zu IJ]ache.n. 

Mit der Schaffung der von mir angesprochenen und hierdis- · . 
kotierten Rech15grundlagen und Informationsmaterialien 

- sind wir ein gutes Stück auf dem Weg zu mehr unmittelbarer 
Bürgerbeteiligung an politischen Sachentscheidungen voran- _ 
gekommen. Aus meiner Sicht reicht es jedoch nicht aus, sich 

-hierauf zu beschränken. Vielmehr sollen siCh die Bürgerinnen 
- . 

und Bürger a!Jch aufgefordert fühlen, ihre unmittelbaren 
Teilhaberechte tatsächlich einzufordern. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sind wir alle aufgefordert, über­
zeugend zu vermitteln, dass Volksinitiativen,.Volksbegehren 
und VolksentScheide keine Gefahr für die-repräsentative par­
lamentarische Demokratie dafstellen, sondern· _sie vielmehr 
sinnvoll ergänzen. Dies soll!e uns_ leicht fallen, da plebiszitäre 
Mitwirkungsrechte geeignet sind, das parlamentarische Sys­
tem für neue Anliegen·und Lösungen offen zu halten urid die 
viel zitierte Politiklierdrossenheihvirksam zu bekämpfen. 

Dabei bin ich keineswegs der AuffassiJng, dass direktdemo­
kratische Entsch(:!idungen automatisch bessere E!gebnisse 
hervorbringen als solche, die auf dem parlamentariscl'len 
Weg gefällt werdeo. Wer aber die Befürchtung _hegt, die · 
Menschen seien nicht in der Lage, schwierige Themen sachge- -
recht zu beurteilen, sei darauf hingewiesen, dass auch eine 
Wahlentscheidung eine sehr komplexe Entscheidung ist. Im 
-ührigen steht der Volksentscheid ain Endeeines langen Dis­
kussionsprozesses, dem ein reger Austausch von Pro- und 
Kontra-Argumenten_ in der Öffentlichkeit vorausgeht. 

Da ich den rheinland-pfälzischen Bürgerinnen und Bürgern 
eine solche Entscheid!Jng zutraue,-wünsche ich mir, dass sie 

__ von -den Instrumenten der unmittelbaren Bürgerbeteiligung 
regen Gebrauch machen werden. 

(Beifalle er SPD-und der F.D.P.) 

·Präsident Grim!l'l: 

Meine Damen und-Herren, weitere Wort_Jileldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache. Wir_kommen zur Ab­
stimmung. 

. Wir stimmen zunächst über die Beschlussempfehlung 
- D-rucksache 13/6795- a~. Wer der Beschlussempfehlung zu-­

·stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!- Das ist 
einstimmig. 

· Wir· stimmen nun über den Gesetzentwurf - -Drucksache 
13/6511 ~ in zweiter Beratung ab. Wer derit Gesetzentwurf 
zustimmen möchte, d.en bitte ich um das Handzeichen! - Das 
istebenfalls einstimmig. 

_ Wer dem GesetZentwurf in der Schlussal!stimmung zustim­
men möchte,_ den bitte ich, si.cti vom Platz zu erheben! - Ich 
bedanke mich. Damit hat der Gesetzentwurf auch in der 
Schlussabstimmung die Zustimmung des gesamten Paria-

- ments gefunden. 

(Beifall im Hause)· 

Meine Damen und Herren, i~h rufe Punkt 6· der Tagesord­
nung auf: 

Landesgesetz zur Änderung fischereirechtlicher- · 
Vorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 13/6482-

Zweite Beratung 

dazu: 
_ Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Umwelt und Forsten 
- DrucksaEhe 13/6794-

Änderungsahtrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- - -Drucksache 13/6810-

Erhaltung un~ Wiederherstellung gewässertypischer 
Flora und Fauna sowie der linearen Durch­

gängigkeit für Wa~derfische -
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Entschließung-
" Drucksache 13/6809-

Ich erteile· dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten 
Dr. Braun, das Wort. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜt\IEN: 

·Sehr geehrter Herr Präsid~nt, meine Damen und Herren! 
Durch Beschluss des Landtags vom 14. Dezember 2000 ist der 
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Gesetze_ntwurf an den Ausschuss für Umwelt und Forsten 
- federführend - und an den Rechtsausschuss überwiesen 
worden. 

Der Ausschuss für Umwelt und Forsten hat den Gesetzent­
wurf in seiner 47. Sitzung am 1. Februar 2001 und der Rechts­
ausschuss in seiner SO •. Sitzung am_B. Februar 2001 beraten. 
Die Beschlussempfe-hlung lautet: Der Gesetzentwurfwird mit 
geringfügigen Änderungen angenommen. 

(Vereinzelt Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD-

Vizepräsident Heinz übernimmt 
~den Vorsitz) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen Bericht. 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 

Dr. Braunda~Wort. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNJS _90/DIE GRÜNEN: 

Herr ,Präsident, meine Damen und Herren! Es ist eine lange 
Geschichte, dass das Lande~fischerefgesetz geändert werden 
soll. Die Änderungen wurden lang diskutiert; dennoch - wie 
auch beim Waldgesetz- war die ursprüngliche Fassung- _Frau~ 
Martini, ich muss Sie und Ihr Haus loben- des Umweltministe­
riums doch ein Stück besser als das, was nach den Beratungen 
des Parlamentsam Schluss vorliegt. ln mehreren Punkten gab 
es Änderungen durch d~s Parlament und in anderen Punkten 
schon in der Vordiskussion im Ministerium. 

Meine Damen und Herren, ich möchte vierPunkte heraushe­
ben, zunächst einmal die Besatzmaßnahmen bei den Fische-. 
reigewässern. "Besatzmaßnahmen"- es ist nichtjederSpezia- · 
Iist auf diesem Gebiet; auch-ich besitze keinen Angelschein­
bedeutet, man hat ein Gewässer, das einen natürlichen Fisch­

bestand hat. Nun gibt es aber Leute, die andere und mehr Fi­
sche.aus diesem Gewässer herausholen wollen, als ursprüng­
lich zur Verfügung stehen.-Deswegen müssen natürlich auch 
Fische eingesetzt werden. Dadurch werden aber die ökologi-

. sehen Gleichgewichte des Gewässers verändert bzw. die öko­
logischen Gleichgewichte kippen. So kam es nicht nur in 
Rheinland-Pfalz, sondern überall dazu, dass die ursprüngli­
chen Fischarten nicht mehr in diesem Gewicht, das es ur­
sprünglich gab, vorhanden waren, sondern fremde Fischarten 
die einheimischen Fische aufgefressen haben, die für die Ge­
wässerökologie-wichtig sind. Herr ltzek, Sie wissen, dass der 
eine Raubfisch den anderen auffrisst. Deswegen haben wir 
inzwischen sehr große Ungleichgewichte .. 

Das Ministerium schlug vor, dass nur dort, wo es unbedingt 
notltvendig ist, Besatzmaßnahmen stattfinden sollen. Das 
fanden wir auch richtig. Inzwischen heißt es aber in dem Än-

derungsantrag, dass Besatzmaßnahmen stattfinden können 
und.sich diese auch an der Ertragsfähigkeit der Gewässer zu 
orientieren haben. Das halten nicht nur wir, sondern alle Na­
turschutzverbände für falsch. Natürlich soll man sich an der 
Gewässerökologie orientieren, aber nicht an dem, "'l!as öko­
nomisch am Schluss aus den Gewässern her-auszuholen ist. 

Insgesamt werden in Rheinland-Pfalz mehr als 2 Millionen Fi­
sche in Gewäss·er eingesetzt, die die Gewä5erökologie verän­
dern. Wir halten diese Einsatzmaßnahmen für nicht richtig 
und wollen sie entprechend möglichst restriktiv handhaben. 

Der·zweite Punkt, der in Rheinland-Pfalznicht unwichtig ist, 
ist die Durchlässigkeit der Gewässer. Wir haben Wanderfische 
in Rheinland-Pfalz, beispielsweise das Lachsprogramm an der 
Lahn. Das ist auch bundesweit bekannt. Es ist zu Recht zu Eh­
ren gekommen. Wir wollten die Lachse wieder in den Rhein 
und seine Nebenflussse zurückholen, damit sie in den Ober­
bereichen der Flüsse auch laichen können. Nur gerade bei der 
Lahn ist es so, dass zwar für mehrere 100 000 DM Lachse ein" 
gesetzt werden, diese aber nicht ankommen können, weil die 
Wehre dazwischen sind und weil die Lachse die Wehre in der 
Lahn, die fürdie Elektroerzeugung vorgesehen sind, nicht er­
klimmen können. 

Deswegen ist es notli'Jendig, dort eine lineare Durchgängig­
keit herzustellen. Wir beantragen deshalb, eine lineare Duch­
lässigkeit herzustellen. Ich denke, wir können dann in Zu­
kunft- dazu braucht man entsprechende Mittel -auch damit 
rechnen, dass ein solches Ausbauprogramm in ~heinland­
Pfalz stattfindet. Im Moment ist die Lahn eine Bundeswasser­
straße. Wir.sind der Meinung, dass langfristig dieser Status 
zurückgestuft we-rden muss, der Bund dafür nicht mehr zu­
ständig ist und diese Kosten, die im Moment der Bund trage.n 
soll -fast 10 Millionen DM pro Jahr-, dafür genommen wer­
den können, dass ein solches Ausbauprogramm stattfindet.­

.Wir sind also. für die lineare burchgängigkeit, damit die öko-
logischen Maßnahmen, die im· Ministerium angedacht wer­

. den, auch sinnvoll durchgeführt werden können. 
. - -

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Naturschützerhaben beantragt, dass sie in den Landesfi­
schereibeiräten vertreten sind. Die Fischer sind in den Natur­
schutzbeiräten vertreten. Deswegen wäre es nur logisch und 
wichtig, dass auch die Naturschützerinden Fischereib~iräten 
vertreten sind. Dies sieht aber das Gesetz nicht vor. Ich frage 
mich, warum das so ist. Wir wollen, dass die Naturschützer 
auch in den Fischereibeiräten vertreten sind, dass dort auch 
der Naturschutz·- die Fischer sägen auch von sich selbst, sie 
seien Naturschützer-ein entsprechendesWart hat. 

(Vereinzelt Beifall bei dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zum Abschluss noch ein Wort zur Genehmigung der Angelei 

für Kinder unter zehn Jahren. ln vielen Bundesländern ist das 
verboten. Auch nach dem Gesetzentwurf WClr das in Rhein-

• 

• 



• 
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-Iand-Pfaiz nicht erlaubt. Da bestehen tierschutzrechtliche 
Probleme. Wenn nämlich ein kleines Kind an der Angel zieht, 
_dann kann-sich der Fisch verletze-n, weil die Reaktionszeit bei_ 
Kindern anders ist als bei einerri Erwa~hsenen. Deswegen hat­
ten wir dafür plädiert, dass diese Vorschläge des Ministeriums 
beibehalten werden. Aber in diesem Punkt ist die SPD ge­
meinsam mit der F.D.P. und der CDU V(fr der Lobby der Fi­
scher eingeknickt. -

-(Glocke des Präsidenten) 

48 000 sind in den Fischereiverbänden organisiert. Sie geben 
jetzt den Fischern nadi. Wir sind für den Tierschutz. Deswe­
gen sind wir dafür, dass die Zehn-Jahres-Grenze beibehalten 

wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 9~/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Frau Jahns 
das Wort. 

Abg. Frau Jahns~ SPD: 

Meine sehr geehrten- Damen und Herren! Herr Kollege 
Braun, Sie haben sich ein bisschen widersprochen. Si.e haben 
gerade umfänglich erklärt,-was alles mit Besatzmaßnahmen 
falsch gematht wird. Gleichze-itig. haben Sie das Lachspro­
gramm gelobt. Was wäre denn, wenn die Lachse nicht einge­
setzt-worden· wären? So ist manche Fischart in Rheinland­
Pfalz erhalten worden. Das wollen wir einmal klarstellen. 
Auch wir wollen einen artenreichen und heimischen Fisch be­
stand. Wir wollen auch, dass Besat~maßnahmen nur dann­
stattfinden, wenn sie wirklich notl.veridig- sind. Das zeigtsich 
deutl~ch bei dem beigefügten M~sterpachtverträg. Darin 
steht ausdrücklich, dass die Pilicht zum Besatz auch dadurch 
ersetzt werden soll, dass Maßnahmen zur Verbesserung des 

Lebensraums und damit zur natürlichen Vermehrung ge­
schaffen werden. 

-Die Schonzeitenregelung wird verbessert, die Mindestwasser­

führung auch. Herr Braun, Sie wissen ganz genau, wie viel in 
Rheinland-Pfalzgetan wird, um die Durchgängigkeit von Ge­
wässern-zu verbessern, gerade auch im Rahmen der .,Aktion 
Blau" und des Lachsprogramms. Dies kostet natürlich -Geld 
und geht nicht auf einmal. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!­
Beifall bei der SPD) -

Wir freuen uns, dass der Sonderfischereischein für behinderte 
Menschen demnächst ermöglicht, dass auch diese dem Hobby 
in der Natur nachgehen können, allerdings in Begleitung ei­

nes Fischereisch~ininhabers. 

Wir sif)d zu anderen Ergebnissen gekommen. Wir erlauben 
siebenjährigen Kindern- mit Ausnahme des Betäubens,-des 
Aoköderns und desTötens von Fisch-en-, an dem naturnahen 
Hobby teilzunehmen. Wichtig ist für uns dabei, dass Kinder 
mit den Eltern oder- mit den Großeltern etwas gemeinsam 
tun, damit sie rechtzeitig an eine Freizeitbeschäftigung her­
angeführt werden, die ihnen auch später ermöglicht, ihre 
Freizeit sinnvoll zu gestalten. Wir denken, Kinder sind oft 
schneller, reaktionsfähiger-als Erwachsene. Wir-sind sicher, 
dass sie das unter Aufsicht eines verantwortungsvollen Er­
wachsenen schon meistern. 

Meine Damen und Herren, es ist für mich überhaupt kein Pro~ 
blem, dass es eine g-ewisse Leber]swirklichkeit ist, wenn Kin­
der erleben, dass Fische getötet we~den müssen, wenn wir si~ 
anschließend essen wollen. Das ist heute oft nicht mehr der 
Fall. Die Kinder denken, die Fischstäbchen spri~gen von allein 
in die Tiefkühltruhe. Wenn sie das erleben;bekommen sie 
mehr Achtung vor Lebensmitteln, insbesondere vor tierischen 
Lebensmitteln. Dazu_ würde ich mir allerdings auch wün­
schen, dass die Fische in den entsprechenden Familien auch 
aufden Tisch kämen. 

Meine Damen und Herren, die Naturschutzverbände haben 
in der Tat viele gute Vorschläge gemacht. Auch in Ihrem Ent­
schließungsantrag stehen bedenkenswerte Ding-e. Allerdings 
wardie Zeit viel zu kurz, alles noch ausführlich zu beraten. Ich 
bin keine Fischereifachfrau. 

(ltzek, SPD: Herr Dr. Braun auch nicht! 
Er hat auch noch nie geangelt!) 

Ich we'rde meiner Fraktion auch nicht vorschlagen, dass wir 
blind Vorschläge von Verbänden übernehmen. Ich denke viel~ 
mehr, dies sollte in der nächsten Legislaturperiode ausführ­
lich beraten werden. Vor allenDingen wollen wir mit den_ Be­
troffenen die wesentlichen Punkte rioch einmal besprechen, 
und danach kann durchaus der eine oder andere Vorschlag 
aUfgenommen werden. _ 

Herr Dr. Braun, Sie ha_ben zu Recht gesagt, es ist lange dar­
über gesprochen wor_den. Ich habe bereits in der letzten Le­
gislaturperiode Gespräche geführt, die zu dieser Gesetzesän­
derung führen. Sie wissen ganz genau, dass ich nach dieser­

Legislaturpe~iode aufhören werde. Ich möchte keine unerle­

digte Arbeit hinterlassen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.-
Dr. Gölter, CDU: Das istdas wichtigste_ 

Argument für eine schnelle 
- Verabschiedung!) 

Deswegen-schlägt die SPD-Fraktion ebenso wfe auch die an­
- deren Fraktionen, die der Gesetzesänderung zustimmen, vor, 

das vorliegende Gesetz zunächst einmal zu verabschieden. 
Weitere Beratungen können durchaus in der nächsten Legis­

- laturperiode stattfinden. 
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Wir lehnen- den Änderungsantrag der Fraktion BÜND­
NIS90/DIE GRÜNEN ab. Gleiches gilt auch für Ihren Entschlie­
ßungsantrag, aber" nur deswegen, weil ich_ ihn ersi: heute 
Morgen gesehen habe und wir so weit gehende Dinge nicht­
beschließen können, ohne uns ausführlich damit befasst zu 

- -
haben. 

Schönen Dank. -

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Schmitt das Wort. 

(Zurufe aus dem Hause: Herr 
Schmittaus Fisch!) 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Präsident,- meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn jeder, der zü diesem Thema gesprochen hat, gesagt 
hat, er sei kein Fischer, ich bin ein .,Fischer". 

(Zu-rufe aus dem Hause: Oh!­
Beifall im Hause) 

Ich bin ein ge~ürtiger .,Fischer", was nur wenige von sich sa~ 
gen können; denn ich bin nun einmal in--meiner Heim-atge­
meinde Fisch geboren. Also bin ich von Geburt an ein Fischer 

und bin auch sonst in diesem Metier zu Hause. 

Es ist eine verkehrte Welt: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN lobt die 
Landesregierung, und alle ariderenmüssen -sie logischen.'lfeis~ 

"kritisieren, da sie Änderungsanträge eingebracht" haben, die 
normalerweise im ursprünglichen Antr~g hätten enthalten 
sein können. So geht es nun einmal in der Sache der Fischerei. 

(Staatsminister Zuber: Se ist 
das Leben!) 

Es ist immer die Frage,_ werimangerade am Haken hat. 

Dass für die- CDU und -wie ich hoffe- für alle anderen Frak­
tionen die Fischerei einen hohen Stellenwert hat, dürfte un­

bestritten sein. Ich möchte auch daran erinnern,_ wir~'lfaren es 
damals, die die Anerkennung df:!r Fischereiverbände als Na-_ 

_ ~urschutzverbände gegen großen Widerstand durchgesetzt 
haben. Heute diskutieren wir darüber, als wäre _es eine Selbst­
verständliChkeit. Ich l,veiß noch gemiu, wer wann dazu- ge~ 
sprachen hat und gesagt hat: Wie könnt ihr die Fischereiver­
bände als anerkannte Naturschutzverbände eil1stt.ifen? - Es 
war richtig, das ist gar keine Frage._ 

(Staatsminister Zuber: Dafür war 
_ ich schon immer!) 

-Es gab aber Le_ute, die dagegen waren. Das wissen Sie ganz 
genau. 

- Infolgedessen war es auch sachrichtig; dass die Fraktionen die 
Landesregierung korrigiert haben. Das müsste öfter-passie­

-ren, wenn wir gemeinsam etwas auf den Weg bringen: 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung ist nicht auf Druck 
der Fischereiverl>ände entstanden. Wo kämen wir da hin? -
Vielmehr ist er entstanden, weil wir Kinder und Jugendliche 
zusarhm_en mit Erwachsenen frü_hzeitig an einen Bereich he­
ranführen wollen, der nicht nur sensibel ist, sondern auch 
zum Verständnis für die Tiere und zu einem angemesseneJJ 
Umgang- mit der Natur beiträg~. Das ·halte ich für notwendig. 
Daher war es folgerichtig, dass wir Auflagen ab sieberr Jahre_ 
festgeschrieben haben. ich- hätte mir gewünscht, die Landes­
regierung hätte das bereits getan. 

Diese Regelung trifft im Übrigen für die Grenzgewässer zu. 
Frau Martini, Sie wiss~n, dass wir das zum 'Teil schon durften. 

_ Aberwir können im Land Rheinland-Pfalz nichtzweierlei tun. 
Insofern bin ich in vollem Umfang damit einverstanden, was 
die Fraktionen getan haben. 

Der verliegende Gesetzentwurf ist ansonsten in Ordnung, 
sonst hätten wir ihn gemeinsam im Ausschuss geänder:t. Das 
gilt auch für§ 26., Hältern von Fischen;'. 

Frau Kollegin Jahns, ich hätte Ihnen heute fast keinen 
Wunsch abgesprochen, weiLSie über so viele Jahre hinweg in 
diesem Bereicn tätig waren. Wie ich höre, werden Sie morgen 
noch einmal sprechen. Ich spreche Ihnen an dieser Stelle mei:­

nen persönlichen Respekt aus für viele gute Jahre der Zusam­
menarbeit, in denen wir kritsch gemeinsam hart gefochten 
haben. Aber es war menschlich immer in Ordnung. 

(Beifall im-Hause) 

Da ich morgen voraussichtlich keine Gelegenheit habe, dazu 
zu sprechen, sage ich es in der angemessenen Weise. Ich glau­
be, so sollte es auch dauerhaft sein: in der Sache hart, unter--

_schiedlich, aber menschlich verbindlich und nie verletzend. -

FrauMinisterin, ich möchte noch einige-P.nmerkungen ma­
- chen. Sie werden dankenswerterweise in den nächsten Tagen 

das Haus -der Fischerei in- Oberbillig eröffnen. Ich hoffe, wir 
werden einen guten Tag haben. Das ist eine gute Investition. 

Es wäre allerdings auch zu begrüßen; weon wir mit-unseren 
bisher positiven Ansätzen auch mit dem Fischereireferenten, _ 
f:ierrn Kroll, einem ausgesprochen guten Mann, zusammenar­
beiten würdel']. Als-Stichwort nenne ich die 50%. Sie wissen, 
worüber ich rede. Es muss gewährleistet sein, dass diese Re: 
gion auch zukünftig einen Fachmann zur Verfügung erhält, 
der die Aufgaben auch in der Vergang-enheit hervorragend 

gelöst hat. Dies darf nicht allein der Struktur- und Genehmi­
gungsdirektion Nord obliegen. Ich sage dies mit dem An-

• 
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spruch dessen, was diese Leute mit Recht fordern können. Sie 
wissen, es bedeutet viel. Ich gehe auf die anderen Pu_nkte 
nicht weiter ein. 

Sollte dies nicht der Fall sein, werden wir beim nächsten -Mal 
sicherlich nicht so harmonisch über einen Gesetzentwurf dis~ 
k1Jtieren. Ich verlasse mich auf die-Zusagen, die mündlich er­
folgt sind. l_ch wollte sie heute nur protokollarisch einbringen_ 
und hoffe, dass man sich auch in Zukunft darauf verlassen­
Rann. 

Wirsind aufeinem guten Weg. Wir haben nichtnurfür die Fi­
schereiverbände, sondern vor allem auch für die Kinder Gutes­
getan. lcli glaube, wer über Jugendarbeit und Tiersc~utz 
spricht, hat eine wjchtige Ausgangsposition; Es tut dem Parla­
ment gut, dass wir den Gesetzentwurf gemeinsam korrigiert 
haben. ln diesem Sinn hoffe ich a_uf eine gute Abs~immung. -

-Petri Heil, wie man so schön sagt! _ 

-(Beifall der ~DU) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteil~ der Abgeordneten Frau Hatzmann das Wort. 

Abg. Frau Hatzmann,_F.D.P.: 

Herr Präsident, meine D_amen und Herren! Die Änderungen 
der fischereirechtlicheri Regefungen entsprachen der Motiva­
tion einer stärkeren naturschutzrechtlkhen Ausrichtung des 
Fischereigesetzes. Das istaie erste Motivation, die zu begrü­

ßen ist. Dies ist aUch von keinem in irgendeiner Weise hinter­
_fragtoäer kritisiert worden. Von daher denke ich, der erste 
Schritt ging in die richtige RiChtung. 

_ Dass manim_Laufe des Gesetzesänderungsverfahrens natür-
lich n9ch einige Wünsche äußert und mehr Verbesserungen 

-einfordert, entspricht den parlamentarischen Gepflogenhei: 
ten bei Gesetzgebungsverfahren. Herr Schmitt, es ist auch 
zugunsten des Parlaments anzumerken, dass wir in der- Lage 
sind, im Gesetzgebungsverfahren Änderungen einzubring eh. 

(Beifall bei der F.[).P.) 

Im Laufe der Änderungen sind auch Wünsche hinsichtlich des 
FischereibeiratS geäußert worden. Ich habe für uns deutlich 
gesagt, ich würde mir das für uns auch vorstellen können. Die 
Fischereiverbände sind qua Gesetz, nämlich nach § _29 des 
Landespflegegesetzes, _anerkannte Naturschutzverbände.­
V~m daher haben sie Anspruch auf bestimmte Teilhabe, zum 
Beispiei im-Landespflegebeirat, sofern siCh die Verbände eini­
gen. 

_Natürlich kann man sich darin garüber unterhalten, wenn die 
Fischerei auch einen naturschutzrechtlichen Aspekt hat,-dass· _ 
man auch_ Naturschutzverpände .mjtbeteiligt.- ln welcher 
Form, i_n welchem Umfang und wie dies geschieht, muss man 

mit den Verbänden deutlich erörtern. Dazu hat die Zeit nicht 
mehr-gereicht. Wir haben im Ausschuss auch gesagt, dass wir 
diese Frage noch einmal gerne mit den betroffenen Verbän­
den-gemeinschaftlich diskutieren wollen. Wir sind jeglichen 
Lösungen gegenüber offen, die auch einen Sif1n machen. -

- Ich komme nun zur Frage des Af1ge!r~s. Angeln ha~ sich zu ei­
ner Art Streitpunkt entwickelt, wobei es da ganz unterschied­
liche erstaunliche Positionen -gibt. Ein ni_cht ganz unbedeu­
tender Naturschutzverband, nämlich die GNÖR, hat in seiner . -

Stellungnahme gesagt, dass -er selbstverständlich das Angeln 
von Kindern befün1vortet, sogar den Kinderangelschein mit 
sieben Jahren sehr befürwortet, vo'Jeil er fragt, wie er sonst 

-Kinder und Jugendliche ari die Natur heranführen soll, wenn-
ersie nicht auch mitder Nutzung der Natur vertraut macht. 

Wir-haben heute schon einmi:ll über das Thema "Verbrau- -
eher" gesprochen. Selbstverständlich ·sind Jugendliche auch 

als Verbraucher alisiubHden und müssen mehr über die Na-
-tur und ihre Zusamm~nhänge wissen. Dabei ist die Fischerei 

sicher einer dieser Zusammenhänge. Derjenige, der-einmal­
bei der Fischerei zugesehen hat oder dort aktiv ist, möchte 
mir bitte einmal erklären, wie -ich meinen siebenjährigen 
Sohn oder meine siebelljährige Tochter mitnehmen und ih­
nen nicht die Angel in die Hand drücken soll. Das ist doch ein 
Z~stand, der nichthaltbar ist. Das war eines _der wesentlichen­
Anliegen. Ich denke, das ist uns gemeinsam gelungen, sofern 
Sie denn zustimmen. Die CDU hat dies genauso wie wir gese­
hen. 

Ich komme nun zur_Lahn, _Hefr Kollege Dr. Braun. Das ist ein 
ständiges unq wiederkehrendes ~rgernis. Seit Jahren wissen 
~viraufgrund von-unglaublich vielen und_ guten Untersuchuri-

. gen, dass die !:ahn erst einmal-kein Fließgewässer mehr-ist, 
sondern dass sie aus Stauteichen besteht. Es· ist kein Stück 

Fließgewäss-er mehr dazwischen· bis hoch·nach Marburg oder 
- wo-immer auch die erste freie: Fließstrecke wieder anfängt. Es 

111iürde der Lahn hinsichtlich der Ökologie und was die Fische· 
betrifft sehr gut tun, Wenn wir wieder Fließgewässerzustän~­
de wenigstens-in Teilen herstellen könnten. Dazu muss man 
die Wehre ein ganz klein wenig herunter nehmen, also um 
zehn Zentimeter oder zwanzig Zentimeter bei Bad Ems oder 
wo sie imnier sind. Darum bemühen wir uns schon seit' Jah­
ren. 

Es gibt eine_ Reihe von Untersuchungen. Nur, die Lahn ist Bun­
- deswasserstraße. Das heißt, der Bund muss zustimmen. Es ist 

mir bei der F.D.P.-Iiberalen Beteiligung iri-der Bundesregie­
rung nicht gelimgem, etwas zu erreiche~. Ich wünsche Ihnen_ 

-- gute·Fortune,.dass es Ihnen gelingt, den Bund davon zu über­

zeugen, vyie sinnvoll diese Maßnahme ist. Ich ~·Jünsche_lhnen 
wirklich Fortune. Uns ist es nicht gelungen. Es ist auch mlr 
persönlich nicht gelung~n. Es ist unbegreiflich. Wir sind uns 
alle einig. Wir sind uns wissenschaftlich, wassertechnisch und - --- - -
nutzungstechnisch einig. Der Bund hat auch die ganze For- _ 
schung mitfinanziert und kommt "nicht in die Gänge. Es ist 
wirklich ·ein Armutszeugnis. Ich hoffe sehr, dass Sie weiterhel­
fen können. 
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Es war damals auch mein lockerer und lapidarer Vorschlag: 
Dann lasst es uns doch zur Landeswasserstraße machen, da-

. mit wir dort zumindest etwas tun können. -Aber man muss 
auch sehen, was an Geld in dieser Bundeswasserstraße steckt. 
Es gibt natürlich auch schifffahrtstechnische Gründe. Es geht 
von daher nur gemeinsctiaft:lich. Ich hoffe sehr und wünsche · 
Ihnen gutes Glück, dass wir dort gemeinschaftlich für die 
Lahn und für alle, die an der Lahn Interesse haben, eti.vas be­
wegen können. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei F.D.P., SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die Landesregierung erteile ich Umweltministerin Frau 

Martini das Wort. 

Frau Martini, Ministerin flir Umwelt und Forsten: 

Herr Präsident, meine sehr geehren Damen und Herren! Zu­
nächst einmal möchte ich ein herzliches Dankeschön für die 
sachliche und fundierte Diskussion sagen, die wir im Aus­
s.chuss zum·Thema "Fischereigesetz" geführt haben. Ich glau­
be, das war wichtig und richtig und auch der Sache angemes­
sen. 

Wir alle waren uns darüber einig, dass eine Änderung erfol~ 
gen sollte, da das geltende Landesfischereigesetz seit 1975 in 
Kraft war und überwiegend vom Gedanken der Nutzung ge­
prägt war. Von 1975 bis jetzt haben sich natürlich viele gesell­
schaftliche Anforderungen massiv und kolossal verändert. 
Deswegen war unser Landesfischereigesetz diesen neuen ge-
sellschaftlichen Gegebenheiten anzupassen. · 

lnsbespndere in der Wechselbeziehung zu Natur-· u·nd Um­
weltschutz gab es Erhebliches in- diesem Fischereigesetz zu 
verändern. Unsere Gewässer sind weit mehr als der Aufent­
haltsraum von Fisch~n. Unsere Gewässer sind ein vielfältiger 

Lebensraum für Pflanzen und für Tiere und damit auch als 
Bestandteil des Naturhaushaltes für uns Mens<:hen von un­
schätzbarer Wichtigkeit. Deswegen brauchen wir natürlich 
neben den Dingen, die im.Wasserrechtund in denWasserge-. · 

setzen·geregelt sind, nämlich in Bezug auf die Wasserquali­
tät, auch die biologische Vielfalt in unseren Gewässern, um 

. . 
sie so, wi~ wir sie heute vorfinden- und noch bess~r, füge ich 
hinzu -, an nachfolgende Generationen weiterzugeben. Des­
wegen waren der Schutz, die Erhaltung und die Fortentwkk­
lung der im Wasser lebenden Tier- und Pflanzenwelt ein zen­
trales A~liegen dieser Novellierung des Fischereigesetzes. 

Ich darf noch einmal_unterstreichen, dass die ordnungsgemä­
. ße umweltverträgliche und nachhaltige Fischerei zur Erhal­
_tung der Kultur und Erholungslandschaft beiträgt. Deshalb 
ist nach dem Landesfischereigesetz der Fischereirechtsinha­
ber auch befugt, zu fangen und sich die Fische, Neunaugen, 

Krebse und Muscheln im Gewässer anzueignen, aber er hat 
auch gleichzeitig die Verpflichtung zur Pflege und Unterhal­
tung des Gewässers . 

Es ergab sich insbesondere in Bezug auf naturschutzgerechte 
Durchführung von Besatzmaßnahmen ein. Regelungsbedarf. 
Dieser ist dahin gehend erledigt worden, dass künftig Besatz­
maßnahmen nur mit heimischen Fischarten in Abhängigkeit 
der Ertragsfähigkeit, Artenzusammensetzung und Artenviel­
falt des Gewässers durchgeführt werden dürfen: 

_ (Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sagen Sie einmal genau, was das ist, 

eine heimische Fischart!) 

Dies gilt so' lange, bis sich dieser Regelungsbedarf, also bis 
sich dieses Gleichgewicht wieder eingestellt hat. Meine Da­
men und Herren, es gelten darüber hinaus auch Regelungen 
über Scho11zeiten, und zwar sowohl für geschlossene Gewäs­
ser als auch für so genannte offene Gewässer. Natürlich müs­
sen auch Fließwasserstrecken, und zwar natürliche Strecken, 
erhalten bleiben. 

Meine Damen und Herren, es ist sicher auch wichtig, dass wir · 
in diesem Gesetz neben vielen anderen Punkten, auf die ich 
jetzt nicht näher einzugehen brauche, etwas Besonderes ge­
macht haben, dass wir nämlich einen Sonderfischereischein 
für Personen eingeführt haben, die.das.16. Lebensjahr vollen­
det haben, aber aufgrund einer körperlichen, geistigen oder 
seelischen Behinderung keine Fischereiprüfung ablegen kön- · 
nen. Deshalb haben wir in Analogie zum Jugendfischerei­
sehein eine Regelung getroffen, nach der für die Dauer eines 

Jahres ein gültiger Sonderfischereischein ausgestellt werden 
kann, deraber nur in Begleitung eines Fischereischeininha­
bers, der die entsprechende Qualifikation hat, ausgeübt we·r-· 

den darf. 

Meine Damen und Herren, ich möche die Diskussion nicht un- · 
nötig verlängern. Ich möchte nur noch einmal darauf hfnwei­
sen, dass zum Erwerb eines rheinland-pfälzischen Fischerei­
scheins-diese Fischereiprüfung nicht erforderlich ist, irvenn der . 

Nachviieis über.eine in einem-anderen Bundesland gesetzlich 
vorgeschriebene Pri)fung. vorliegt, die der rheinland-pfäl­
zischen Püfung vergleichbar ist. Deshalb haben wir auch ei-

. nen Beitrag zur Vereinheitlichung und, wenn Sie so wollen, 
Entbürokratisierung geschaffen. 

Meine Damen und Herren, mit dieser jetzt vorliegenden No­
velle des Landesfischereigesetzes wird den Belangen des 
~atur- und Umweltschutzes stärker Rechnung getragenals in 
unserem alten Gesetz. Die Rahmenbeqingungen für eine ord­
nungsgemä-ße und nachhaltige Fischerei werden verbessert. 
Ich freue mich, dass fast alle im Landtag vertretenen Fraktio­
nen ihre Zustimmung· zu diesem Gesetzentwurf signalisiert 
haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) . 

• 
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Vizepräsident Heinz:-

Meine. Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Zunächst stirnmen wir Ober den Änderungsantrag der Frak­

tion BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN- Drucksache 13/6810- ab. Wer 

zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!- Dan­

ke. Gegenstimmen? - Der Antrag ist mit den Stimmen der­

SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Sti~men des BÜND­

NI? 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmungüber die Beschlussempfehlung 

-Drucksache 13/6794 -:Wer zustimmen möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? -

·Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 

F.D.P.-gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an­

genommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 

- Drucksache 13/6482 -_in zweiter Beratung unter Berütksich-

-tigung der beschlossenen Änderungen. Wer dem Gesetzent-

wurf zustimmen- möchnte, den bitte ich um das Handzei­

chen! - G~genstimmen? - Danke. Der Gesetzentwurf ist· mit 
den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stim­

men des BÜNDNIS 90/DIE-GRÜNEN angenommen. 

Meine Dam-en und Herren, wir kommen zur Schlussabstim-

- mung. Wer dem Gesetzentwurf in der SchlussabstimmUng 

zustimmen möchte; den bitte ich, sich vom Platz zu erhe­

ben! - Gegenstimmen? - Danke sehr. Der Gesetzentl.vurf ist 

mit den Stimmen d_er SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die 

Sti~men des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschließungsan~ 
trag - Drucksache 13/6809 -. Wer diesem Entschließungsan~ 

trag zustimmen möchte, ·den bitte ich um das Handzeichen! -

Danke. Gegenstimmen? - Der Entschli~ßungsantrag ist m~t 

den Stimmen der SPD, der CDU. und der F.D.P. gegen die 
Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesoranung auf: 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem land 

Rheinland-Pfalzund dem Saarland über die Errichtung einer 

Verkaufsstelle_ nach ~er ~usatzabgabenverordnung 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Dr.ucksache 13/6542-
Zweite Beratung -

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses. 

für Landwirtschaft und Weinbau 

~ Drucksache 13/6796-

Die Fraktionen sind übereingekommen, de-n Gesetzentvyurf 

ohne Aussprache zu behandeln. Wir kommen demnach un-

mittelbar zUr Abstimmung üb_e~ den Gesetzentwurf- Druck­

sache 13/6542 -. 

Zuerst möchte ich aber fragen, ob eine Berichterstattung ge­

wünscht wird? 

(Bische!, CDU: Da~auf können 

wir verzichten!) 

- Daraufwird verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung in zv"reiter Beratung, da die 

Beschlussempfehlung die ·unveränderte Annahm-e empfiehlt. 

Wer dem Gesetzentwurf zu~timmen möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen! - Danke schön. Ich stelle Einstimmigkeit 

fest: 

Wir .kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzent­

wurf zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom dem Platz zu 

erheben!- Danke. Ich stelle die_einstimmigeAnnahme fest. 

Ich rufe die Punkte 9 und 10 der Tagesordnung auf: 

Für Toleranz und ein friedliches Miteinander­

Gegen jede Form von pol_itischem 

Extremismus 
Antrag der-Fraktion der CDU 

-Entschließung-

- Drucksache 13/6609-

dazu: 

Beschlussempfehlung des Innenausschusses 
_- Drucksache-13/6769-

Für Demokratie und Menschenrechte­

Gegen Gewalt und Fremdenhass 

Antrag der Fraktion~n der SPD und F.D.P. 

-Entschließung-
-Drucksache 13/6610- · 

·dazu: 

Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

- Drucksache 13/6770 c 

Für Demokratie und den Schutz vo_n Minderheitep­

gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit; 

Antisemitismus und Gewalt 
Antrag {Aiternativantrag) der Fraktio-n_ 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Drucksache 13/6816-

Ich erteile der -Berichterstatterin, der Abgeordneten Frau 

Grützmacher, das W~rt. 

Abg.- Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und- Herren, der Entschließungsantrag der 

CDU "Für Toleranz und ein friedliches Miteinander- Gegen 
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- jede Form von politischem Extremismus" wurde durch Be­
schluss des Landtags vom 15. Dezember letzten Jahres an den 
Innenausschuss überwiesen. ·Der Innenausschuss hat den Ent­
schließungsantrag in seiner 44. Sitzung am 1. Februar 2001 
berate_n und empfo(11en, den Antrag abzulehnen. 

Des Weiteren reden wir heute über den Entschließungsan: 
trag der Fraktionen derSPD und F.D:P. "Für Demokratie und 
Menschenrechte - Gegen Gewalt und Fremdenhass". Dieser 
Entschließungsantrag wurde ebenfalls durch Beschluss des 
La-ndtags vom 15. Dezember 2000 an den Innenausschuss 
übe_nlviesen. Der Innenausschuss hat den Antrag in seiner 
44. Sitzung am 1. Februar 2001 beraten und em~fohlen, den 
Antrag anzunehmen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRUNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich danke der Berichterstatterin. · 

Für die CDU-Fraktion erteile_ ich Herrn_ Abgeordneten 
Schnabel das Wort. 

Die Fraktione!'l haben eine_Redezeit vonbis zu zehn Minuten­
vereinbart. 

Allg. Schnabel;. CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Be-_ 
sorgnis erregend-und erschreckend ist der Anstieg der rechts~ 
extremistischen Straftaten um 40 %, die gerade jetzt wieder _ 

_ statistisch !Jenannt wurden. Wir sind uns sicherlich alle in die­
sem ·Hause einig, dass Fremdenfeindlichkeit und Rassisll_lus, 
egal von welcher Seite, ob vonrechts o~er von links, in unse­
rem Land nicht geduldet werden dürfen. Wir möchten sicher­
lich alle; dass dieser_ breite Konsens auch durch kleinliches 
Parteiengezänk urid Parteidiskussionen nich(beeinträchtigt 
wird. 

Die Ursachen für extremistische Gewaltsind vielfä-ltig. Wach­
sende Gewaltbereitschaft ist ein Krankheitszeichen unserer 
Gesellschaft. Wir alle müssen uns ernsthaft damit auseinan­
dersetzen. 

Soziale Probleme und Perspektivlosigkeit zu nennen, greift in 
der Ursachenanalys_e etl.va bei der Jugendkriminalität eben:a­
zu kuo; wie ein politisch-ideologischer Erklärungsansatz bei 
der-Gewalt gegen Ausländer. Die Ursachen sind stattd~ssen 
vielfältiger. Nach einer wissenschaftlichen Untersuchung las­
sen sich _verschied_ene Typen des fremdenfeindlichen Gewalt­
täters unterscheiden. Es gibt vier verschiedene Unterschei-

- dungsmerkmale. 

Das ist einmal der Rechtsextremist, der ein Verfechter neona­
zistischer Ideologien ist, einen eher höheren Berufs- und Bil­
dungsabschluss und oftmals auch einen festen Beruf ha~: 

Der Ausländerfeind ist zu nennen, der im Bereich der Skin­
heads und Hooliga·ns zu suchen ist und dessen Gewaltbereit­
schaft aus einem nicht näher begründbarem Gefühl der Be• 
nachteiligung und Bedrohung durch Ausfander resultiert. 

Als Nächstes ist der Schläger zu ne_nn~n, de~ oftmals mehr­
fach vorbestraft ist, aus Problemfamilien kommt, ohne abge­
schlossene Schul- oder Berufsausbildung und arbeitslos ist 
und dessen Gewalt nicht so sehr aus einer rechtsradikalen Ge­
sinnung, sondern vielmehr aus der Aggression entspringt. 

Dann gibt es noch den Mitläufer, der aus einer Gruppendyna­
mik heraus an Gewalttaten teilnimmt. 

Meine Damen und Herren,-somit resultiert nur ein Teil der 
Gewalt, wie wir wissenschaftlich festgestellt sehe:", aus poli­
tisch ideologischem Hintergrund. Eine ernsthafte Auseinan­
dersetzung mit den Ursachen von Gewalt ist deshalb nur mit 
einer Diskussion über Wertevorstellungen in unserer Gesell­
schaft und über Erziehungsstile und Leitbilder möglich: 

(Beifall bei der CDU) -

Meine Damen und Herren, entscheidender An~Citz der Werte-
-diskussion ist das Menschenbild. Gewalt entwickelt sich dort, 
wo der Mitmensch nicht als gleichwertig und als gleichrangig 
anerkannt wird. Leider sind. Tugenden wie RQcksicht, Tole~ 
ranz und Solidarität verbunden mit Offenheit für das Neue,­
für andere Wertvorstellungen, für andere Kulturen nicht so 
verbreitet. Sie machen Menschen bereit,. für andeie Verant­
wortung zu übernehmen, niemanden auszugrenzen und ein­
ander beizustehen. Die teilweise als altmodisch kritisierten 
Tugel)den gilt es nach unserer Auffassung wieder zu stärken; 
denn die Untersuchungen zur Jugendkriminalität haben 
jüngst gezeigt, dass die Gewaltkriminalität dort geringer ist, 
wo tra_ditionelle Werte und Bindungen vorhanden sind. 

Meine Dalllenund Herren, weitere Untersuchungen belegen, 
dass an der Stelle, an der Ausländer integriert werden, so-_ 
wohl die Gewalt von Ausländern als auch gegen sie sehr viel 
niedriger als in anderen Bereichen ist. Der Staat muss alle 
Möglichkeiten der Präven!ion und Repression ausschöpfen 
und null Toleranz gegen über jeder Form von Kriminalität 
üben. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen urid Herren, aber auch die Verantwortung der -
Medien ist gefordert. Gewaltdarstellungen- in den Medien 
können, .wie entsprechende wissenschaftliche- Untersuchun­
gen belegen, in vielen Fällen abstumpfen unä-Aggressionen 

- entstehen lassen. Das Internet ist aufgrundseiner (]renzenlo-

• 
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sigkeit und Internationalität ein für_die-Ursachenbekämp­
fung von Extremismus und Gewalt besonders problemati­

-scher Bereich. 

Meine Damen und Herren, leider gibt- es in Rheinland-Pfalz 
auf diesem Gebiet noch' große Defizite beider Kriminalitäts- -
bekämpfung. Die Landesregierung und der Minist~rpräsident 
müssen sich deshalb nicht nur fragen lassen, ob sie wirklich al~ 
les:getan habe!'l, Ul]'l den Rechtsextremismus zu bekämpfen. 
Im repressiven Ber_eich bestehen nach wie _vor Defizite. Es· 

fehlteine angemessene personelle Ausstattung der Polizei. 

(Creutzmann, F.D.P.: Ach!­
Staatsminister Zuber: Ach!) 

-Es fehlen weitergehende Fahndungsmethoden wie zum Bei­
spiel die Schleierfahndung. Es _f_ehlt die Überwad1ung an Kri­
niJnalschwerpunkten. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Lieber H-err Jnnenminister, gerade heute haben wir der Presse 
entnehmen können, dass in Hessen 100 Städte die Video­

- üben.'l!achung an Kriminalitätsschwerpunkten verlangt ünd 
beantragt haben. Daran soll~en Sie sich einmal ein Belspiel 
nehmen, wie dort gerade_ mit dieser Frage umgegangen 
\Vird. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDtf-
Frau Grützmacher; BVNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

__ Und was bri11gt aas?) 

Meine =Damen und Herren, wir wissen alle, das ·Problem. 

,;Rechtsextremismus" ist zweifelsohne nicht allein durch den 
. ·Ruf nach mehr Polizei zu lösen. Aber mehr Präsenz.war noch 

immer-von Vorteil und nie von Nachteil. 

Meine Damen und Herren·, auch im präventiven Bereich feii~ 
Jen geeignete Maßnahmen. Maßnahmen müssen n~mlich an 
diejenigen gerichtet werden,. bei denen eirie verstärkte An­
fälligkeit fi;ir rechtsradikales und rechtsextremistisches Ge­
dankengut feststellbar ist; Deshalb muss ein weitere-r Scnwer-

. -punkt in der Aufklärung und Erziehun~j'junger Menschen lie­
gen ... Da wir alle wissen, dass die Wurzel dieses Problems in 
unserer Gesellschaft liegt, müssen wir extremistische Parolen 
und Fremdenfeindlichkeit im Keim ersticken: Dies beginnt 
schon in der-Familie und im Bekannten- und Freundeskreis. 
Negative Aussagen vor dem Hintergrund von Rassismus und 

-Fre_mdenfelndlichkeit dürfen einfach nicht bagatellisiert wer­
den._ 

(Beifall beider CDU) 

Meine Damen u11d Herren, hier darf niemand weghören. Es 
muss klar Stellung bezogen werden. Der Schule kommt wie in 

· vielen anderen Bereichen n.atOrlich auch eine besondere Be­
deutung zu. Deshalb.sind ausreichend Lehrkräfte nicht nur in 
diesem Zusammenhang wichtig. Interessant sind-für mich ei­

gentlich immer wieder Gespräche in und mit Schulklassen. 
Dabei werden oft Q_ie Defizite in Bezug auf die fehlende Aus-. 

einandersetzung mit diesem Thenia und mitdieser Problema.: 
tik im Unterricht deutlic:h. 

_Wir -dürfen meines Erachtens aber auch nicht das Thema 
.,Rechtsextremismus" dramatisieren.· Wir h~ben eine __ we_hr- -

_ hafte und gefestigte Demokratie, ·die durch einige rechte­
_oder linke Spinner-nichtwanktin wird. Wir müssen uns des­
halb davor hüten, den RechtsextremismÜs in unsere_Gesell­
schaft hineinzureden. Diese politischen WirTköpfe dürfen 
nicht interessant Qemacht werden; denn sonst bekommen sie 
ein Gewicht, das ihnen mit Sicherheit nicht zukommt: 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung betreibt 
zweifelsohne eine Aufklärungskampagne mit einem hohen 
finanziellen Aufwand. Ab~r wen hat d~eLandesregierung mit 
ihrer Aufklärungskampagne im Auge? Wer sind die Adressa-

- ten dieser aufwendigen Kampagne?: Oft- mir·die eigenen, 
sich moralisch überlegen fühlenden Parteimitglieder, nur 
Mensc:hen, die sich ohnehin infensiv_mit Politik befassen und 
fürrechtsradikales Gedan~_engutwenig anfällig sind. 

(Rösch, SPD: Wovon schwätzt 
derdenn da?) 

Adressaten müssten eigentlich diejenigen sein, die gefährdet 
sind, die den rechtsextremistischen Rattenfängern nachlau-

. . 

fen, die in die rechtsextremistischen Randgruppen abdriften 
usw. 

Meine Damen und Herren, es -ist ein Skandal, dass wir als 
Steuerzahler die NPD im vergangenen Jahr mit 1 ~lillron DM 

_ unterstützthaben. 

(Ve-reinzelt Beifall bei der CDU­
Pörksen, SPD: War!Jm wolltet ihr im -

Bundestag nicht zustimmen?) 

-Warum haben:._Sie im Bundesrat nicht zugestimmt? Im Bun- · _ 
destag wardas-eine-vö_llig andere Frage. 

_Dass dann unsere Polizei noch die Au-fmärsche der NPD schüt~ 
zeli muss, ist einfach unerträglic(J. __ 

(Dr. Schiffmann, SPD:· Ja! Tun 
Sie doch etwas,!) _ 

Wfr dürfen diese Wirrköpfe nicht weiter agie~en lasser1. 

- Meine Damen und Herren, leider war es nicht möglich, die 
drei vorliegenden Entschließungsanträge zu eiriem zusam­
menzufassen. Wir -haben uns- im innenausschuss darum be­
müht. Wir bedauern dies sehr; denn gerade dieses Thema ist_ 
mehr als angebracht, um eine ·gemeinsame Linie zu finden. 
Äber die Selbstbeweihräucherung in ·diesem SPD~F.D.P.-

. Antrag war so überzogen, dass es einfach nich~ zurnutbar 
war;diesem Antrag zuzustimmen. 

{Vereinzelt Beifall bei der_CDU) · 
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Ich hoffe und wünsche, class Sie vielleicht unserem mit Sicher­
heit sehr ausgeglichenem Antrag zustimmen werden. 

Ich bedanke mich. 

{Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, ich begrüße zunächst Gäste im 
rheinland-pfälzischen La01dtag, und zwar Mitglieder der Bür­
gerinitiative .,Schenkelberger Kopf" und Mitglieder des In­
ternationalen Bundes für Sozialarbeit Westerburg, des Wei­
teren Schülerinnen und Schüler der Berufsfachschulklasse 
Ha~swirtschaft und Soziall.'lfesen der Berufsbildenden Schule 
Bernkastel. Seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Redmer 
das Wort._ 

Abg. Redmer, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Rechtsextremis­
mus und Fremdenhass sind internationale Phänomene und 
keine deutsche Besonderheit. Eine deutsche Besonderheit ist­
indes, mit welch schrecklicher Konsequenz Rechtsextremis-

- mus und Fremdenhass im letzten Jahrhundert betrieben wur­
den und zu welchen Ergebnissen sie am Ende führten: zur 
Verfolgung und Vernichtung von Juden, Sinti und Roma, zur 
Aggression gegen alles, was für andersartig gehalten wurde, 
eben auch _gegen Schwule und Lesben. - Ein Stück dessen -

- wirkt auch noch iri der heutigen Diskussion nach, wenn wir 
beispielsweise über gleichgeschlechtliche Partnerschaften re­
den, wobei di:mn mitunter ~uch noch -entsprechende Vorur­
teile aus der Zeit der 30er- und 40er~Jahre mit aufgenommen 
und mit bemüht werden. 

Rechtsextremismus und Fremdenhass sind nur bedingt ein Re­

flex auf das Zusammenleben mit Fremden, mit Ausländern. 

Das beste Beispiel sind die neuen Bundesländer. Dort ist der 
Anteil von Ausländern ungleich geringer als in den alten·!Jun­
desländern. Dennoch sind aber. dort der Rechtsextremismus 
und die Fremdenfeindlichkeit am stärksten ausgeprägt. Die 
Wochenzeitung .,Die Woche" hat gerade in ihrer jüngsten 
Ausgabe eindrucksvoll darüber berichtet. Keiner, der die Zah­
len dort_gesehen und den Bericht gelesen hat, kann zu dem 
Ergebnis kommen, dass die unmittelbare Erfahrung, die be­
stimmte Gruppen mit Ausländern gemacht haben, zwa·ngs­
läufig zu Ausländerfeindlichkeit führen muss. Das kann in 
einzelnen Fällen auch sein, aber es ist nicht zwangsläufig. 
Diese Zahlen, die wir aus den einzelnen Bundesländern ha­
ben, belegen das meines Erachtens eindrucksvoll. 

Bei uns in Rheinland-Pfalzist der Anteil von Ausiändern mit 
etwa 7,5% zu beziffern. Das ist im Vergleich der anderen al­
ten Bundesländer relativ gering. Aber vor dem Hintergrund 
dessen, was ich gerade eben gesagt habe, enthebt uns dies 
nicht der Aufmerksamkeit, die wir-dem Rechtsextremismus 
widmen müssen. Den gibt es auch- bei uns. Wir müssen dage­
gen vorgehen. · 

Wenn man jetzt pach den Ursachen forscht, hat der Kollege 
Schnabel schon ei_niges angeführt. ICh konnte das nicht ailes 
so unterschreiben, wie er es vorgetragen hat. Ich will es ein­
mal mit ein paar eigeiJen Stichworten probieren. Herr Schna­
bel, dem werden Sie zum Teil auch zustimmen können. Zum 
Teil werden Sie auch sagen können, das sei etwas anderes als_ 
das, was Sie dort sehen. 

Da spielt-ganz zweifellos die Nachwirkung des Nationalsozia-

lismus inDeutschland eine Rolle. Das, was-den Menschen • 
zwölf Jahre lang eingeimpft wurde, ist natürlich auch an Kin-
der, Enkelusw. weitergegeben worden. Das ist nicht alles im· 
Jahr 1945 ausgemerzt worden, sondern da lebt etliches noch 
nach. 

Im Übrigen hatte auch das seine Vorgeschichte gehabt, wenn 
man bei Paul W. Massing - das_ ist ein Rheinland-Pfälzer -

_nachliest, was über die Vorgeschichte de5 Antisemitismus in 
DeutSchland im 19. Jahrhundert geschrieben hat. Er sieht; 
dass eben schon der Nationalsozialismus und der Antisemitis­
mus eine lange Vorlauflinie hatte, bevor wir überhaupt in die 
Weimarer Zeit und dann ins Dritte Reich kamen.-Auch-schon 
in der Kaiserzeit ist etliches angelegt gewesen. 

Ein weiterer wesentlicher )lunkt der Ursachen - Herr Kollege 
Schnabel, darin unterscheiden wir uns ganz offenkundig -
sind durchaus die sozialen Probleme und die Modernisierung, 
der unsere Gesellschaft im Rahmen der Globalisierung zuneh­
mend ausgesetzt ist. Das ist aber auch in anderen Landern so. 
Wenn Sie Nordirland oder Belgien nehmen, brechen dort die 
Konflikte zwischen Flamen.und Wallonen oder zwischen Ka­
tholiken und Protestanten immer dann. besonders stark auf, 
wenn soziale Schwierigkeiten bestehen, es der Wirtschaft 
schlecht geht, die Menschen miteinander um Arbeitsplätze_ . 
konkurrieren und sie in eine direkte Situation geraten, wo 

der, der anderen Glaubens oder anderer Nationalität ist, für 
sie dann als Mitbewerber empfunden wird. -

Ein dritter Punkt, den wir in der Auseinandersetzung immer 
vergessen - ein klein wenig ist das bei Ihnen- aber angeklun­
gen, Herr Kollege Schnabel -, ist der Jugendprotest, der _in 
dem Rechtsextremismus auch steckt. Auch die Nazi-Bewe­
gung war in den 20er-Jahren ein Stück weit Jugendprotest 
bzw. Jugendbewegung gewesen. Wer sich die führenden 
Köpfe der Nationalsozialisten in den 20er-Jahren anschaut, 
stellt erschrocken fest, wie jullg sie waren. Goebbels, Hitler 
oder wer auch immer waren relativ junge Leute in den 20er­
Jahren. 

• 
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Auch heute steckt ein Stuck weit-Jugendprotest darin. Das 
- schließtaber nicht aus, dasssich Jung und Altdabei oftgenug 

die Hand geben. Oft.genug sind die Alten die Stichwortgeber 
für die Jungen. Ferner ist es für manche Jugendliche schick, 
mithilfe des Rechtsextremismus oder mit ·nationalsozialisti­
schen Symbolen zu provozieren. 

Rheinland-Pfalz setzt für meine Begriffe bei den ersten bei­
den Punkten sehr stark an, zum Beispiel bei der Aufklärung,· 
um zu zeigen, dass es im Nationalsozialismus doch anders 
war, als es mitunter verklä~end weitergegeben vvird. ln dieser 
Hinsicht leistet die-Landeszentrale für politische Bildung her­
vorragende Arbe_it. _Das Ministerium des lnnern und für ·SpOrt 
und die Staatskanzlei leisten für meine Begriffe Bewunderns­
wertes und sorgen immer wieder dafür, <_Jass die Aufklärung _ 
nicht zu kurz kommt. Aber auch der Herr Landtagspräsident 
hat in den vergangenen Jahren Etliches dazu beigetragen 
und mit dafür gesorgt, dass eine Kultur. des Antinatiof1also­
zialismus in Rheinland-Pfalz entstanden ist,-die nicht mit er­
hobenem Zeigefinger geschaffen und nicht in belehrender 
Form geführt wird, aber meiner Meinung nach umso nach­
haltiger in die Gesellschaft hinein wirkt. 

Für Ärzte, Anwälte, Apotheker oder andere Freiberufler sind 
Ausländer oftmals willkommene Patienten, Mandanten oder 
Kunden, aber für den ungelernten Arbeiter, der seinen Job 
verloren hat, der _eine Wohnung sucht und dessen Kinder ln 
der Hauptschule Probleme haben, sind Ausländer oftmals 
diejenigen, die ihm die Arbeit wegnehmen oder weggenom­
men haben, die mit ihm um eine Wohnung konkurrieren und 
die er für die Probleme in der Schule seirier Kinder verant­
wortlich macht. Daher macht es Sinn, dass wir mit einer breit 
angelegten Sozialpolitik versuchen, rechtsextremistischen 
und fremdenfeindlichen Gedanken den Boden zu entziehen. 
Das ge_lingtmein~s Erachtens in Rheinland-Pfalz überdurch­
schnitt_lich gut. __ 

In diesem Zusammenhang sind die Arbeitsmarktinitiativen 
des Landes zu-nennen. Wir haben immerhin die Mittel von 
_9 Millionen_ DM auf 100· Millionen DM pro Jahr erhoht und 
sorgen dafür, dass wir die drjttbe_ste Arbeitslosenrate in 

Deutschland haben. Das ist ein aktiver Schutz vor Rechtsex­
tremismus und Fremdenfeindlichkeit. 

Das Gleiche gilt für die Jun-gendprogramme und den großen -
Erfolg, mit dem wir Ausbildungsplätze in den vergangeneil 
Jahren in diesem land geschaffen haben. Aber ·auch das 
Mainzer Modell, die Wohnungs- und Farn! Iienpoiitik des Lan­
des und.neuerdings die Ganztagsschulen sind -für meine Be­
g-riffe aktive Beiträge, um gegen Fremdenfeindlichkeit und 

Rechtsextremismus wirken zu können. · 

(Beifall bei der SPD) 

Die CDU bat mit demThema .. Rechtsextremismus" von allen 
demokratischen Parteien im parlamentarischen Raum ein­
deutig die größten Schwierigkeiten. Das war Ihrer Rede auch 
anzumerken, Herr Kollege Schnabel., Sie versu~hen- nicht Sie 

allein, sondern das wird bundesweit versucht -, mit einer 
68er~Debatte nach dem Motto darauf zu reagieren: Es gibt 
nicht nur die bösen Rechten, sondern auch die gewalttätigen 
Linken.- Das halte ich für· einen völlig untauglichenVersuch, 
der Sie keinen Millimeter w_eiterbringen wird; 

(Schnabel, CDU: Einen Satz in 
zehn Minuten!) 

denn das ändert nichts dran, dass Ausmaß, Ursachen und 
,A.usdrucksformen von Links- und Rechtsextremismus zum Teil 
höchst unterschiedlich sind. Wenn ich das nun quantitativ be­
trachte; kommt mir das so vor, als wenn in der Mosel Hoch­
wasser wäre und jemand den Keller voll Wasser-hat, während 
in-der.Küche ein Glas Wasser umgefallen ist, und dieser dann 
sag_t: Bevor ich den Keller leer pumpe, muss ich zunächst das 
Glas Wasser iri der Küche aufwischen. 

(Beifall bei der SPD) 

-·Das zur Quantität der Themen .,RechtseXtremismus"· und 
..Linksextremismus" zum gegenwärtigen Zeitpunkt. Es·mag 
sich vielleicht ändern; und es war einmal anders, aber zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es so, Herr Kollege. Sie sollten 
nicht versuchen, das zu verdrehen. 

Die Ausstie·gsdiskussion, die seit einigen Monaten geführt 
wird, halte ich für sehr wichtig._ So notwendig- und richtig es 
in den 70er-Jahren war, denjenigen, die dem Terrorismus an­
hingen, und denjenigen, die dem gewalttätigen Linksextre­
mismus anhingen, eine Brücke zurück in die Gesellschaft und 
zurück zu gewaltfreien Formen zu bauen, so wichtig ist es 
auch heute, dass wir uns_ um Ausstiegsmöglickeiten bemü­
hen, wo immersie sich-bieten. Das müssen wir als Staat und 
Gesellschaft aktiv fördern; denn es kann nicht sein, dass wir 
sagen: r-tur weil ihr rechts seid, habt ihr keine ROckkehrmög­
lichkeit. Wenn ihr _auf der richtigen Seite extrem wäret, dürf­
tet ihr zurückkeh-ren. - Das wäre genau das Spiegelbild von 
dem, was ich Ihnen vorhin vorgeworfen habe: 

Wir müssen also, egal wer a_uch immer sich politisch verirrt 

hat und aus welchen Motiven auch immer zur Gewalt gegrif­
fen hat; ihm die Möglichkeit der Umkehr verschaffen, sodass 
er sich wieder in die Gesells~haft integrieren kann. Dazu bie­

·tet unser Antrag vernünftige Grundlagen. Dass wir Ihrem An- ~ 

trag vor dem Hintergrund dessen, was idi gesagt habe; nicht 
zustimmen können, werden Sie nachvollziehen können, Herr 
Kollege Schnabel. 

Danke. 

(Beifall bei SPD-und F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich .Herrn Abgeordneten 
Schnabel das Wort. 
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Abg. Schnabel, CDU: 

Herr Kollege Redmer, so wollen wi~ das bitte nicht im Raum 
stehen Jassen. Ich habe genau zehn Minuten gesprochen und 
nur einen Satz zur linksextremistischen Seite gesagt. Ich habe 
gesagt, dass wir blind wären, wenn wir nicht sowohl nach 
links als auch nach rechts schauen würden, nicht mehr und 
nicht weniger. 

(Beifall bei der_CDU) 

Das sollten Sie zur Kenntnis nehmen und uns nicht in die Ecke 
stEillen, dass wir die 6Ber-Diskussion- noch eimal anzetteln. 
Über diese Diskussion sollen Siesich Geda-nken machen. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Die vergangenen Tage haben uns _ 
noch einmal sehr de.utlich vor Augen geführt, dass das Pro­
blem .,Rechtsextremismus" noch genauso dringend auf die 
politische Tagesordnung _gehört wie im vergangeneo Som­
mer, als wir eine Große Anfrage zum Thema .,Rechtsextremis­
mus" gestellt haben. 

Herr Schnabel hat bereits darauf hingewiesen, dass die Zahl 
der Ermittlungen wegen rechtsextremistischer und fremden­
feindlicher Straftaten im Jahr 2000·in Rheinland-Pfalz einen 
neuen Höchststand erreicht hat. Es wurden 992 neue Verfah­
ren eingeleitet. Dassind 17% mehr als im Jahr 1999. 

Meine Damen und Herren, es mag natürlich sein, dass die 
Sensibilität der Bürgerinnen und Bürger gegenüber rechtsex­

-tre~istischen Hetzschriften größer gewo~den ist. Das ~äre 
auch positiv. Wir sollten uns aber dennoch davor hüten, ins-

- besondere diese Delikte zu beschönigen oder zu verharmlo­
sen, so wie zum Beispiel der Herr Justizminister, der davon re­
det, dass es in diesen Fällen viele Nachahmungstäter und Mit­
läufer gebe, die ohne tief sitzende rechtsextremistische Ge­
sinnung seien. 

Meine Damen und Herren, wir müssen aufpassen.Verharmlo­
sung ist genau das, was wir uns in diesem Bereich nicht leisten -
können. 

Meine Damen und Herren, es gibt noch eine andere Zahl, mit 

der wir uns nicht zufrieden geben können. ln Rheinlantl·Pfalz 
mussten 684 Verfahren ·von dim Staatanwaltschatten einge­
stellt werden, weil die Täter nicht ermittelt werden konnten. 
Das sind also mehr als zwei Drittel der angezeigten Strafta­
ten. Wenn man die übrige Aufklärungsquote der Polizei dem 

gegenüberstellt, sind das 57%, also über die Hälfte. Daran ist 
erkennbar, dass in diesem Bereich noch einiges geschehen 
muss. 

(Staatsminister Zuber: Ach du lieber 
Gott! Äpfel mit Birnen!) 

- Herr Zuber, Sh~ haben gleich_ noch die Gelegenheit, etwas 
dazu zusagen. 

- (Dr. Schiffm"!nn, SPD: Was soll 
unsdas sagen?) 

- Damit will ich de_utlich machen, dass die Aufklärungsquote­
längst nicht so hoch wie in anderen Bereichen _iSt und in die­

- sem Bereich noch nachgeholfen wer_den muss; 

Meine Dame.n und Herren, wie brandaktuell diese Debatte 
ist, zeigt eine zweite Tatsache. Für den nächsten Samstag hat 
die NPD eihe Demonstration in Ludwigshafen ange~ündigt . 
ln den Diskussionen der vergangeneo Mona:te wurde viel von 
Zivilcourage, vom Flagge zeigen, vom Zusammenstehen und 
vom gemeinsamen Vorgehen aller demokratischer Kräfte ge­
SJ:lrochen. Deshalb muss es für alle demokratischen Parteien 
selbstverständlich sein,-ein deutliches Zeichen zu setzen, dass 
sie diesen rechtsextremistischen Spuk in Ludwigshafenund in 
Rheinland-Pfalz ablehnen. 

.(Beifall des BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Deshalb bin ich froh, dass die beiden Volksparteien CDU und 
SPD in Ludwigshafen von ihrer ursprünglichen Vorstellung 
abgerückt sind, dass alle Bürgerinnen t,md Bürger zu Hause 
bleiben sollen, damit die Demonst~ation der NPD durch leere 
Straßen ziehen soll. 

Jetzt ist in Ludwigshafen wieder ein großes Netzwerk gegen 
·re.chts aktiv geworden, io dem alle demokratischen Parteien 
vertreten sind. Sie haben :zu einer Kund~ebung auf dem Rat­
hausplatz in Ludwigshafen für den nächsten Samstag aufge­
rufen. Beziehungsreich wird die Kundgebung um füflf vor 
zwölf beginnen. Durch Ihren Beifall haben Sie gezeigt, dass 
voraussichtlich alle Parteien bei dieser Kundgebung vertreten 
sein werden. 

Ich kann nur noch einmal wiederholen, dass ich es bedauere, c 

dass der Landtag im Dezember nicht in der Lage war, sich un­
serer Forderung nach einem NPD-Verbot anzuschließen. Das 

· wäre in diesem Fall meiner Meinung -nach wieder ein gutes 
und wichtiges Signal gewesen. Meinen Damen und Herren, 
soweit zu den aktuellen Ereignissen .. 

-Wir müssen uns natürlich weiter - das haben die anderen _ 
Redner auch getan - mit den Ursachen von Rechtsextremis­

mus, Fremdef'!feindlichkeit UndAntisemitismus besch~ftlgen. 
Das ist däs, womit sich auch die Anträge beschäftigen. Der 
Antrag der Fraktion der CDU disqualifiziert sich jedes Mal da­

durch, dass die CDU nicht anerkennen kann, dass wir es aktu­
ell mitdem Rechtsextremismus, dem Extremismus von rechts, 

• 

• 
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zu tun haben. Herr Schnabel, es gibt_keinen Rassismus von 
links,-und es gibt auch keine Fremdemfeindlichkeit von links. 
Es gibt Gewalt von links, das ist riChtig, aber nicht das, was Sie 
gerade gesagt haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schiffmann, SPD) 

- Das sind Faschisten~ auch wenn sie sich links·nerinen. Da­
rüber können wir heute Abend aber diskutieren. 

-- Der SPD-Antrag -kommt doch mit einer ziemli~h langen Latte-­
·von dem, was schon getan wurde._~aher, zum Beispiel mit eic: 
rter Landesdatei rechtsextremistischer Aktivitäten in Rhein­
land-Pfalz. Die wurde allerdings erst nach - oder soll "ich viel­
leichtsag~n aufg;und- i..mserer Großen Anfr~ge-eingeführt. 

(Ministerpräsident Beck: Jetzt 
hören Sie aber auf!) 

-Im August vergangenen J~hres wurde sie_ eingerichtet. _ 

- (Ministerpräsident Beck: Wir haben 
nie etwas gemacht, bisSie eine 

Anfrage gestellt haben!)_ 

-Das habe ich nie gesagt. Ich sage nie .,nie". 

(Ministerpräsident Beck: Das versuchen 
~ie zu vermittein!) 

- Nein, ich habe nur diesen einen Punkt erwähnt. Herr Beck, 
es gibt aberweitere Punkte. lch_gehe dabeidifferenziert vor. 

(Ministerpräsident Beck: Ja, jai) 

Auch die Forderung nach Einrichtung einer ressortübergrei- --­
fenden ArbeitSgruppe zur Koordinierung aller Maßnahmen 
gegen:Rechtsextremismus kommtSehr spät. -

Vor allem die Initiativen vor Ort, die sich teilweise sthon seit 
vielen Jahren gegen Rechtsextremismus engagieren, haben 

bisher noch keinen Pfennig Unterstützung vom Land bekam-
-men und halten sich mühsam durch Spenden ihrer' Mitglieder 
ül:ler Wasser. Jn diesem Bere~ch ist zu wenig getan worden, 
und die Landesregierung hat die Sache zu wenig gebündelt 

und ernst genommen. Deshalb werden wir den Antrag von 
SPD und F.D.P. ablehnen. Er hat in vielen Teilen wenig mi1: der 
Realität im Land Zl.!. tun. 

-Meine Damen und Herren, wenri wir über Rechtsextremismus_ 
-und Fremdenfeindlichkeit reden, dürfen wir natürlich nicht 
über die politischen Kampagnen der jüngsten -Vergangenheit 
schweigen, über die Kampagne gegen die doppelte Staats- -
biirgerschaft; de_nn diese Kampagne hat die Ängste und Vor-- -
urteile gegenüber Zuwanderern wieder massiv in unserer Be­
völkerung verstärkt,_ anstatt- sie :zu b~kämpfen. zur Ableh­

nung von Flüchtlingen in unserer Gesellschaft trägt auch bei, 
dass Politikerinnen und-Poiitiker immer wieder mit falschen __ 

- Zahlen beim angeblichen Asylmissbrauch operi_eren. ln die-_ 
sem Bereich ist endlich ejn Perspektivenwechsel überfällig, 
der nich~ mehr die Abwehr von Flüchtlingen in den Mittel­
-punkt stellt, 

(Dr; Schiffm~nn, SPD: Aufnahme!) 

sondern die Integration und denSchutzdieser 1\/lenschen. -

(Beifall des-BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir müssen dazu komme_n, diese Menschen nicht mehr als 
Ausländer zu sehen und sie destialb au<;h nicht mehr als Aus­
länder zu bezeichnen, sondern wir sollten sie wie eine Min­
derheit in unser~m Land sehen und ih~en die -gleichen Rechte 
zugestehen, wie sie andere Minderheiten in unserem Land 
auch haben. -

Meine Damen und Herren, ich habe schon en'\lähnt, eine ent­
scheidende Rolle beim Kampf gege~Rechtsextremismus spie"-­
len die Initiativen vor Ort. Es entwickeltsich auch- nicht auch, 
aber da kann ich es überblicken - in der Südpfalz einiges in 
den~letzten Monaten. Es gibt mehrere Initiativen in verschie­
denen Orten, die sich auch-vernetzen wollen. ln diesem Fall 
ist sicherlich die finanzielle und auch die-ideelle Unterstüt: 
zung von uns und der Landesregierung gefordert. 

Herr Bec~! ich muss -_das noch einm~l sage-n: Es i{ann niCht 
sein, dass Sie zwar in_Annweiler auf rechtsextremistische Ju­
-gendliche zugehen - man mag darüber s!reiten, wie das ist-, 
-aber Sie bisher noch kein Gesprächsangebot dem Arbeitskreis. 
gegen RechtseXtremismus unterbreitet haben, der s-ich schon 

- lange mit diesem Phänomen gerade dort auseinander ge- _ 
setzt hat. 

(Ministerpräsident Beck: Ich habe sie 
finanziell unterstützt, wie Sie wissen!) 

• -Nachdem die Initiativen auf Sie zugegangen sind, als Sie -
dort waren. -

_ Es ist meines Erac~tens auch wichtig, dass man als Minister­
präsident auf die Initiativen zugeht, mit ihnen redet und ihre 
Nöte_ und Sorgen-ernst nimmt; 

(Beifall des Abg. Dr. Braun, _ 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEr~-
- -

Ministe-rpräsident Beck: Was erzählen-
Sie hier? Oas-stimmt doch gar nicht!) __ 

-Doch, dann schon, aber er ist nicht auf sie-zugegangen. 
- - -

(fv1inTsterpräsident Beck: Das 
ist unglaublich!) 

Es ist einfach_ wichtig, in diesem Punkt die Initiative zu ~rgrei~ 
fen. 

_ (Ministerpräsident Beck: Das 

ist unglaublich!) 
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Meine Damen und Herren, wir halten es für dringend not­
wendig, dass die Landesregierung ein Aktionsprogramm zur 

--Aufklärung, Ausbildung und- Beratung all_ der Menschen, die 
von Berufs wegen mit Rechtsextremismus befasst sind, er­
stellt. Das gilt nicht nur für die Polizistinnen und Lehrkräfte, 
Staatsanwälte oder Richterinnen, ·sondern auch für die Ver­
waltungsbeamten und Ausbilderinnen und Ausbilder in den 

Betrieben. 
(Dr. Schmidt, SPD: Und die 

Abgeordneten!) 

-Ja gut, ob da eine Weiterbildung möglich ist- vielleicht. 

Ich höre immer wieder von Menschen; die gegen Rechtsextre­
mismus aktiv sind, dass sie das Gefühl haben, als ob gerade in 
einigen dieser genannten Stellen bei den Verwaltungen usvy., 
bei der Polizei, bei der Staatsanwaltschaft oft eine klamm­
heimliche Sympathie für die Rechtsextremisten zu finden ist. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Na, na!­
Creutzmann, F.D.P.: Unverschämtheit!­

Unruhe) 

Ich zitiere das, was _von Menschen bei uns gesagt wird. Das 
sind ernsthafte Menschen, die sich lange mit diesem Thema 
-auseinander gesetzt haben und die viele Prozesse gegen 
Rechtsextremisten mitverfolgt haben. Die sagen, es kann 
sein. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Das ist die 
Quintessenzderganzen Rede!) 

Sie treffen dort vielfach auch auf große·lgnoranz. ln diesem 

Fall muss die Landesregierung, soweit es in ihrer Macht steht, 
mit intensiver Aufklärung und einer Veränderung der Ausbil­
dung dagegen arbeiten, dass die Menschen nicht dieses Ge­
fühl bekommen, wenn sie diese Dinge vor Gericht oder in den 
Verwaltungen beobachten. 

Meine Damen und Herren, es gibt in der Demokratie keinen 
großen Hebel, den man einfach nur umlegen muss, damit der 
Rechtsextremismus aus den Köpfen und der Gesellschaft ver-_ 

sd1windet. 
(Glocke des Präsidenten­

Pörksen, SPD: Sie haben den 
nicht in·der Hand!) 

Es gibt aber viele kleine Hebel, die wir umlegen können, da­
mit diese Bedrohung unserer -Demokratie - ich komme gleich 
zum Schluss - zurückgediängt werden kann. Auf keinen Fall 
darf die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus da­
zu führen, dass die Bürgerrechte eingeschränkt werden - im 
Gegenteil. Wir brauchen mehr demokratischen Spielraum an­
statt weniger. Je mehr Menschen auf die Straße gehen, je 
mehr sich an öffentlichen Diskussionen beteiligen und sich 
einmischen, desto geringer wird der Aktionsradius für rechts­
extreme Gewalt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Creutzmanndas Wort. 

Abg; Creutzmann, F.D.P.: 

-
Herr Präsident,meinesehrgeehrten Damen und Herren! Der 
Rechtsextremismus und mit- ihm derpolitische Extremismus 
il)sgesamt ist eine zentrale Herausforderung für den Staat 
und die ihn tragende Gesellschaft. Dies ist allerdings keine 
grundsätzlich neue Erkenntnis. Vielmehr begleiten extremis­
tische Umtriebe in unterschiedlicher Intensität und Ausprä­
gung die Geschichte der Bundesrepublik D~utschland seit ih­
rer Gründung. 

Wenngleich es Extremisten bisher zu keinem Zeitpunkt ge­
lang, den demokratischen Verfassungsstaat in seinem Be­
stand zu bedrohen, gab und gibt es doch immer wieder ernst _ 
zu nehmende Gefah[en-für die Innere Sicherheit unseres Lan­
des ~urch politischen Extremismus. 

- Bet~achtet man die Entwicklung in den vergangenen zehn 
Jahren aufmerksam, so zeigt sich ganz deutlich, dass es für ei­
ne Entwarnung keinen Anlass gibt. Bundesweit-werden-dem 
rechtsextremistischen Spektrum heute insgesamt et11va 
51 400 Personen in 134 Organisationen bzw. als Unorgani­
sierte zugerechnet, von denen ca. 1 900 in Rheinland-Pfalz ih­
ren Aufenthalt haben. 

Das- rechtsextremistische- Personenpotenzial in Rheinland­

Pfalz ist nach einem Anstieg Anfan~ dei 90er-Jahre in den 
letzten Jahren annähernd konstant geblieben. Im Jahr 1999 
sind-die rechtsextremistischen Gewalttaten nach einem Rück­
gang im Jahr 1998 bundesweit wieder um 5,4% angestiegen. 
Es wurden 746 Delikte gezählt. 60% davon waren mit frem­
denfeindlicher Motivation. Es sind zwar weniger Delikte als 
zu Beginn der 90er-Jahre im Jahresdurchschnitt begangen 
worden, besonders schwer wiegt aber, dass uriter den 746 Ta­
ten allein 630 zum Teil schwerste Körperverletzungsdelikte 
gezählt wurden. Fast die Hälfte dieser Taten wurde in Ost­
deutschland begangen, obwohl nur 21 % der deutschen Be­
völkerung dort leben. 

Rheinland-Pfalz -nimmt mit 24 rechtsextremistischen GE!walt­
taten im Jahr 1999 im Ländervergleich im unteren Drittel 
Platz 12 ein. Dies muss man auch einmal an-dieser Stelle sa­
gen. Zwar ist jede dieser Straftaten eine Straftat zu viel, ins­
gesamt kann man aber für Rheinland-Pfalz festhalten, dass 
die rechtsextremistische Szene, die bei uns vorhanden ist, kei­
ne überragende Bedeutung genießt. 

Meine Damen und Herren, trotzdem gilt: Wehret den Anfän­
gen! Wir müssen auf die rechtsextremistische Szene einge­

hen, sie ernst nehmen und mit allen rechtsstaatlichen-Mitteln 
im Auge behalten und konsequent bekämpfen. Der gemein-
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same Entschließungsantrag der SPD- und F.D.P.-Landtags­
fraktion ,.Für Demokratie und Menschenrechte - Gegen Ge_-

- -
walt und Fremdenhass" wird diesem Auftrag gerecht. 

Meine Damen-und· Herren, eine wirksame Bekämpfung von 

Extremismus und in der Folge dessen auch von Rechtsextre­

mismus kann es allerdings nur geben, wenn alle Demokraten 
aktivwerde-". Deshalb ist es unabdingbar, dass alle demokra­

tischen Kräfte gebündelt werden, um_ gemeinsam und ge­
schlossen gegen den Rechtsextremismus vorzugehen und für 

den Schutz der Menschen in- unserem Land einzutreten. 
Rechtsextremistische Gesinnung ist eingesellschaftliches Phä­
nomen. Deshalb_ muss man diesem in der Gesellschaft insge­
samt begegnen. Die Verantwortung richtet sich nicht nur an 
die Politik, sondern in gleichem Maße an die Wirtschaft, an 
Verbände, an Schulen und Vereine, insbesondere auch ~m die 
F_amilie und an jeden Einzelnen. 

Ziel muss. es sein, gerade jungen rvlenschen die Bedeutung 
der Achtung der Menschenwürde und des Eigentums anderer 
stärker zu vermitteln. Dieser Erziehungsauftrag richtet sich 

primär an die Eltern, die vorleben müssen, wie Konflikte ge­

waltfrei gelöstwerden können. 

Neben die:sen sina jedoch auch die Schulen und Kinderbe­
treuungseinrichtungen gefordert, dem Extremismus ener­
gisch entgegenzutreten. Niemand kann sich ernsthaft von 
der Last der Verannvortung befreien. Wegschauen und 
Nichtstun sind unentschuldbar. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung und die sie 
tragenden Fraktionen haben bereits seit Jahren die Bekämp- -

fung des Recl!tsextremismus zu einem ihrer Leitthemen ge­

macht. 

Frau Grützmacher, deshalb ist dieser verdeckte Von1vurf, die 
Landesregierung würde zu wenig tun; nicht nur mit aller Ent­
schiedenheit zurückzuweisen, sondern auch falsch. 

(Beifall der F.D.P, und der SPD) 

-Es wurden zahlreiche Initiativen entwickelt. Es -.. ~urde _vor 

_Rechtsextremismus gewarnt und entschlossen gegen- diesen 
vorgegangen. Aufklärungskampagnen wurden gestartet. 

Brosch(iren wurden- von zahlreichen Ministerien zu diesem 

Thema herausgegeben. Letztendlich- darf nicht vergessen 
werden, dass der Verfassungsschutz, die Justiz und die Polizei 

bei der Bekämpfung von_Rechtsextremismus Großartiges ge­
leistet haben. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) -

Meine D~meri und Herren, dafür gebührt Ihnen unser Dank. 

- -

Frau Grützmacher, ich weise mit aller Entschiedenheit den 
verdeckten Von.;.,urf zurück, den Sie vor dem Parlament erho­

ben haben, dass die Polizei und die Justiz klammheimliche 

Befürworter dieser Schandtaten hätten. Dies kann so nicht 

stehen bleiben und ist eine Unverschämtheit gegenüber dem 
Verfassungsschutz, der Schwerstarbeit leistet. Ohne die Er­
kenntnisse des rheinland-pfälzischen Verfassungsschutzes 
könnten wir die meisten Straftaten gar nich!_aufklären. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) _ 

Da~ muss in diesem Parlainen! auch einmal gesagt werden. 
De-m rheinland-pfälzischen Verfassungsschutz und der rhein­
land-pfälzischen Polizei herzlichen Dank dafür. 

Die Bekämpfung des PI:Jänomens ,.Rechtsextremi~mus" muss 
als Langzeitaufgabe verstanden werden und daher stetig mit 
alh~m Nachdruck weiterbetrieben werden. Da~ür wird sich 
die F.D.P.-Fraktion einsetzen . 

Meine Damen und f-!erren, man darf die Augen nicht davor 

verschließen, dass es Gewalttaten mit extremistis.chem Hin­
tergrund auch von links gibt. Null Toleranz für alle Gewalttä­

ter, seien sie von Rechts oder von Links, muss das Gebot der 
Stunde sein: 

-(Beifall des Abg. Schnabel, CDU) 

Gewalt und Extremismus von links ist kein Phänomen der 
70er-Jahre. Linksextremismus gibt es nach wie vor. In Rhein­
land-Pfalz werden _dem linksextremistischen Spektrum zwar 
lediglich - Frau Grützmacher, das müssen Sie auch einmal zur -

-Kenntnis ne_hmen - 750 _Personen_ zugerechnet, _in ~nderen 
_Bundesländern dominiert jedoch der· politische Extremismus 
von links. In -weiten Teilen der linksextremistischen Szene ist 

heute Militanz ein unverzichtbarer Teil des Selbstverständnis­
ses. Gewalt wird dabei nicht im Rahmen einer revolution-ären 
Gesamtkonzeption eingesetzt, sondern eher als Mittel-zur 
Selbstverwirl<lichung. 

Die Anwendung v_on Gewalt zielt _in erster Linie geg_en Sa­

chen. Viele Linksextreme haben aber auch kein moralisches 
Problem bei der Anwendung von Gewalt gegen Personen. 
Gewalt gegen Personen und Sachen daif in einem demokrati­

schen Rechtsstaat niemals geduldet werden. Ausdruck des 

Rechtsstaats ist das demokratisch legitimierte Gewaltmono­
poi_.-Es sichert den Anspruch aufein gewaltloses Miteinander. 

Wer das nicht akzeptiert, entzieht der Zivilisation eine ih-rer 
wichtigst;en Grundlagen. 

- Deshalb bedauere ich, dass die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN Anträgen die Zustimmung ven.veigert, weil sie sich 
nicht allein auf den Rechtsextremismus beschränken. Ich be­

dauere auch, dass sich ·ein Teil-der GRÜNEN nach wie vor an 
Blockaden von Castar-Transporten betefligen will, wob~i die 
Sitzblockaden iii der Vergangenheit bei entsprechenden Pro­

testveransaltungen noch zu der-harmlosen Form des Protests 
-gehörten. 
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-
Um nicht missverstanden zu werden: Ich will keine gerade Li-

nie zum Extremismus ziehen, 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

aber mit d-er Duldung oder Förderung solcher Aktionen durch 
Mitglieder Jhrer Partei, die immerhin ein Teil der Bundesre­
gierung ist, beginnt die Aushöhlung des Rechtsstaats. 

Abschließend möchte ich für die F.D.P.-Fraktion festhalten: 
Die F.D.P.-Landtagsfraktion lehnt jede Form von Gewalt ge­
gen Menschen 

(Glocke des Präsidenten)_ 

und Sachen als Mittel der politischen Auseinandersetzung 
strikt ab. Wir-nehmen es nicht hin, dass Menschen- Herr Prä-

- -
-sident, noch einSatz-wegen ihrer Rasse, ihrer Religion oder 
wegeri ihrer sozialen Herkunft gedemütigt oder Gewalt ge­
gen sie ausgeübt wird. Deshalb darf es null Toleranz gegen 
Extremismus, ganz gleich, ob von rechts oder von)inks, ge­
ben. 

(Vereinzelt Beifall bei der F.D.P. 
und derSPD} 

Vizepräsident Heinz: 

Herr Kollege Creutzmann, ich wollte Sie nicht abklingeln, 
sondern nur fragen, ob Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Frau Grützmacher zulas5:en. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Natürlich. 

Vizepräsident Heinz: 

Bitte schön, Frau Grützmach er. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Creutzmann, wissen Sie wie wir, dass das Bundesverfass­
sungsgericht ausdrücklich festgehalten hat, dass gewaltfreie 
Blockaden verfassungsgemäß und nicht Gewalt sind? Sitz­
blockaden sind keine Gewalt. Das hat das Verfassungsgericht 
festgestellt. Hier wurden alle diejenigen rehabilitiert. 

Abg. CreutzmanniF.D;P.: 

Wenn es dabei bliebe. ln-diesem Hause ist-niem~and gegen ei­
ne friedlich~ Demonstration. Das ist ein Grundrecht, das allen 

zugestanden wird, ganz gleich, wie man über einzelne Aktio­
.nendenkt. 

Frau Grützmacher,leider- das wissen Sie -3uch- bleibt es nicht 
bei diesen friedlichen Demonstrationen. 

(Zu-ruf der Abg. FrauThomas, 

BÜNDNIS 90/DIE G~ÜNEN} 

Wir erleben immer- das wiSse-n Sie auch; dafür können Sie 
nichts -, dass das, was einige friedlich tun, andere nicht fried-· 
lieh tun. Dann wird natürlich-dieser Eindruck, den ich vorher 
geschildert habe, en.veckt. Deswegen habe ich ausdrücklich 
betont- dies war das Pe!itum unserer Fraktion-. dass wir Ge­
walt gegen Sachen und Personen ablehnen, ganz gleich, wo-

- her sie kommt. 

· Frau Thomas, ich hoffe, dass Sie dem auch zustimmen kön­
nen. 

vielen herzlichen öank. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P, 
und5PD} 

Vizepräsident Heinz: 

.Meine Damen und Herren, ich- möchte noch Gäste im 
rheinland-pfälzischen Landtag begrüßen, und zwar Teilneh­
merinnen und Teilnehmer am Landtagsseminar. Hetzlieh will­
kommen! 

(Beifall im Hause} 

Für die Leindesregierung erteile ich Herrn_ Innenminister -
Zuber das Wort. 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
- -

und Herren! Die Bekämpfung des Extremismus im Allgemei-
nen und des Rechtsextremismus in seinen vielfältigen Erschei­
nungsformen- im Besonderen hatte schon _immer für diese 

· Landesregierung höchste Priorität. Sie is~ die zentrale Heraus­
forderung für Staateund Gesellschaft. An unserer Entschlos­
senheit darf niemand zweifeln. 

(BeifallderSPD undder f.D.P.} 

Frau Abgeordnete Grützmacher, ich möchte Ihre Vorwürfe·-· 
und Unterstellungen gegenüber der Polizei und der Justiz in 
unserem Bundesland Rheinland-Pfafz entschieden zurückwei­
sen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
-Creutzl)la-nn, F.D:P.: Sehr gut!} 

• 
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_Was Ihre Kritik an dem Ministerpräsidenten anbelangt, bin · 
ich der Auffassung, dass sich von seinem Engagement gerade 
auch in diesem Bereich ma-ncher eine Scheibe abschneiden 
kann. 

(BeifalLder SPD und der F.D.P.) 

Über die bereits laufendem konsequenten und dauerhaften 
Maßnahmen zur Bekämplung des Rechtsextremismus hinaus 
hat das Kabinett, wie Sie wissen, weitere Sofortmaßnahmen 
insbesondere im Jugen:d-· und Bildungsbereich beschlossen. 
Insoweit hätte es eines entsprechenden Antrags nicht unbe­
dingt bedurft. Ich h_abe darüber i_m Plenum bereits mehrfach 
berichtet. 

Ich will ~ber gern ~och einrnaJ-die eine oder andereMaßn~h~ 
me in Erinnerung rufen. Mlt dem vom Ministerpräsidenten 
initiierten Mainzer Appeil gegen Re!=htsextremismus haben 
mittlen.veile rund 100 000. Memschen in Rheinland-Pfalz ein 
Zeichen für-Tcileranz und Zivilcourage gesetzt und damit - -

·deutlich gemacht, dass Wir hier nie wieder eine so.gfauenvol­
le. und furchtbare· menschenverachtende Zeit wie zwischen 
1933 und 1945 erleben wollen. 

Eine interministerielle Arb-eitsgruppe u'nter ·Federführung des 
Innenministeriums befasstsich mitder Entwicklung neuer Ini­
tiativen und der Koordinierung laufender Maßnahmen ge- · 
gen den RechtSextremismus. Innerhalb ·der Verfassungs- · 
schutzabteiJung meines H<n1ses habe· ich ein eigenes Referat 
"Rechtsextremismus, Öffentlichkeitsarbeit" geschaffen; zu · 
dessen Schwerpunkten unter anderem die Aufklärung von 
rechtsextremistischen Bestrebungen im Interne~ zählt. Auch 
die Information der Öffentlichkeit durch Vortragstatigkeit, 
inspesandere in den Schulen und Bildungseinrichtungen, ge­
rade -zu diesem Thema wurde wesentlich intensiviert. Der 
Verfassungsschutz beobachtet mit allen offenen und ver­
deckten Mitteln_ die rechtsextremistiscbeSzene und unterhält 
einen intensiven Informationsaustausch mit der Polizei: um 
ein frühzeitiges Eingreifen bei Auftritten von Rechtsextremise 
ten, insbesondere Neonazis und gewalttätigen Skinheads, zu 
ermöglichen. 

Die Polizei führt verstärkt Personenkontrollen. auf öffentli­
chen Plätzen, in den lnnenstädten, in Bussen und B<!hnen so­
wie bei Großereignissen durch. An Treffpunkten dej rechts_­
extremistischen Szene findi:m -regelmäßig..Aufklärungsmaß­
nahinen und Razzien statt. Bei rechtsextremistischen Veran­
staltungen, zum Beispiel bei Skinhead-Konzerten, werden 
b(!reits bei der Anreise Personen und Fahrzeuge kontrolliert 
sowie gegebenenfalls Platzverweise und auch lngewahrsam­
nahmen aus_geprochen. 

Die Polizei ·hat die erkennungsdienstliche Behandh,mg von 
,- Angehörigen der rechten Szeoe weiter intensiviert: Das Lan­

deskriminalamt ist die zentr_ale polizeiliche Meldestelle. des 

Landes für rechtsextremistische Aktivitäten und Straftaten im 
Internet. Es intensiviert gegenwärtig die Zusammenarbeit 

mit de·n bekannt_en im [and ansässige!l Providetn. Die Polizei 
. reagiert flexibel und unverzüglich alif sich abzeichnende de~ 
liktische Brennpunkte, Sie nutzt verdeckte und offene opera­
tive Maßnahmen zur Gewinnung von Erkenntnissen über 
Führungspersonen und Absichten der rechten Szene. Bei -
schwenviegenden Straftaten werden regelmäßig. Sonder­
kommissionen oder Ermittlungsgruppen eingerichtet. 

_Frau Abgeordnete Grützmach er, -sie haben vorgetragen, dass 
im vergangenen Jahr die Anzahl der Taten gestiegen ist. Das 
ist richtig. Das-hat insbesondere aber auch und Gottsei Dank 
die Ursache darin; dass die Menschen eher bereit sind, als das 
früher der Fall war, solche-Dinge auch zlir Anzeige zli brin" 

-. gen. Ich darf mich dafür bei dieser. Gelegenheit ausdrücklich 
bedanken. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) __ · 

- . 

Im Übrigen, was die Aufkärungsquote in diesem Bereich an--
belangt, habe ich schon einmal erläutert, dass es sehr schwie­
rig ist, die ~ufkarungsquote zu steigern. Wenn Sie oei~piels~ 
weise anSchändungen jüdischer Friedhöfe denken, die meist 

_abseits gelegen sind UI'Jd zul)l· Teil erst nach Tagen oder 
m<mchmalerst- nach ein, ZIIIJei Vli'ochen eine Schändung be- .· 
merkt.\.Vird, dann ist es natürlich vor:_ dem Hintergrund, ver­
wertbare Spüren zu finden, seh-r schwierig, Ansätze für Er­
kenntnisse zu gewi,nnen. Wir bemühen uns, dass_ sich das ver­
bessert. Ich will aber einrach deutlich machen, dass es in der 
Tat sehr -schwierig ist, die Aufklärungsquote in diesem Be­
reich zu steigern. 

_ Hinsichtlich der Gefährdung jüdischer Einrichtungen hat das 
Landeskriminalamt für 400 Einrichtungen eine Gefährdungs­
analyse erstellt und der Lage angepasst, auch abgestufte Ob­
jektschutzmaßnahmen festgelegt, begirinend mit festen 
Streifentätigkeiten bis hin zur offenen Präsenz zu bestimmen 
Zeiten durch die jeweils zuständigen Polizeidienststellen. Mit 
pen Verimtwortllichen für die Einrichtungen wurden Sicher- _ 
heitsgespräche mit konkreten sicherungstechnischen Emp­
f~hlungen geführt. Die.Uinsetzung dieser Empfehlungen bis· 
hin. zu baulichen Veränderungen und Videoüberwachung un"­

terliegen grundsätzlich dem materiellen Selbsts_chutz der Ob­
jektverantWortlichen. Ständiger Ko!ltakt zwischen Landeskri­
minialamt, den Polizeibehörden undden jüdischen Kultusge­
meinden ist sichergestellt. Darüber hinaus wurde der Landes- . 
präventionsrat -zur Verstä-rkung der bestehenden 68 Krimi-

. nalpräventiven Räte in Rheinland-Pfalz eingerichtet und hat 
sich ebenfalls speziell dem Thema "Rechtsextremismus" an- · 
genommen. 

Durch ~ine Reihe von Jugendprojekten, beispielsweise durch· 
·Fußbaii-Fan-P!ojekt_e, sollen-rechtsextremistische Jugendliche 
über die Fritz-Walter-Stiftung_integriert ·werden .. Die Ehren­

amtsinitiative des Ministerpräsidenten, der Einsatz bekannter 
Künstler in Schulen u11d Jugendeinrichtungen, die Befassung 
des Gesprä~hskreises "Vermittler" mit dem Th~ma "Jugend 
und Rechtsextremismus", die Fortsetzung des Kampfs gegen 
die Jugendarbeitslosigkeit, die Schaffung von Netzwerken 

.· 
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- der Integration für sozial benachteiligte junge Menschen und 
die schnelle Aburteilung straffällig gewordener Jugendlicher 
sind Sofortmaßnahmen, die bereits bestehenden j_ugendpoli­
tischen Programme _des Landes zur Eindämmung des Rechts­
extremismus sinnvoll zu ergänzen: 

Des Weiteren hat das Ministerium des lnnern und für Sport 

einen Leitfaden zum Versammlungsrecht erstellt, der in Kür­

ze allen allgemeinen örtlichen Ordnungsbehörden und Poli­
zeidienststellen in Rheinland-Pfalzübermittelt wird. Der Leit­

faden bietet einen Überblick zum Grundrecht der Versamm­
lungsfreiheit und zu dessen Ausgestaltung für öffentliche 
Versammlungen. Der Leitfaden bezweckt vor allem, den· zu­
ständigen Behörden vor Ort bei ihrem nicht alltäglichen Um­
gang- mit dem komplexen und teilweise sehr schvtlierigen 
Re.chtsgebiet des Versammlungsrechts eine Hilfestellung zu 
geben. Dies ist für wirksame präventive und repressive Maß­
nahmen gegen den Extremismus im Allgem_einen und den 
Rechtsextremismus im Besonderen von sehr großer Bedeu­
tung. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

· Ferner ist in meinem Hause federführend ein Gesetzentvvurf 

zur Änderung des Vers2mmlungsgesetzes erarbeitet worden, 
den Rheinland-Pfalz im Bundesrat eingebracht hat. Dieser 
Gesetzl:mtt'lfurf zielt ·darauf ab; im'Versammlungsgesetz für 

die Länderdie Möglichkeit zu schaffen, bestimmte bedeutsa­
me Orte besser als bisher besonders vor Versammlungen und 

- Aufzügen extremistischer· bzw. rechtsextremistischer Grup-
- pierungen zu schützen. 

(Vereinzelt Beifall bei dE?r SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Beispiele ma­
chen deutlich, dass wir erhebliche Anstrengungen unternom­
men haben und auch in der Zukunft unternehmen werden. 
Ich habe Ihnen von dieser Stelle aus schon einmal erläutert, 
dass ·ich gerade auch vor meinem eigenen familiären Hinter­

grund in der· Bekämpfung des Re~htsextremism!.fs einen . 
Schwerpunkt meiner_Arbeit im Ministerium-des lnnern und 
für Sport sehe. Ich darf gern die Gelegenheit nutzen, den 

Verfassungsschutzmitarbeiterinnen und -mitarbeitern, unse-­
ren Polizeibeamtinnen und -beamten und auch der Justiz 
herzlich zu danken. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschließend fest­
stellen: Für extremistische, rechtsextremistische Gewalttäter· 
darf es in unserem Land Rheinland-Pfalzkein Betätigungsfeld 
geben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Öameri und Herren, es· liegen keine weiteren Wort­
meldungen vor. Wir kommen zur Abstim_mung. 

Zunächst stimmen wir über den Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU- Drucksache 13/6609- ab, da die Beschluss-

- empfehlung die Ablehnung empfiehlt. Wer dem Entschlie­
ßungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand­
zeichen! - Danke. Gegenstimmen? - Ich stelle fest, dass der 
Antrag. mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. und des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der CDU abgelehnt 

ist. 

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung über den Ent­

schließungsantrag der Fra~tionen der SPD und F.D.P."- Druck­
sache 13/6610-, da di? Beschlussempfehlung die unveränder­
te Annahme empfiehlt. Wer dem Antrag·zustimmen möchte, 
c!en bitte ich um das Handzeichen! - Gegenstimmen? - Ich 
stelle fest, dass der Antrag mit den Stimmen der SPD und der 
F.D.P; gegen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN angenommen ist. 

Wir kommen nun ·-zur Abstimmung über den Alternativan­
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/0IE GRÜNEN - Drucksache 
·13/6816- . Wer dem Alternativantrag zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen! - Danke. Gegenstim­
men?- Ich seile fest, dass der Afternativantrag mit den Stim­
men der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen der 
antragstellenden Fraktion abgelehnt ist. 

Ich rufe die Punkte 11 und 12 der Tagesordnung auf: 

Ausbildung und Arbeit durch Electronic­
Business-Studiengang in Rheinland-PTalz 

Antrag der Fraktion der CDU 
·_Drucksache 13/5810- · 

dazu:· 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

- Drucksache 13/6352-

Ausbilden für die Zukunft- Qualifikationen für neue Märkte 
Antrag (Alternativantrag) der FraKtionen 

der SPD und F.D.P. 

- Drucksache 13/5906-

dazu: 

BeschiiJSsempfehlung des AusschUsses für 

Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 
- Drucksache 13/6416-

Ich erteile zunächst dem Berichterstatter, Herrn Abgeordne~ 
ten Dahm, das Wort. . -

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
Datum vom 18. Mai 2000 hat_die CDU den Antrag mit dem Ti­

. tel "Ausbildung· und Arbeit durch Electronic-Business­
Studiengang in Rheinland-Pfafz"- Drucksache 13/5810- ein-

• 

• 



• 

• 

LandtagRheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -127. Sitzung, 14. Februar 2001 9585 

gebracht. Der Präsident des Landtags_ hat diesen Antrag ge­
mäß § _sg der Geschäftsordnung vorab an den Ausschuss für 

Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung _übervviesen. Dieser 
Ausschuss hat den Antrag in seiner 39. Sitzung am 28. Sep­
tember 2000 beraten und empfiehlt die Ablehnung. 

- Mit Datum vom -14. Juni 2000 haben die Fraktionen der SPD 
und F.D.P. einen Alternativantrag mit dem Titel .. Ausbilden 
für die Zukunft- Qualifikationen für neue 1\ilärkte" - Druck­
sache 13f5906- eingebracht. Auch diesen. Antrag hat der Prä­

sident gemäß der Geschäftsordnung vorab an den Ausscl:mss 
für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung - federfüh­
rend- und an den Medienpolitischen Aussch-uss überwiesen. 
Der Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 
hat den Antrag in seiner 39. Sitzung am 28. September 2000 
und der Medienpolitische Ausschuss in seiner 33. Sitzung am 
2. November 2000 beraten. Die Ausschüsse empfehlen die 

Annahme des Antrags . 

(Be!ifall des BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN 
und bei der SPD) - -

Vizepräsident Heinz: 

Ich bedanke mich für die Berichterstattung und erteile Herrn 
Abgeordneten Mittrücker das Wort. 

Die Fraktione-n haben sich auf eine Redezeit von bis zu fünf 
Minuten verständigt. _ 

Abg. Mittrücker, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen,- meine Herren! 

Die Themen Informations- und Kommunikationstechnik, 
Multimedia, Anwendungskompetenz und Entwicklungskom­
petenz, Angebote in Ausbildung und Lehre auf allen Ebenen, 

Lehrkräftedefizite, Informations~ und Kommunikationstech~ 
nik, Förderung in der Wirtschaft usw. haben sich in i:Heser Le­
gislaturperiode wie ein roter Faden durch die Debatten die" 

ses Hauses gezogen, leider nicht initiiert durch die Landesre­
gierung oder die regierungstragenden -Fraktionen, sondern 
durch die christlich-demokratische Opposition. 

(Beifall der CDU-
Zuwfe von der SPD: Jetzt überhebt 

ersieh aber!) .-

Wir alle· in diesem Hause haben schon jahrelang die Steige­

rungserw?rtungen im _ Electronic Business und Electronic 
_ Coinmerce vor Augen. Wir alle wissen, dass weltweit der 
- Informations- und Kommunikationstechnikmarkt ein Volu" 

men von ~her 3,8 Billionen DM mit einer.Steigerungs~ate zwi-
schen 7 und 15% erreicht hat. Wir alle kennen die Prognose 
von Marktforschern, dass die gesamte Online-Beschaffung 

am gesamten Einkauf in europäischen Unternehmen von der­

zeit 12% in nur wenigen Jahren auf über 30% steigen wird. 

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, dass sich 
Rheiniand-Pfalz diesem wesentlichen Wirtschaftsfaktor nicht 

verschließen darf. Wir alle wissen,_ dass die Wissenskonkur­
renz nicht weltweit zu suchen ist, sondern die-Bundesländer 
untereinander in einem Wettstreit um die besten Fachleute, 

die innovativst~n Betriebe und die optrmalste lnfrass~ruktur 
stehen. 

Trotz alledem entwickelt die Landesregierung noch nicht ein­
-mal notwendige, geschweige denn hinreichende Aktivitäten, 

um der Herausforderung in der -Bildung gerecht zli werden. 

(Schweitzer, SPD: Vfelleicht ist es Ihnen 
nur verborgen geblieben! - . 

Dr. Schmidt, SPD: Ja!-
Zuruf desAbg. Creutzmann, F.D:P.) 

Zum wiederholten Mal greift die CDU-Fraktion in diesem 

Haus wichtige und längst überfällige Themen auf, meine Da­

men und Herren.-

(Beifall der CDU-
Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D_.P.) 

- Die regierungstragenden l'raktionen der SPD und F.D.P. rea­
gieren und agieren nicht. Sie stellen einen Alternativantrag, 
um nicht öffentlich zugeben zu_.müssen, dass die Regierung 
auch in diesem Punkt schläft. 

(Beifall der CDU-
- Cri!Utzmann, F.D.P.: Nein, nein!) 

Herr Creutzmann, so weit, so gut zum parlamentarischen Ge­
- baren von SPD und F.D:P.,_ welches- man noch als politische 

Hilflosigkeit gegenüber· der eigenen Regierung verstehen 

kann. 

Meine Damen und Herren, schli_mm wird es allerdings, wenn 

man sich die Zustandsbeschreibung, insbesondere im Bereich 
der Ausbildung und der Wirtschaftskompetenz de~_ Landes 
Rheinland·Pfalz, fcxmuliert durch die Landesregierung, durch 

SPD und F.D.P., anhören muss. Es-geht dabei um Lobhudelei; 
jedoch weit an der Realität vorbei. 

Meine Damen und Herren, Realität ist, dass Rheinland-Pfalz 
in nahezu allen VergleiChen zwischen den Bundesländern­

hintere Plätze-einnimmt. Als Beispiel nenne ich die Multi­
rrledia-lnvestition~n des Landes pro Schule, die Zuwachsraten 
im Bereich der Callcenter, die Fort- und Weiterbildung von 

Lehrkräfte!) usw., _all dies vor dem Hintergrund, dass Rhein- -
Iand-Pfalz mit seiner starken Chemie- und Zuiieferfndustrie 
efnc;r schwieri_gen Bewährungsprobe auf dem Weg zur Kon­

kurrenzfähigkeit in der globalen Wirtschaft, insbesondere im 
Bereich ,.B2B", ausgesetzt ist. 

(Creutzmann, F.D.P.: Das ist doch kein 

Problem, Herr Mittrücker!) 
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Nur die Ausbildung in Schule und Beruf ist Garant für wirt­
schaftliche Prosperität, meine Damen und Herren._ 

(BeifalL der CDU} 

Ohne die Fähigkeit der Menschen, bestehende Systeme ein­
setzen zu können, und ohne die Fähigkeit, Programme wei­
terzuentwickeln, bekommen .die rheinland:pfälzische ln-

- dustrie und der Mittelstand enorme Schwierigkeiten. 

Der weltweite Umsatz im Bereich .,B2B" be~rug zum Beispiel 
1999 bereits 120 Milliarden US-Dollar. ln wenigen Jahren, so 
eriNarten Marktfor~chungsinstitute, werden die Umsätze in 
die Billionen gehen. Meine Damen und Herren, dies-ist nur-­
umzusetzen, ~venn die Gri.mdvoraussetzung, nämlich die Aus­
bildung,_stimmt. 

Ein solches Marktvolumen kann aber riur abgearbeitet wer­
den, wenn die Manpower im Bereich .. Eiectronic Business" 
vorhanden ist. Mit den in Rheinland-Pfalzbestehenden schu- _ 
lischen _und universitären Angeboten allein ist dies nicht zu 
.. handeln". Stim~en Sie- unserem Antrag zu, damit_ Rhein-_ 
Iand-Pfalz wenigstens einen kleinen Schritt nach vorn geht. 

Danke schön. 

(Beifall der ~DU -
Zuruf des Abg. CreutziT)ann, F.D.P.­
Mertes, SPD: Gut gebrüllt, Löwe!)-

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, ich begrüße zunächst,Gäste im 
rheinland-pfälzischen Landtag, und zv11ar Mitglieder der SPD­
Ortsvereine Weitefeld und Daaden. Herzlich willkommen! 

(Beifallim Hause) 

Ich erteile HerrnAbgeordneten Dr. SchmidtdasWort. -

Abg. Dr, Schmidt, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Verehrter Herr 
Mittrücker, in der Analy;e stimmen wir sicher insofern über­
ein, als wir eine rasante Entwicklung zu verzeichnen haben, 
die unsere Lebensumwelt_und unsere Arbeitswelt nachhaltig 
beeinflusst. Jede Bürgerih und jeder Bürger wird zukünftig 
am Netz hängen und seine private_n, aher auc;h seine berufli­
chen Dinge mit einspeisen. 

Mit dem, was Sie dann ausführen,- d(lss die CDU uns­
treibt, überheben Sie sich gewaltig, ·verehrter Herr Kollege 
Mittrücker. Ich möchte Ihnen das exemplarisch an Ihrem An-

trag verdeutlichen. Es ist schon interessant, dass _die Bildungs-­
politiker allesamt heute fehlen, also Herr Dr. Gölter,- Frau 
Kohnle-Gros und auch Herr Lelle. 

-(Kramer. CDU: Das ist eine 
Unverschämtheit!) 

Nun stellen Sie einen Antrag, dem jegliche Fachlichkeit fehlt. 

_ (Kramer, CDU: Das ist unverschämt!) 

_ Das heißt, die CDU-Fraktion wäre gut beraten, selbsteine Bil­
dungsinitiative intern zu" ergreifen. 

(Beifall bei der SPD ~ 
Frau Müller, CDU: So eine Arroganz!) 

Meine Damen und Herren, ein Studiengang, wie Sie ihn for- _ 
dern, ausschließlich mit dem Schwerpunkt E-Business,liat nur_ 
geringe Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Er ist ZU eng ge­
strickt. Im Üb~igen käme auth höchstens nur eine Fachhoch­
schule odereine Fachschule dafür infrage. Aberfür einenStu- _­
diengang ist·er völlig-unzureichend. Wir brauchen heute in­
terdisziplinäre Komp:tenzen. Dafür springen Sie ein bisschen 
zu kurz. 

(Beifall bei der SPD) 

Seit neun Jahren sind unsere Hochschulen dabei, nicht erst, 
seitdem Sie hier Ihren Antrag gestellt h~ben, wirtschaftswis­
senschaftlicl!_e Studiengänge genau-mit diesem Schwerpunj<t, 

den Sie fordern, einzurichten· und übrigens auch permanent 
fortzuschreiben. Es gibt so gut wie keinen Studiengang, der 
nicht das, was Sie fordern, auch beinhaltet. 

Ich möchte einen weiteren Punkt nennen. Verehrter Herr 
Kollege Mittrücker, Sie solltim das in- Ihrer Fraktion wissen, 
den Sach-verstand gibt es eigentlich. Aber er kommt nicht 
zum Tragen, warum, das weiß ich auch nicht. Es gehört zu 
den regulären und originären Aufgaben unserer Hochschu­
len, das Lehrangebot jeweils aktuellen Entwicklungen anzu-­

passen. Das ist keine Aufgabe des Landes. Das ist eine Aufga­
be der _Hochschulen. Es ist eine Aufgabe der Autonomie der_ 
Hochschulen. Unsere Hochschulen mach~n dies. Ich kann Ih­
nen das belegen. lc_h habe eine ganze Liste darüber, was in 
Rheinland-Pfalz an Universitäten und auch an Fachhochschu­
len geschieht. 

Übrigens hat die Fachhochschule Koblenz diesen Studien­
- gang schon_ heute, den Sie von der Landesregierung,-nicht 
von einer Hochschule fordern. 

Ich möchte einen weiteren Punktansprechen. Die von Ihnen 
aufgeführte Auffor~erung an die Landesregierung, eine Stu­
dienordnung, ein Curriculum und eine Prüfungsordnung zu 
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·entwickeln, siche_r mit anaeren .zusammen: verdeutlicht, mit 
\'lfelcti heißer Nadel; mit welcher Inkompetenz im Grunde ge­
nommen dieser Antra~ formuliertworden is!. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gehört zu den Kernbereichen unserer Hochsch-ulen, dies zu 
tun. Das ist ihre originäre Aufgabe. Es ist hicht Aufgabe des 
Landes. Gehen Sie einmal in eine Hochschule hinein und le­
gen Sie diesen Antrag vor. Ich empfehle Ihnen dringend, zie­
hen Sie ihn zuröck. Sie machen sich damit lächerlich. 

(Beifall bei der SPD) 

-Ihr Grundanliegen-ist okay, dass wir mehr Ausbildungskom­
petenzen brauchen. Aber die Art-und Weise, wie sie da~ an­
gehen, zeigt, dass Sie wirklich al:mungslos sind, verehrter Herr 
Kollege Mittrück~r. Das ist ein bisschenzu kurz gegriffen.-

(Zu rufvon der SPD: Stümperhaft!) 

-_Ja, stümperhaft. So 'kann man es sagen. 
- -

-Dann fordern Sie von der Landesregierung die- internationale 
Anerkennung. Man höre genau hin. Es gibt_k~ine formale-in­
ternationale Anerkennung auch nor eines Studiengangs. Da~ -
gibt es nicht. Als Wirtschaftsmann müssen Sie doch wissen, 
unsere_Studiemgänge müssen sich im WettbeiNerb bewähren. -
Das geht auch bei den Studiengängen, die Sie fordern, nicht _ 
anders. Also ~lUch das istfachlich einfach daneben. 

- Ich kcimme nun zu einer weiterenForderung, die Sie aufstel­
len. Überprüfen Sie das aych noch eirimal. Die Finanzierung 
des Studiengangs sollte vor allen Dingen durch S('.Jenden, 
Sponsoren usw. erfolgen. Meine Damen und Herren, wi~ So--­
zialdemokraten hC!Iteri daran fest, übrigens auch in der Zu­
kunft, dass die Grundfinanzierung eines Studiengangs an ei­
ner rheinland-pfälzischen Hochschule ~ nicht an e[ner: priva--­
ten, aber an ei_ner rheinland-pfälzischen .Hochschule·- vom 
-Limd erfolgt. Wir sind grundsätzlich-da~ür offen, dass es dar­
über hinaus natürlich auch finanzielle Möglichkeiten def Er-­

:Weiterung gibt. Ich denke a11 die vielen Möglichkeiten der öf­
-fentlichen Drittmittelforschung, aber auch der privaten Dritt-
mittelforschung. 

Aus den genannten Gründen iehnen-wir dem Antrag ab. Wir 
haben s~lbst e-inen Antrag formuliert, in dem vor allen Din-­
gen darauf hingewiesen \.Vird, was das Lana in diesem Bereich 
alles macht, 

(Glocke des Präsidenten) -

Ich glaube, \virsind gut 15eraten, einfach einmal auch darauf 
hinzuweisen, dass wir Qualifikationen auf den verschiedens­
ten Ebenen benötigen, verehrter -Herr Präsident, wenn. ich 
das noch eben sagen darf. Allch da ist Ihr Antrag vi~l zu kurz. 
Wir brauchen Kompetenzen und Ausbildungsgänge an den 
Berufsschulen. Wir brauchen sie an unseren Fachschulen. Wir 
brauchen sie vorallen Dingen in den Weiterbildungseinrich-

tungen. Denken Sie einmal an die Akademie für Informatik, 
die wir in Kaiserslautern mit inst~lliKrt haben. Dortgibt es be­
reits ein breites Feld. ln dieser Breite muss es auch weiterge­
hen. Die Studien~ngebote und Plätze haben wir verdoppelt. 
Das ist unsere Al(fgabe. i::>a sind wir aber auch tätig gewesen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Verehrter -Herr Kollege Mittrücker, ·unsere Empfehlung: Zie-
-hen Sie Ihren Antrag zurück. Wenn._er an die Hochschulen_ 
geht, macFleh Sie sich damit lächerlich. StilTimen Sie unserem _­
Antrag -zu. Er ist weiter gefasst, umfa-sst Ihr Grundanliegen, 
istaberfachlich zumindestrn Ordnung.-

Dankeschön:_ 
-(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn AbgeordnetenDahm das Wort. 

Abg. Da_~m. BtJNDNlS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr -Präsident, meine sehr geehrten Damen und-Herreri! Lie- _ 
ber Kollege Mittrücker, wer im letzten Jahr auf Internetak­
tien gesetzt hat, ist etwas ärmer nach. Hause gegangen. Aber 
dennoch halteich das Thema, das Sie mit Ihrem Antrag auf­
gegriffen _haben, nämlich _das Thema .. E-Commerce", aber 

- auch das Thema, das die -SPD-Fraktion in :eWJas erweiterter 
Form mit den Informatikstudiengängen angesprochen hat, 

_für außerordentlich ~~ichtig. Ich gehe soga~ so weit und sage: 
beide Anträge haben ihr_e Berechtigung. Es freut mich auch, 
dass ich beiden Anträgen zustimmen kann. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Schwarz, SPD: Das ist guÜ) 

Ich möchte aÜch begrOnden, wa_rum wir jetzt aufg~und der 
Vielzahl der guten Anträge keinen eigenen Antrag.gestellt 
haben; Wir haben uns als BÜNDNIS 90/DJE GRÜNEN darauf 
konzentriert, dass die Finanzierung für diese Änträge,-die Sie 
gestellt haben, auch in Berlin locker gemacht wurde. Herr Mi­
nister Zöllner, ich darf an die 12-Millionen_DM UMTS-Mittel 

- für die berufsbildenden Schulen oder 5 rVIilfionen bM für däs 
Informatiksonderprogramm erinnern. 

(MiniSterpräsident Beck: Können Sie noch 
einmal sagen, werdas locker 

gemacht hat?) 

-Dieses Geld.hat die rotgrüne Bundesregierung für das -Land 

Rheinland-Pfalz locker gemacht. Sie müssen genau zuhören. 
_Ich glaube, ohne den grünen Partner l.väre d<,!s etwas ~chwie­
riger geworden; 

(Beifall des BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN) 
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denn wir haben uns sehr intensiv im Haushaltsausschuss da­
für eingesetzt, auch beim Koalitionspartner, -dass ausgerech­
net diese Mittel in die Bildung gesteckt werden. Ich bin froh, 
dass es geklappt hat, Ich würde mich schon fragen, was Sie 
ohne diese Finanzierung vom Bund mit Ihren Anträgen letzt­
lich hier im Lande machen würden. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Gute Frage!) 

' Ich glaube, Sie vvären gut beraten, wenn Sie auch einmal lo­
bend erwähnten, woher das Geld kommt. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen den Anträgen zu. Es 
ist aber auch richtig gesagt worden, wir haben in Rheinland­
Pfalznach wie vor Defizite auch in der Ausbildung. Ich darf· 
daran erinnern, in der letzten Sitzung des Ausschusses für Bil­
dung, Wissenschaft und Weiterbildung ist noch einmal dar­
gelegt worden, dass sich 32 Schülerinnen und Schüler in den 
Gymnasien einen PC für den Unterrichtteilen müssen. 

(Schwarz, SPD: Zu gleicher Zeit?) 

- Da sehen Sie es einmal. Es kommt einfach nicht hin, wenn 
man nachrechnet. Aber es ist Tatsache, es ist Realität hier im 
Land, dass die technische Ausstattung an unseren Schulen 
nach wie vor gerade in den weiterführenden Schulen, wie im 
_Gymnasium, defizitär ist. 

Ausbilden für die Zukunft ist das Motto. Ich würde mir wirk­
lieh wünschen, wenn dieses Motto, das über den Anträgen 
steht, auch in der nächsten Legislaturperiode wirklich einen 
Schwerpunkt im Landtag bildet. Mein Wunsch ist es, dass 
möglichst die Reformen, die Sie schon angepackt haben- -ich 
nenne einmal. die Hochschulreform -, weitergeführt und zu 
Ende geführt werden. Es ist dringend notwendig, dass die 
Hochschulen in ihrem eigenen Organisationsansatz refor­
miertwerden-. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Testament!) 

Es ist meines Erachtens auch etvvas mehr Engagement not­
wendig, das Sie in der nächsten Legislaturperiode aufbringen 

sollten, um die Reform an den Schulen voranzubringen. Es ist 
einiges gemacht vi1orden, das gebe ich zu. Sie haben die _ 
Selbstständigkeit der Schulen auf Ihre Fahnen geschrieben. Es 
ist auch in diese Richtung gearbeitet worden. Das ist richtig. 
Ich meine aber, dass die Schulen ihr.eigenes Budget und Per­
sonalwahlrecht bekommen. 

Auch eine Reform, die Sie nicht angepackt haben, ist zu nen­
nen, nämlich die Reform des Dienstrechts in den Schulen. Die­

sem Thema sollten Sie sich wi~men. Sie sollten die Qualitäts­
managementaufgaben, die Sie sich gestellt haben, auch um­
setzen. Die zaghaften Anfänge mit den bisher gemachten 
Untersuchungen sollten weiter- und zu Ende geführt werden. 

Das wäre wi~htig für ein Programm der nächsten fünf Jahre. 

Meine Damen und Herren, ich habe gerade vorletzte Woche 
wieder mit Schulelternbeiräten zusammengesessen. Die EI= 
tern in den Schulen würden gern an der Schulreform mitwir­
ken. Sie müssen-sie aber lassen, Sie müssen sie mit einbinden 
in eine innere Schulreform, damit auch Iieue Organisations­
formen zustande kommen. 

(Beifall des BONDNIS 90fDIE GRÜNEN -
Glocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren, auch die Reform der L_ehrerausbil­
dung zu mehr Pädagogik und Praxis ist ein offener Punkt. Es 
sollte auch möglich sein, dass Sie wirklich diese Punkte in der 
nächsten Periode aufgreifen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, vielleicht erlauben 
Sie mirzum Schluss noch ein paar persönliche Anmerkungen. 
Es ist das letzte Mal, dass ich hier.vor Ihnen reden werde. Der 
Abschied fällt nicht unbedingt leicht. Aber ich darf mich bei 
allen Kollegen und Kolleginnen hier im Hause herzlich be­
danken. Ich darf mich bei der SPD-Fraktion herzlich bedan­
ken, Sie haben immer versucht, sich mit mir auseinander zu 
setzen. 

(Heiterkeit bei derSPD) 

Das ist wirklich schön gewesen. Das hat Spaß gemacht. Ich 
darf mich auch bei den CDU-Kolleginnen und Kollegen herz­
lich bedanken. Ich sage ganz ehrlich, ich gehe mit einem an-

deren Bild von Ihnen aus diesem Landtag, nämlich mit einem 
positiveren Bild. 

(Schwarz, SPD: Also jetzt aber!) 

- Entschuldigung,_ das darf man doch sagen, wenn man hier 
das letzte Mal redet. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich darf mich auch bei der F.D.P. bedanken. Sie haben sich mit 
mir auseinander .gesetzt. Das war immer fair. Das ist auch 

wichtig zu betonen. Es kann auch anders gehen. 

Herr Zöllner und Frau Götte, auch Ihnen meinen Dank; denn 

Sie haben uns immer Auskunft gegeben. Das ist wichtig für 
die Arbeit. Sie haben uns fair behandelt. Deswegen konnten 
wir auch etwas Qualitatives abgeben. Das geht aber nur a·uf 

- der Grundlage dessen, dass Sie uns die Informationen auf An­
fragen zur Verfügung gestellt haben._ Ich darf mich also ins­
gesamtfür den selir respektvollen Umgailg miteinander noch 
bei Ihnen allen bedanken. Wenn Sie Lust haben, kommen Sie 
anschließend nach diesem Punkt der Tagesordnung noch hi­
nunter_ in den Landtagskeller, dort gibt es einen _kleinen Um­
trur:~k. 

Danke schön. 

(Beifall im Hause) 

• 

• 
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Vizepräsident Heiitz: 

Meine Damen und Herren, für die F.D.P.-Fraktion erteile ich 
Herrn Abgeordneten Creutzmann das Wort. 

Abg: Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege~Mittrücker, das Tliema stand schon einmal auf 

der Tagesordnung. Herr Kollege Kuhn hätte eigentlich dazu 

reden sollen. Er hat gesagt,- mach du das einmal. 

_(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe die Rede des Herrn Kollegen Kuhn. Ich habe -mir ge­

dacht, ich muss mich einmal erkundigen, wie das in der Praxis 
ist. Ich-hatte meine Vorstellungen, wie das in der Praxis ist. Ich 
habe in unserem Hause bei der BASF angerufen und gefragt, 
wie denn das in der Praxis aussieht. Bei uns, das ist die kleine 
chemische Firma, bei der ich gelegentlich noch bin. Herr Kol­
lege Mittrücker, meine Kollegen bestätigen mir das, was ich 
von vornherein angenommen h~be,dass Sie mit Ihrem -An­
trag völlig falsch liegen. 

(Bjschel, CDU: Nichts anderes e~wartet!) -

- -Herr Kollege Bische), hören Sie einmal zu. 

Ich willihnen auch sagen, warum. WennSie heute ,;B2B", al­
so Business-to-Business, machen, Elektronic-Commerce, dann 

müssen Sie Kompetenzen in Ihrem Fachbereich besitzen. 
Wenn Sie elektronischen Handel machen, was die BASF im 
An- undVerkauf weltweit macht, dann müssen Sie Fachkom­
petenzen als Verkäufer besitzen. Dann müssen Sie zusätzlich 

noch Qualifikationen im Multimedia-Bereich erlernen und er­
werben. Wenn Sie mir zunicken, dann frage ich mich, warum 

brauche ich ein eigenes Studienfach. Das Gleiche haben Sie in 
der Betriebswirtschaft. Sie haben_in der Betriebswirtschaft 
Studienschwerpunkte, die Sie erlernen müssen. Zusätzlich 

kommt natürlich heute der Bereich der Informatik oder der 
Bereich des elektronischen Handels hinzu. r~atürlich haben 
Sie Recht, dass E-CommerceJn Zukunft gigantisch sein wird. 

Gerade in der Chemischen Industrie wird der An-_ und Ver­

kauf chemischer Produkte in Zukunft g-rößtenteils über E­
Commerce oder Business-to-Business abgerechnet. 

Deswegen ist es natürlich wichtig, dass Sie die Kompetenz für 
- E-Business besitzen. Aber die Kompetenz ei-lernen Sie nicht in 

einem eigenen Studienfach, wie Sie es in Ihrem Antrag auf­
geführt haben._indem Sle sagen, Diplomkommunikationswirt 
mit Schwerpunkt Electronic Business, sondern Sie erlernen 

dies in den einzelnen Fäc~ern, die Sie studieren. Sie müssen 
sich dann die Fertigkeiten für E-Commerce hinzu erwerben. 

(Mittrücker, CJ;>U: Anwendungs­

kompetenz!) 

Natürlich geht es um die Anwendungskompetenz. -Das- ist 
entscheidend, schlicht und einfach. Ich bleibe bei dem Bei­
spiel. Ein Großteifdes An- und Verkaufs wird zukünftig elek­
tronisch-abgewickelt.- Wenn Sie keine Fach- und Sachkompe­
tenz als Einkäufer haben, nutzt lhnen_auch E-Commerce und 
E-Business nichts, Sie werden dann nicht ins Geschäft kom­

men. Sie haben bei E-Business teilweise eine andere Technik 
der Ausschreibung, des Bietens und Feilschens, um- beste 

Einkaufs- und Verkaufspreise zu erzielen, wie wir es in der 
BASF auch schon praktiziert haben. Dies ist sicher neu. Ich be­

tone noch einmal, Sie müssen die Sachkompetenz in Ihrem 

Fachberei~h besitzen. Deswegen muss ich sagen, bringt es gar_ 
nichts, wenn Sie einen eigenen Studiengang einführen. Sie 
müssen Studiengänge sicher ergänzen. 

Herr Kollege Mittrücker, viel entscheidender is~, wir müssen 
ein individuelles Lernen ermöglichen, das beginnt in der 
Schule, gilt aber auch für die Hochschulen~ da wir da eine 
Halbwertzeit des -Wissens von teilweise zwei bis drei Jahren 
liaben. Wir müssen modulares Lernen ermöglichen. Wir m(is-

- senden Menschen beibringen, wie man sich permanent wei-
- terbildet, also E-Learning, Elektronie Learnlng, was individu-

ell gestaltet werden kann; d~s ist ein Stück Zukunft. Das hat 
auch die Chance, de~ Auffassungsgabe der ein;zelnen- Men­
schen, diedaran teilnehmen, gerecht zu werden. Ich muss Sie 
leider enttäuschen, Ihr Antrag liegt_völlig schief. Deswegen 

-können wir ihm nicht zustimmen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Das, was die Koalitionsfraktionen beantragt haben, ist der 
- richtige Weg. 

Meine Damen und_Herren, vielen Dank für die Aufmerksam- _ 
keit. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen -und Herren, für die Landesregierung spricht 

der Bildungsminister Professor Dr. Zöllner. 

Prof. Dr. Zöllner,-

Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, ~eine Dameil imd Herren! Wenn die Opposi­
tion Recht hat, hatsie Recht. 

(Keller, CDU: Nur kriegt sie 
nicht Recht!) 

Herr Dahm, wir müssen die Bundesregierung loben,_wir müs­

sen _Frau Bulmahn loben, die sich offensichtlich-so gut hat be­

raten lassen. Ich will dies gern an dieser Stelle auch tun. 

_ (Vereinzelt Beifall bei der SPD) 
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Vielleicht finden wir einmal den Berater, der ihr -die ·guten 
Ratschläge gegeben hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die beiden Anträ­
ge, die es zu behandeln gilt, greifen zwar die gleiche Thema­
tik auf, aber sie unterscheiden sich dennoch ganz erheblich. _ 
Anliegen beider Anträge ist es,_ im System der rheinland­
pfälzischen Ausbildungseinrichtungen dafür Sorge zu tragen, 
dass für den Bereich der zukunftsträchtigen IT-Technologien 
und ihrer Märkte angemessen ausgebildet wird. 

Der Antrag der CDU~Fraktion ist allerdings so einengend for­
muliert, dass letztlich nur die Aufforderung an die Landesre­
gierung übrig bleibt, sie möge einen Diplomstudiengang für 
den Bereich .,Elektronic Business" einrichten und diesen Stu­
diengang dann auch noch mit dem Titel Diplomkommunika­
tionswirt abschließen lassen. Es wird zugleich so getan, als sei 
mit der Einrichtung eines solchens Studiengangs das Thema _ 
.,Elektronik Business" oder überhaupt die Zukunftsfähigkeit 
des Studienangebots unserer Hochschulen erledigt. Der CDU­
Antrag enthält daneben den unterschwelligen Vor\'vurf im 
die Hochschulen des Landes, die aktuellen Entl.vicklungen zu 
verschlafen. Das ist ein Vorwurf, den ich ausdrücklich zurück­
weise. Das Gegenteil ist nämlich der Fall. 

Unbestritten ist, dass im Bereich der neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien und ihrer verschiedenen Nut­
zungsbereiche ein enor-mer Aus-_ und Weiterbildungsbedarf 
besteht. Dieser Bedaii reduziert sich übrigens nicht, wie der 

Antrag der Opposition zu suggerieren scheint, auf Hochschul­
ausbildung. Der ~usätzliche Bedarf umfasst il1 erheblichem 
Maß auch die berufliChe Ausbildung sowie die Fort- und Wei­
terbildungsmaßnahmen. Umschulungen sind in diesem Be­
reich vor allem und nachdrücklich mit eingeschlossen. 

Unbestritten ist auch; dass sich diese Ausbildungsbedarfe 
nicht auf den Bereich des Electronic Commerce oder Eledro­
nic Business- beschränken. Dies kommt im Antrag der Koali­
tionsfraktionen zu_m Ausdruck. Er zielt auf die gesa'!lte Breite 
der Bildungs- und Ausbildungsangebote ab. Er spricht- das ist 
entscheidend- alle Berufsfelder an, die durcn die neuen Tech­
nologien berührt sind. Er fordert und fördert die Eigenver­
antl.vortung der Bildtmgseinrichtungen. Nur, wenn Sie es in 
Eigenverantwortung in die Hand n-ehmen, werden wir in die­
sem sich unheimlich schnell weiterentwickelnden Bereich Er­
folg haben. _Wie sehr sich dieser Kurs <!ls richtig erweis~ und 

_ längerfristig auch tatsächlich auszahlt, wird beispielhaft an 
den lnformatik-o_rientierten S_:!:udiemangeboten deutlich. 

Meine Damen und Herren, die Hochschulen- Sie von der CDU 
scheinen das vergessen zu haben oder ignorieren das- haben 

mit UnterstütZung der Landesregierung allein zwischen 1995 

und 1999 die Zahl der Studienplätze in diesem Bereich. um 

fast 50 % gesteigert; dies Woh-lgemerkt gegen den damali­
gen Zeitgeist. Wir haben Kritik in dieser Zeit hingenommen 
und tr~tz zeitl.veiliger Unterauslastung aufgrund zurückge­
hender Nachfragedas Angebot auch inhaltlich ausgeweitet. 
Dies gilt übrigens auch für den Bereich des Electronic Com­
merce. 

Von den verschiedenen Weiterentwicklungen will ich nur 
zwei kurz aktuell ner:men: An der Universität Kaiserslautern, 
wie schon erwähnt, einBachelor-Maste1-Studiengang für das 
Fach lnformationsmanagement, oder an der Fachhochschule 
Koblenz, Standort Remagen, _laufen_ zurzeit Bestrebungen, 
einen Studiengang zu eritl.vickeln, der auf herköm-mlichen 

_-wirtschaftlichen Grundlagen aufbauend Electronic Business 
und Logistik: iri einerVgrtiefuogseinrichtung vereinigt. 

Einen ähnlichen Weg hat die Landesregierung mit dem Pro­
gramm zur Förderung der Kompetenzzentren eingesc_hlagen. 
Von den 16 jetzt geförderten Kom(letenzzentren befassen 
sich - man höre - allein sechs mit der lnformationstechnolo­
gie, darunter eins ganz speziell mit dem -Bereich Electronic 
Business an der UniversitätTrier. Bei weiteren sechs ist die 
fachspezifische Informationstechnologie Teil der weiterzu­
entl.vickelnden Methoden. Insofern bedeutet dieses-Program· 
eine ganz erhebliche Verbesserung und Stärkung dieses Be­
reichs an den Hochscbulen des Landes. 

Selbstverständlich beschränken sich aber die Aktivitäten der 
Landesregierung zur Förderung dieses IT-Bereichs nicht allein 
auf die_ Hochschulen. IC:h -erinnere beispielhaft an die neuen_ 
Ausbildungsberufe im IKT-Bereich, in denen- im Jahr 2000 

über 40% mehr neue Lehrverträge als im Vorjahr abgeschlos-' 
senwurden. 

Jedes Ressort dieser Land-esregierung - ich betone: jedes Res­
sort- könnte zudem eine beeindruckende Liste von Maßnah-­
men und Förderprojekten vorstellen, mittels derer Qualifika­
tionsmaßnahmen ermöglicht wurden. Um es auch an dieser 
Stelle noch einmal zu sagen, Ausbau und Konsolidierung von 
Aus- und Weiterbildungsangeboten im IT-Bereich zählen seit 
vielen Jahren schon zu den wichtigen Aufgabenbereichen, 

denen sich seitens der Landesregierung auf unterschiedliche 
Weise gewidmet wird. Dies gilt für die Erstausbildung ebenso 
wie fü~ Weiterbildung allgemein u11d auch für zielgerichtete 
Fortbildungsangebote zum Zi.'Veck des beruflichen Wieder­
einstiegs. Diese Bemühungen finde ich im Antrag der: Koali­
tionsfraktionen sehr- hilfreich-- aufgegriffen und unterstütze 
sie nachdrücklich: 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident H~inz: 

Meine Damen und Herren, da keine weiteren Wortmeldun~ 
gen vorliegen, kom!llen wir zur Abstimmung, und zwar un­
mittelbar über den Antrag der CDU~Fraktion - Drucksache 

13/5810 -, da die Beschluss~mpfelilung die Ablehnung emp-
fiehlt. -

• 

• 
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Wer dem Antrag zustimm~n möchte, den bitte ich um das __ 
- - Handzeichen! -Danke schön. Gegenstimmen?- Danke sc.hön~. 

De! Antrag ist-mitden Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen 
die Stimmen der CDU und des B_ÜNDNIS-90/DIE GRÜNEN ab­
gelehnt. 

Wir stimmen nun übeLden Alternativantrag der Fraktionen 
der SPD und F.D.P. - Drucksache 13/5906 - ab, da die Be­
schlussempfehlung die unveränderte- Annahme empfiehlt. 

Wer dem Alternativantrag zustimmen möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen! - Danke schön. G_egenstimmen? - Dan­
ke schön. De_r Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. 
und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
CDU angenommer:J. 

- Meine Damenund Herren, Ich rufeals letzten Punkt:für heu­
te Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Abschaffung der Arznei- und Heilmittelbudgets 
Antrag der Fraktion der CDU -

- - Drucksache 13/6065-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Sozial­

·politi!i~hen.Ausschusses 

-Drucksache 13/6444-

Zunächst erteile ich dem Berfchterstati:er---

(Bruch, SPD:· Verzicht!) 

-Das _erübrigt sich. Danke. Dann kommen wir zur Aussprache­
über den Antrag: 

Für die -(DU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 

Dr. Rosenbauer das Wort . 

Abg~ Dr. Rosenbauer, CDU: -

_Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her­
ren! Das Arznei- und Heilmittelbudget gefährdetdie medizi­

__ nische Versorgung derdeutschen Bevölkerung._ 

(Dr. Braun, BÜNDNIS ~0/DIE GRÜNEN: 

Von wann ist das? Der Spruch 
- ist doch schon älter!) 

-·Auch Sie sind gefährdet. Sie merken heute, dass Sie auch 
medizinisch Unbedingt notwendige Arzneimittel nicht mehr 

bekommen, sie der Arzt nicht verschreibt, weil ~r~ durch die 
Budgetierung dazugezwungen ist. Dies kann nicht Sinn uni:! 
Zweck einer Gesundheitsreform sein. 

(Beifall der CDU) 

Die Problematik sehen Sie insbesondere am Ende des Quar­
tals und am Ende des Jahres. Gehen Sie einmal hinaus und 
frag_en Sie die Bürgerinnen und Bürger. Dann wird der Arzt 
immer wieder das Gespräch mit Ihnen suchen und mitteilen, 
dass er nicht mehr in der Lage ist, die entsprechenden-Arznei- _ 
mittel zu verschreiben. Das Schlimme an der Budgetierung 

ist, dass dann, wenn das Budget ausgeschöpft ist, der sozial 
Schwache getroffen wird.-

(Schweitzer, -sPD: So ein Mist!)· 

Er muss dann nämlich die Kosten zu ·100 % tragen, ist dazu 
aber of!: ökonomisch riicht in der Läge. Dies ist völlig unsozial. 

(Beifall der CDU) 

Ich sage Ihnen -zweitens, es ist nicht nur die Budgetierung bei 
den Arzneimitteln,- die uns· große Sorge bereitet, sondern 

auch die _Budgetien:mg bei_ Massage, Krankengymnastik, Lo~ 
gopädie und Ergotherapie. Auch diese Leistungen können 

nicht. mehr erbracht werden. Dazu möchte ich- ein Beispiel 
nennen. Schlaganfallpatienten werde-n heute sehr intensiv im 
Krankenhaus behande_lt. _Aber dan-ach ·ist das Budget. er­
schöpft, sodass die anschließend benötigte logopädische Be~ 
handlung nicht mehr durchgeführt werden kann. Eille solche 
Politik können doch wohl auch SPD und GRÜNE_nicht wollen. 
Organisieren Sie den Bereich des Arznei- und Heilmittelbud­
gets neu. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-F~akticin erteile - ich -Herrn Abgeordneten 

Brinkmann das Wort. 

Al:ig. Brinkmann, SPD: 

Herr- Präsident, ·meine Damen und Herren! Ich habe schon · 

festgestellt, wie sich die Reihen bei den Antragstellern in den 

letzten MinUten geleert haben. 

(Sch\veitzer, SPD: Wundert da~?­
·Dr. Schmidt, SPD: leerge;ed_et!) 

·Herr Dr. Rosenbauer, ich weiß nicht, ob der Beitrag, den Sie 
jet~gebracht haben, noch noti.'llendig war. 

(Vereinzelt Beifall b~i der SPD­
Kramer, CDU: Na, na!Das istauch 

nicht notwendig L-­
Zurufl(on-der SPD: Nein, 

das wardie Ursache!) 

,· 
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Ich frage mich auch; wo der politische - ich betone: der politi­
sche -Hintergrund für diese Besserwisserei ist. Das frage ich 
mich wirklich, weil ich mich noch bestens datan erinnere - ich 
erinnere Sie -jetzt auch daran -, was nach dem Regierungs­
wechsel in Berlin als Erstes gemacht werden musste. Zunächst 
-einmal mussten über das so genannte Solidaritätsbeitragsge­
setz die allerschlimmsten Ungerechtigkeiten beseitigt wer­
den. 

(Beifall der SPD) 

Denken Sie an die 20-0M-Beiträge für Krankenhausaufent­
halte, denken Sie an die Zuzahlungen für alle möglichen Din- _ 
ge, durch die die Patienten belastet wurden, denken Sie an 
die gewaltigen Einschnitte im Kur- Uf!d Reha-Bereich, oder 
denken Sie an diese Witzregelung im Zusammenhang mit 
dem Zahnersatz, bei der Sie eine fiktive Altersgrenze festge­
legt haben, dem einen zugute_ kommend und den anderen 
bestrafend. Das ist unglaublich und kein Grund für Besserwis-­
serei. 

(Beifall der SPD) 

Die CDU hatte die einfachen Menschen viel zu sehr_zur Kasse 
gebeten. Sie hat mit ihren zahlreichen Kostendämpfungsge­
setzen- eins folgte nach dem anderen und wurde hurtig ge­
schmiedet- für soviel Wirrwarr gesorgt, dass sie völli~ unge­
eignet ist, heute als gesundheitspolitischer Berater aufzutre­
ten. 

(Beifall der SPD) 

Wenn gerade Sie als CDU 

(Schweitzer, SPD: Gebissreiniger!­
Heiterkeit bei der SPD) 

gegen die Budgetierung reden, erinnern Sfe sich bitte daran, 
dass HerrSeehofer, solange er noch die politische Verantwor­
tung für die Gesundheitspolitik trug, der Vater dieser Budge­
tierung war. Als sich gegen Ende seiner Amtszeit d!e Einstel­
lung gegenüber der Budgetierung änderte- diese Interpreta­
tion wage ich jetzt einmal-, hat er gemerkt, wer ihn bei ·den 

bevorstehenden Wahlen nicht mehr wählt. Dann hat er lieber 
andere belastet, die ihn ohnehin nicht gewählt hätten. Das 
war ein bauernschlauer politischer Zug, 

(Beifall der SPD) 

aber nicht urib_edingt ein Ergebnis sachlicher Abwägimg. 

(Mertes, SPD: Die F.D.P. ist 
wie gefesselt!) 

Den Hinweis, dass ein Budget im Gesundheitsbereich völlig 
falsch sei und über den Markt geregelt werden müsse, halte 

ich allerdings für sehr wagemutig-. Wir wissen, wer die Leis­
tungserbringer sind und wer für die Ang-ebote sorgt. Sie wer­
den für die entsprechenden Angebote, die dann finanziert 
werden müssen, auch nachh~lltig Sorge tragen. 

Wir wissen aber auch, wer die Angebote in Anspruch nimmt. 
Das sind in der _Regel fachlich überforderte_ Patienten, die 
nehmen, was ihnen geboten wird. Ihnen bleibt gar keine an­
dere Wahl. Diese ganz einfach skizzie(.ce Ausgangssituation 
steht überhaupt nicht im Zusammenhang mit Angebot und_ 
Nachfrage und der Regelung durch den Markt: 

Ich ~yeise darauf hin, wie sich die Zahl der Leistungserbringer 
in den vergangehen Jahren vergrößert hat. Es werden immer 
_mehr, und das hat seine Konsequenzen. Darüber hinaus ist 
das Angebot an Waren und Leistungen immer vielseitiger ge-.­
worden, Wenn es- entsprechend genut?t wird, geht das alles 
zu lasten der Kostenträger 

(Glocke des Präsidenten) 

und muss seine Ko_nseql.lenzen haben. 

Ich bin kein leidenschaftlicher Anhänger der Budgetierung. 
·Ich würde gern ohne die Budgetierung auskommen, aber 
dann muss mir jemand sagen, wie es besser funktioniert. 

(Mertes, SPD: Das ist es!) 

Es gibt in jedem Betrieb und in jedem privaten Haushalt eine 
Budgetierung. Ich kann- nicht nachvollziehen, weshalb sie 
ausgerechnet in diesem Bereich völlig falsch sein soll. 

(Beifall der SPD) _ 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Bill das Wort. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Wenn es heute um Arznei- und 
Heilmittelbudgets geht, wollen wir vielleicht zunächst einmal 
_fragen, wer diese Budgets erfunden hat. Das wissen alle, und 
deshalb haben die-entsprechenden Personen den Saal verlas­
sen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) _ 

Die grüne Ministerin hat die Budgets auf jedenfall nicht er­
fi.mden. Sie hat die Budgetierung von ihren Vorgängern ge­
erbt. Meine Damen und Herren von der CDU, ich stellte fest, 
dass-Sie das, was Sie jetzt so leidenschaftlich bekämpfen, in 

Ihrer Regierungszeit selbst eingeführt und praktiziert haben. 
Jetzt praktiziert dies eine grüne Ministerin oder neuerdings 

• 

• 
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eine SPD-Ministerin, und nun ist all das-schlimm, vyas.zuvor 
von der CDU für gut-befunden -wurde.-So einfach können Sie 
sich das aber nicht machen, meine Damen und Herren von 

- derCDU. 

(Beifall des BÜNDNIS 90lDIE GRÜNEN 
und derSPD-

M-ertes, SPD: Jetzt ist das ein 
Fehler, vollkprrimen klar!) 

Die Budgetierung ist zwar kein Selbstzweck, aber zurzeit ein- -
notwendiges Mittel, um die Kosten im Gesundheitswesen im 
Griff zu halten. Die Budgetierung ist aber kein Phänomen-des 
GesundheitsbereiChs. 

Ei !Je üb~rzeugende Alternativ_e ist zurzeit nicht in Sicht. -Die_ 
- CDU weist sie schon gar nicht auf. ln dieser~Richtung habe ich 

noch nie etwas von Ihnen gehört. 

-(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE ~RÜNEN) 

Ihr Plädoyer für Riebtgroßen bleibt schwammig und wirft 
mehr Fragen auf, als diese lösen könnten. Entgegen dem von 
Ihnen im Antrag en:veckten Eindruck ist es den Ärztinnen und_ 
Ärzten in begründeten Fällend-urchaus möglich, das Arznei­
und Heilmfttelbudget zu überschreiten. Im Falle der~ichtver-­
schreibuog lebensnotwendiger Medikamentewürden sie sich 
sogarstrafbar machen. Das ist-reine_Polemik, die:Sie betrei­
ben, und das wisse-n Sie ganz genau. 

Dh~ CDU hängt sich aber immer wieder gern an Pariikmeldull­
gen. Das ist in diesem Bereich meines Erachtens aber nicht zu 
verantworten. Dassollten Sie sich gut überlegen. 

Einzelne Problemfälle bei Verordnungen - das wissen auch 
Sie-, die_nicht dem System, sondern Fehlern-in der FeiQsteue­

rung anzulasten sind, sollen aus dem Zusamm~nhang geris­
sen den Anschein erwecken, den Patienten würde durch die 
G~sundheitspolitik der Bundesregierung die notwendige Be­
handlung vore11thalten, es herrsche sogar die Zwei-Klassen-

. _ Medizin. 

_Meine Dame[! und·Herren, Sie Wissen, dass das·Panikmache 

ist. Damit nehmen Sie den_ Patientinnen u·na ·Patienten die 
Chance, sich zu wehren, weil Sie sie damit für dumm verkau­

fen. Es ist nicht so, wie Sie das darstellen. 

Sie folgen im Prinzip der durchsichtigen Versuchung, die Bud­
-getierung in ihren Auswirkungen bis in alle Einzelheiten der 
Politik anzulasten, obwohl die Gesetzgebung Lind das Ge­

s~ndheitsministerium nur Grundlagen. vorgeben. Vielmehr 
_ sind es die Leistungsträger, nämlic~ die KrankenKassen und 
_die Kassenärztlichen Vereinigungen, die .die Verträge. aus-

- -
handeln. Herr Dr. Rosenbauer, das wissen auch Sie. Ob die~ 
Vonseiten der vier Kassenärztlichen Vereinigungen in Rhein-

Iand-Pfalz wirklich professionell genug gemacht 1:vird, daran 
sind - gelinge gesagt - Zweifel erlaubt. Wenn es ein Problein 
gibt, ist es dieser Bereich, in dem es längst ül:lerfällig ist nach­
zuhaken: 

Es ist richtigL dass die Kosten für Arzneimittel zuletzt deutlich 
-gestiegen sind, während die Kosten für Heilmittel aus sach­
lich nachvollziehbaren Gründen leicht abgesenkt. worden 
sind. Allerdings macht sich· bemerkbar, das _tiat auch Herr 
Brinkmann vorhin gesagt, dass die Zahl der-Ärztinnen-und 
Ärzte und der -Massagepraxen im vergangenen Jahrzehnt 
_sprunghaft angestiegen ist. Der Kuchen mu~s also unter mehr 
Leistungserbringerinnen und -erbringern verteilt-werden. 

Meine Damen und Herren, es_ kann in dieser Hinsicht keine 
Besitzstandsgarantie_ geben, die es in anderen Bereichen 
schließlich auch nicht gibt . 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Schauen Sie sich einmal den ArbeitSmarkt an, für Iiven dort 
-Besitzstandsgarantien gelten. 

Meine_ Damen und Herren, das_ System der kassenärztlichen 
Versorgung der Bev_ölkerung_ ist beileibe nicht dazu da, dass 
sich möglichst viele am Ges~ndheitswesen goldene Nasen 

·verdienen. Viefmehr geht es darum, ohne unangemessene _-_-
Belastung der Lohn- und Arbeitskosten eine hochwertige 
Versorgung der Bevölkerung mit gesundheitlichen Leistun­
gen, also auch mit Arzn_ei- und Heilmitteln, zu gewährleisten. 
Ich stelle fest,_ dass dies gesichert ist und das Arzqei- und Heil~ 
mittelbudgetdabei auf absehbare Zeit_eine notwendige Auf­
gabe übernimmt. Deshalb lehnen wir den A-ntrag- der CDU-­

Fraktion ab. -

_(Beifall des-BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz:·_ 

- kh erteile der Äbge9rdneten.Frau Pahler äas Wort . 

Abg. Frau Pahler, F.D.P.: -

_Herr Präsident, !Tl eine Damen und Herren! Sicher werden alle 
im Hause bedauernd bejahen, was eine Zeitung zum Land­
tagsllliahlkampf schrieti: Aus landespolitischen Themen kön-

. nen die· Parteien keinen Honig saugen.- Doch- dabei netime 
·ich niemanden a·us - wie oft werden schließlich mit entspre­
-chenden Klimmzügen bundespolitische Themen so verpackt, 
_dass sie in AktuellenStunden und Anträgen zu landespoliti­
schen Auseinandersetzungen herhalten können. So <iuch der 
vorgelegte Antrag der CDU. _ 

(Verejnzelt Beifall bei der SPD) -
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Er hat a_ber noch eine ganz besondere Qualität, -weil er nicht -
den-Funken einer eigenen geistigen Anstrengung bei der For­
mulierung enthält, 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

sondern lediglich die wortgetreue Abschrift eines F.D.P.­
Antrags der Bundestag;fraktion ist. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dort heißt es, .. Der Bundestag möge beschließen", während 
es hier heißt, .,Der Landtag möge geeignete Maßnahmen er­
greifen". 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Schwarz, SPD: Geistiger Diebstahl!) 

Damit ist wieder der Dreh geschafft, bundespolitische Ver­
antwortung an uns zli binden. Darum geht es aber letztlich 
auch nicht. 

Meine Damen und Herren, die inhaltlichen FeStstellungen, 
die von der F.D.P.-Bundestagsfraktion getroffen worden sind, 
sind in Ordnung. Ich becjauere es trotzdem, dass der Patient 
und Kassenzahler dabei aber letztendlich wieder hur als Ob­
jekt des Handeins anderer Interessengruppen auftaucht. 

50 Gesetze, 7 000 Verordnungen, immer neue Kostendämp­
fungsgesetze rütteln seit vielen Jahren unser Gesundheitswe­
sen durch. Die Mittel der Bewirtschaftung zum Beispiel des 
Ärzteangebots durch Beschränkung ihrerAnzahl oder durch 
zentimeterdicke Leistungskataloge, um ihr Einkommen zu 
begrenzen, hat in Deutschland Tradition. 

Meine Damen und Herren, ein Ende der Budgetierung, in 
welcher Form auch immer sie daherkommt, ist ein Ziel. Es ist 
das Ziel, aber nicht der Anfang für Erfolg versprechende 
Schritte zu einer Verbesserung im Gesundheitswesen. 
Schließlich istdie Aufstellung von Budgets auch nur Ausdruck 
für den letzten hilflosen Versuch, ein völlig aus dem Lot g·era­
tenes System wieder in den Griff zu bekommen. 

Budgets außer Kraftsetzen und dann brichtdie heile Gesund­
heitsweit aus, wer glaubt schon an diese Vorstellung?· 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Die negativen Erfahrungen mit dem Budget zum Anlass zu 
nehmen, an die Ursachen dieser Fehlent-;.ricklungen zu ge­
hen, dafür wäre endlich die Zeit und die Stunde. Dazu müs-

. sen aber unbequeme Wahrheiten konsequent angesprochen 
und durchgesetzt werden. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

. Sie müssen sich an alle im Gesundhe_itswesen Tätige richten, 
an die Pharmaindustrie, an die Krankenkassen, an die Kassen-

mitgliederund natürlich auch an die Patienten und an die Po­
litiker, die die Rahmenbedingungen setzen, 

Die Grundforderung muss zum einen heißen, das Gesund­
heitssystembraucht Transparenz, Wettbewerb und Eigenver­
antwortung, und zum anderen müssen die Beiträge auch mit 
Blick auf die Lohnnebenkosten stabil bleiben. 

Dazu müssen wir dann aber auch fordern: 

1. Die Pharmaindustrie muss in unserem Land bleiben können 
und auch medizinische Forschung im Dienst kranker Men­
schen durchführen können, 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

und über die anstehenden Kosten innovativer neuer Medika­
f!Jente muss dann bitte auch laut geredet werden. Dies ist 
nicht nur als Belastung für die Krankenkassen, sondern auch 
als gesamtvolkswirtschaftlicher Nutzen, zum Beispiel für die 
Erhaltung von Arbeitskraft,zu sehen. _ 

2. Die erbrachten Leistungen der im Gesu_ndheitswesen Tätic 
genmüssen die Nutzer endlich in ihrer Kostenhöhe einmal er­
fahren dürfen. Wie günstig manche Leistungen für den Kran­
ken erbracht werden, würde dann zu mancherneuen Einsicht 
auch bei den Patienten führen. 

(Beifall bei F.D.P, und SPD) 

3. Die Krankenkassen .müssen endlich in die Lage versetzt 
werden, ihren Einzahlern unterschiedliche Varianten von 
Versicherungsleistungen; Selbst~eteiligungen und Rücker­
stattungen anbieten zu dürfen. 

(Beifall der F.D.P.) 

4. Der Kassenzahler muss entscheiden dürfen, welche Risiken · 
er absichern will und die sich daraus ergebenden -finanziellen 
Belastungen kennen. Das ist zudem mit Sicherheit der beste 
Weg, um zum Nachdenken zu verleiten, zu verantwortlichem 
Handeln für die eigene Gesundheit und für die Prävention. 

(Beifall der F.D.P.) 

5. Der Patient braucht wesentlich mehr Informationen, mehr 
Mitsprache, um schließlich auch verantwortlich im Maß seiner 
Möglichkeiten an der Bewältigung seiner Krankheiten mit~ 
.wirken zu können . 

(Beifall derF.D.P.) 

6. Politik darf nicht so tun, als könne sh:! mit den Mitteln von 
gestern völlig veränderte Rahmenbedingungen von heute 
und morgen beherrschen. 

• 

• 



• 

• 

Landtag Rh~inland-Pfalz -13. Wahlperiode -127. Sitzung, 14. Februar 2001 9595 

wre stark sich der demographische Faktor im Gesundheitswe­
sen auswirken wird, darüber wurde e-rst kürzlich in Berlin ge­
stritten. Nur wo sind die Antworten auf die wachsenden Pro­
bleme? Wenn wir nur an einer Stelle des Systems den Lei­
densdruck wegnehmen und nicht sagen, an welcher Ecke und 
zulaster1 welcher Betroffenen wir fhn dafür erhöhen, und bei-­
des tun, ohne eine richtige Lösung für a[le herbeizuführen, 
welchen Pyrrhussieg hätten wir dann errungen? 

(Beifall der F.D.P.) 

Die F.D.P. hat in den zurückliegenden Jahren viele dieser un­
liebsamen Wahrheiten offen ausgesprochen. Sie ist dafür sel­
ten gelobt worden. So falsch waren Ihre Vorstellungen aber 
nicht. 

(Glocke des Präsidenten) 

-Bitte noch ein paar Minuten. Ich bin aber_gleich fertig. 

Sie wieder verstärkt in den Vordergrund zu stellen und sie zu 
ergänzen -mit der immer notwe11diger werdenden öffentli­
chen Diskussion um_Machbarkeit und Grenzen der Medizin, 
dazu bräuchten wir den Willen aller gemeinsam. Nicht des­
hillb, weil man Wahlkämpfer damit munitionieren will, son­
dern weil es gilt, kranken Menschen zu dienen. 

Mit dem Abschreiben eines Antrags sind wir aber keinen 
Schritt weitergekommen in diesem Hause. 

(Beifall der F.D.P. und derSPD) 

Das war es. Sie müss_en mich nun nicht mehr ertragen. 

(Pörlr.sen, SPD: Schade!­
Frau Klamm, SPD: Schade!) 

Ich war nicht immer gegenüber allen bequem;_ ich war aber 
durchaus an der Sache orientiert. Was gut war, konnte ich, 
egal von welcher Fraktion es kam, akzeptieren und in meine_ 
Überlegungen init aufnehmen. Ich habe eine ganze· Menge 
gelernt, und ich habe _eine Menge guter persönlicher Bezie­
hungen entwickelt. Dafür danke ich herzlich. Für meine Ge­
sundheit ist es auch besser, wenn ich gehe. Tschüss! 

(Anhaltend starkerBeifall 
des Hauses) 

Vizepräsident Helnz: 

Für die Landesregierung erteile ich H-errn Staatsminister 
-Gerster das Wort.-

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Liebe Kollegin, lie­
be lngrid, zunächst bekenne ich, dass ich zu den vielen Kolle-

- ginneh und Kollegen gehöre; die bedauern, dass Sie, Frau 
Kollegin, dass du, liebe lngrid, ausscheidest. 

(Beifall des Hauses) 

Auch die letzte Rede war ein Beispiel für das unabh_ängige, 
sachkundige und mutige Urteil, das wir immer an dir ge- _ 
schätzt haben, die Eigenständigkeit deiner Persönlichkeit 
und deine Liebenswürdigkeit als Kollegin. Alles Gute für dich, 
vor allen Dingen natürlich Gesundheit. 

(Beifall im Hause) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, mehrfach ist-der 
Bundesgesundheitsminister einer C-Partei genannt worden, 

_ - der die Budgets im Wese_ntlichen im Lauf der 90er-Jahre ein­
geführt hat. Derselbe G~sundheitsminister, Horst Seehofer, 
hat dann allerdings ungefähr um 1996 herum seinen 'Frieden 
mit_ den Anbietern gesdilossen und gesagt:· Es muss mehr 
Geld iils System, damit endlich der unfruchtbare Streit auf­
hört, dass sich der Gesundheitsminister mit den Ärzten, den 
Krankenkassen; den Krankenhäusern und der Pharmaindu-

- strie -herumschlagen muss._- ~Er hat seine Lösung für dieses 
Problem gefunden ·und sie teilweise umgesetzt. Er hat näm­
liCh die Mehrausgaben des Gesundheitswesens im Wesentli­
chen durch_ ZuzahlunlJen und durch Herausnahme _aus dein 

- Leistungskatalog bei den Prhiathaushalten, bei vielen Men­
schen, bei den Versicherten abgeladen. 

WE:!nn Sie einmal die Statistik der z~veiten Hälfte der 90er~ 
Jahre genau lesen, werden Sie feststellen, dass zwar die Bei­
tragsbelastung in- der gesetzlichen Krankenver;ich-erung 

_durchaus moderat war, also nicht deutlich angestiegen ist, 
dass aber die Gesamtbelastung der Haushalte durch Gesund­
heitsausgaben so gestiegen ist wie- noch nie._ Di(! Privatisie­
rung ist eine Entwicklung, die wir meiner Meinung nach nicht 
hinnehmen können. Das passt dann auch mit bestimmten ge­
sellschaftspolitisch~n Vorstellungen zusammen, beispielswei­
se den Arbeitgeberbeitrag einzufrieren und den Arbeitneh, 
merbeitrag demgegenüber jloaten zu lassen, ihn also \.Veiter 
steigen zu lassen. Wer das macht, hat ein Problem gelöst 

- ohne ZIJI!eifel ~. das ist nämlich das Problem der Lohnneben~ 
_kosten für den Wirtschaftsstandort, aber er hat die- Problem­
lösung ausschließlich bei denen abgeladen, die sich nicht 

wehr~!'! können, nämlich bei den einzelnen Krankenversi· 
cherten. 

(Beifall der.SPD und der F.b.P.) 

Meiner Meinung nach kann das keine moderne Marktwirt­
·schaft sein, wenn der Einzelne nicht überschaut, welche Leis­

tu_ngen gut für ihn sind. Gesundheitliche Leistunge!l sind so 
komplizjert, dass selbst Fachleute oft überfordert sind; wenn 
sle sich außerhalb _ihres ·Schwerpunkts bewegen._ Es_ kann 
nicht sein, dass künftig der Einzelne entscheiden muss, o-b_ der -
Herzkatheter für·ihn not\'vendig ist oder nicht. Das entschei­
den immer noch andere für ihn. Da es andere entscheiden- in 

der Regel Ärztinnen und Ärzte-, muss es bestimmte Regel~n­
gen geben, die das Leistungsgeschehen in Grenzen halten. 

- -



9596 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlpe:riode - 127. Sitzung, 14. Februar 2001 

Es gibt gute, es gibt schlechte. Es ki:mn auch bessere geben als 
zurzeit. Budgetgr~nzen aufzugeben, ohne im gleichen Au­
genblick sagen zu können,_ wie das Leistungsgeschehen auf 
andere Weise iri Grenzen gehalten werden kann, ist schlicht 
verantwortungslos. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Noch etwas. Budget heißt nicht, dass es kein Geld mehr gibt 
-oder eine KassenärztlicheVereinigung die Budgets klug steu­

ert, auch solche in Rheinlanc!-Pfalz. Ich nehme als Beispiel ei­
ne große Flächim-KV, nämlich die hessische, die das Maß der 
Arzneimittelberatung_ ·für die Ärzteschaft, das heißt, der Be­
ratung des Verordnungsverhaltens, optimiert hat. 

Dort, wo die Beraturig der Ärzteschaft über notwendige In­
novationen, über die Möglichkeit, Generika einzusetzen, an­
dere Packungsgrößen zu verwenden, nicht medikamentöse -
Therapie, wo sie sinnvoll ist, stattdessen anzuwenden, wo sol­
che Beratungssysteme aufgebaut und optimiert worden sind, 
we-rden in der Regerauch die Budgets nicht überschritten. 

Ich rede nicht von_ den Folgen fürdie Heilmittel, für Massage­
praxen ufid Ähnliches mehr: Das ist ein eigenes Thema_. Das­
können wir gern diskutieren. Dazu fällt mir eine Menge ein. 
Ich bleibe einmal bei den .Medikamenten im Kern. Ich habe 
nicht gehört, dass dort, wo die Budgetgrenzen eingehalten 
worden sind.- das ist weitgehend in Rheinland-Pfalzder Fall; 
es ist zum Beispiel in Hessen und in anderen Kassenärztlichen 
Vereinigungen, die das sorgfältig gesteuert hab~n. der-Fall-, 
die Menschen schlechter mit Arzneimitteln versorgt-wären. 
Das stimmt einfach nicht. 

Wer so etwas behauptet, muss auch einmal in die Statistik der 
90er-Jahre schauen. Wir-haben 1993 in der gesetzlichen Kran­
kenversicherung ArzneimittelaUsgaben von 31 Milliarden-DM 

-gehabt. Sie sind im Jahr 1998 auf 40 Milliarden DM g~stiegen. 
Das ist ein Zuwachs von 30 % in etwa fünf, sechs Jahren. Wer 

weismachen will, dass 30 % mehr notwendig sind, um die 
Menschen zufrieden zu stellen und sie gesundheitlich aufder 
Höhe der Zeit mit Medikamenten zu versorgen, der erliegt ei­
nem Trugschluss und den Verführungen der Anbieterseite. Er 

-schlägtsich auf eine Seite und sagt: Wir müssen alles tun, was -
dieser Seite zugute kommt, ohne die Qualität beim Verbrau­
·cher,-beim Patienten, beim Versicherten in den Vordergrund 
zu· stellen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

- -
Der Arzt ist im Übrigen in jeder Kassenärztlichen Vereinigung 
und die KassenärZtliche Vereinigung _für ihn-verpflichtet, die 
Versorgung der Versicherten, der Patientinnen und Patien­
ten! sicherzustellen. Das ist der Sicherstellungsauftrag der 
Kassenärztlichen Vereinigung. Ein Kassenarzt, ger zum Bei­
spiel im Oktober oder November sagt, das Budget ist über­
schritten, hat nicht das Recht, einfach die Patientemiersor­

gung für dieses Jahr zu beenden. Meistens sind die Alarm­
meldungen falsch gewesen. ln der Kassenärztlichen Vereini-

_ ·gung Kobl:nz waren sie zum Beispiel immer falsch, nämlich 
immerzu früh und immer auf Kosten Dritter. 

Jetztsind wir bei dem "Thema "Massagepraxen". Schauen Sie • 
sichdie Jahresendabschlüsse an. Die Arzneimittelbudgets wa­
ren imm~r eingehalten. Sie wurden ein Vierteljahr vorher-als 
überschritten gekennzeichnet, damit das Verordnurigsverhal- _ 
teh sozusagen durch EinSchüchterung unter dem Soll bleiot. 
Ein Arzt, der im Einze_lfall sagt-- es -ist so gut wie nie vorge­
kommen; wo es Grenzfälle gab, sind wir tätig gewesen-, das 
Budget ist erschöpft; ich kann Ihnen entweder nicht das opti­
male Mittel verschreiben oder gar kein Mittel, weil das ver­
sch~ebbar ist; was Sie mir vortragen, und Sie nicht einen _pku­
ten Notfall darstellen, und mit dieser Begründung eine Lei­
stung verweigert, widerspricht dem Sicherstellungsauftrag 
und begeht gewissermaß_en Rechtsbruch; damit das völlig 
klar ist. 

(Beifall der SPD) 

Es ist so gut wie nie vorgekommen. Was vorgekommen ist, ist 
ein gewisses taktisches Verhalten einzelner Selbstver\1\lal­
tungskörpersc_haften - ich habe versucht, dies zu ·beschrei­
ben-, wo früh Alarm geschlagen und gesagt worden ist: Leu­
te, die Budgets sind erschöpft. Es hat keinen Sinn mehr. Für -
den Rest des Jahres muss alles Planbare auf das nächste Jahr 
verschoben werden. Siehe da, es hat sich gezeigt, dass die 
Budgets in diesen Selbstverwaltungskörperschaften meistens 
am Jahresende deutlich- unterschritten waren. 

Meine Damen und Herren, es zeigt sich, dass man nicht auf 
alles einfach eingehen sollte, was mit dem Ziel, öffentliche 

- Wirkung zu erzielen, gesagtwird. Ohne Zweifel ist es richtig. 
Ich sage es auch zu lngrid Pahle-r und anderen, dass wir gera~ 

de auch in der Arzneimittelversorgung Innovationen brau­
chen. Wir sind stolz d_arauf, dass wir mit Boehringer lngel-­
heim-ein Weltunternehmen mitten in Rheinland-Pfalz haben: -

-Dieses jst höchst ~rfolgreich und auch sozial engagiert. Wir 
sirid stolz darauf, dass wir mit der BASF zumindest bisher ei­
nen Pharmastandort Knall AG liatten, der aber seinen Stand­

ort nicht verlassen wird, auch wenn e; nicht meh·r im Kon­
zernverbund der BASF ist. So könnte man das-fortsetzen. 

Meine Damen und Herren, natürlich ist innovative Forschung­
notwendig, aber-nicht_ immer als rein_e Addition von Ausga. 
ben. Können wir nicht auch einmal suchen, wo mehr Arznei­
mittelausgabe an anderer Stelle etl.'lfas einsparen und Kran­
kenha-usaufenthalte verkürzen lässt, Operationen erspart 
und anderes mehr? Ich denke, wir sind noch lange nicht am 
Ende der Möglichkeiten. Deswegen_ muss zweifellos \Veiter 
auf das Geld.geachtet werden. Es darfnicht auf Kosten der 

Innovation gehen. Das ist völlig richtig. Wenn es bessere In­
strumente als" Budgets gibt, reden wir darüber. Wenn es bes­
sere Instrumente für die Einhaltung von Budgets gibt als den 

Kollektlvregress, dann reden wir auch darüber. Das tut zur­
zeitdi_e Bundesgesundheitsministerin._ 

• 

• 



• 

• 
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Meine Damen und Herren, wer sich im Gesundheitswesen nur 
auf eine Seite -schlägt, nämlich ausschließlich aufdie.Seite der 
Anbieter-so wichtig und So ernst zu nehmen sie sind -, der 
hat gewissermaßen den Patienten, den Versicherten, den 
Menschen aus dem Auge verloren. Um seine Lebensqualität 
und Gesundheit geht es. Wi~ haben die Verdammte Pflicht, 
zwischen:den beiden Seiten' zu vermitteln Orid dieser Verant.;_ 
wortung ·auch in schwierigen Zeiten gerecht-zu werden. 

(Beifall der SPD. und der.F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

wir. haben noch· eine Wortmeldung von Herrn Kollegen 
Dr. Rosenbauer. Zuerst eine.Kurzintervention. Bitte schön. -

Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und· Her­
ren! Herr Gerster, Sie haben immer die Möglichkeit, lange 
und viel zu reden. -

(Mertes, SPD; Abschreiber! 
Abschreiber!) _.-

Deswegen kann ich gar nicht auf alle-Ihre Punkte eingehen. 
Wer sich auf eine ~eite schlägt---

Herr Präsident---

(ltzek, SPD: Reden Sie ins Mikrofon, 
damit man Sie versteht!) 

Sie müssen sich einmal fragen, auf wekhe Seite Sie sich ge­
schlagen haben. Sie haben sich auf die Seite von Frau Fischer 
_geschlagen. Ihre ei_gene Bundesregierung hat jetzt angetan- · 
_gen, diese Dinge alle zurückzubauen, weil sie so nicht funk-

·_ tionieren. 

(Beifall bei_ der CDU) 

Die Kollektivhaftung ist der erste Punkt. Es gibt Arzneimittel­
budgets. Ist das bald ein Auslaufmodell? Der Kanzler scheine · 
~iner Richtwößenlösung nicht abgeneigt zu sein. Das stand 
in den letztenTagen in den Zeitungen. ___ -

- . . 

(Zurufe aus dem Hause) 

FriiU Paliler---

(Unruhe im Hause)-. 

Herr Präsident, ichfinde es unerträglich. 

(ltzek, SPD: Reden Sie i!JS Mikrofon, 
damit man Sie_ versteht!) 

Von _Ihrer S!!ite _kann hier nur dazwischengerufen werden, 
ohne einmal zuzuhÖren. Wir haben alle zugehört. 

(ZurufdesAbg.ltzek, SPD) 

Jetzt kommen wir zur Sache. 

Frau Pahler,---
. (Zuruf vonder SPD: Sie sind · 

völlig von der Rolle!) 

Frau Pa_hler,---
- (Unruhe im Hause) 

Wiss_en Sie, ich finde Ihr Verhalten wirklich ·unverscnämt. 

· (Unruhe im Hause­

Zurufe vonder SPD) 

Das-ist die ganze Ar-roganz, die tiier.wied~~ durchkommt. 
. -

Frau Pahler;--:. 

Herr Präsident; jetzt geht es wirklich nicht mehr. Ich-lasse mir · 
das nicht gefallen. Sie müssen doch einmal eingreifen. 

Vizepräsident Heinz:-

Meine sehr verehrten Dame!) und Herren, ich bitte um ein 
wenig Aufmerksamkeit für den Redner. ·Ich bitte aber au-ch 

_gleichzeitig den Redner um entsprechenden Respekt. · 

Anschfieße.nd fragen wir den Herrn Minister, ob er zu Ihrer In­
tervention antworten möchte. Danach haben Sie e1ne Rede­

-zeityoh zwei Minuten. Dann istdie Reaezeitabgelauferi. 

Bitte schön. 

Abg. Dr. Rosenbau er, CDU: 

Frau Pahler, auch wenn es heute Ihre letzte Rede war, möch­
te ich Ihnen alles Gute wünschen. 

(ltzek, SPÖ: Das geht nicht! 
Intervention!) 

-Ich komme jetzt zu den zwei Minuten. 

Vizepräsident Heinz: 

Herr Kollege, das erste war eine"Jnterventiori. __ _ 

Abg. Dr.- Rosenbau er, CDU: 

- -
Entschuldigung, ich komme jetzt an meirie zwei Minuten. 
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Vizepräsiderit Heinz: 

Nein, nein, wenn wir schon diskutieren, dann müssen wir bei 
der Geschäftsordnung bleiben. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

- -
Jetzt fragen .wir den Herrn Minister, ob er antworten möchte. 

Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 

Eine Kurzintervention ist keine Frage. 

- Vizepräsident Heinz: 

Wenn der Herr Minister nicht antworten möchte, dann kön­
nen Sie jetzt mit Ihrer Restredezeit von zwei Minuten begin­
nen. 

Herr Kollege, Sie haben das Wort. 

(Unruhe im Hause­
Ministerpräsident Beck: Werden 

wir noch gebraucht?)-

Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 

Frau Pahler, Sie haben eben so getan, als wenn-Sie entdeckt 
hätten, dass der Antrag abgeschrieben ~Jar. Als wir den An: 
trag efngereieht haben, hatten wir schon eine Presseveröf­
fentlichung, dass der Antrag ein F.D.P.-Antrag aus dem Bun­

-destag ist. Das haben wir selbst gemacht. Die Herrschaften 
hier zur linken Seite haben zwar kräftig gelacht, aber-hätten 
Sie das einmal ein bisschen verfolgt, dann hätten Sie es mit­
bekommen können; dass wir selbst in de.r Ausschus_sitzung 
gesagt haben: Gute Leistung, Frau Pahler. - Ihnen ist aber 
eins nicht aufgefalle~: Die Rede, die ich ebel} hier gehalten 
habe, war ganz genau die Rede von Herrn Thomae im Bun- -
destag zu diesem Antrag- wortwörtlich. 

(Mertes, SPD: War abgeschrieben!­
Zurufe und starker Widerspruch bei der SPD­

-Bruch, SPD: Unverschämtheit!­
Weitere Zurufe von der SPD-

Starke Unruhe im Hause) 

- Herr Brinkmann, alle Kritik, die Sie geäußert haben, geht in 
die Richtung, dass Ihr Koalitionspartner und sonst gar 
nichts---

Frau Pahler, c--

Frau Pahler,---

(Unruhe im Hause­
·zurufe von der SPD) 

(Starke Unruhe im Hause) 

Frau Pahler, zwischen dem, was Sie hier ge~ußert haben und 
_dem, wie Sie hier immer abstimmen, liegen Welten. Sie müss­
ten einmal so abstimmen, wie Sie sich äußern; dann wäre uns 
viel geholfen. 

Wir haben den ganzen Prozess der Gesundheitsreform immer 
wieder angesprochen. Es war keine Stellungnahme der Lan­
desregierung in diesem Punkt zu bekommen, weil man un­
terschiedlicher Meinung war. Irgendwann muss man sich ent­
scheiden. 

Die heutige Debatte hat eindeutig gezeigt, dass es eine Mei­
nungseinheit gibt und ·die F.D.P. in diesem Feld woanders 
steht, aber nicht den Mut hat, hier einmal anders abzustim­
men. 

(Mertes, SPD: War das jetzt ein 
Koalitionsangebot oder was?­

Zurufe von der SPD) 

- He~r Mertes, Sie von der SPD, Ihr Bundeskanzler 

(Glocke des Präsidenten) 

wird Ihre eigene Gesundheitsreform nach und nach abbauen· 
und rückgängig machen, weil er mittlenveile genaugemerkt 
hat, dass es völlig in die falsche Richtung geht und diese Din­
ge lange schon sichtbar Werden. 

(Glocke des Präsidenten) 

FragenSie einmal die Bürgerinnen und Bürger,--

Vizepräsident Heinz: 

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist beendet. -

Abg. Dr. Rosenbau er, CDU: _ 

--was die dazu sagen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU­
Zurufe von der SPD­
Unruhe im Hause-

Abg·. Kuhn meldetsich zu einer 
- Kurzintervention) 

• 

• 
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Vizepräsident Heinz: 

Meine sehr verehrten Damen- und H~rren, die Redezeiten 

sind alle ausgeschöpft. -

- Ich möchte nur eine Anmerkung an Herrn Dr. Rosenbauer 

machen: Die Kritik, die Sie vorhin hier angemeldet haben 

- bei Ihrer Lautstärke und Ihren Ausführungen hätte das Glei­
che auch für Sie gegolten -,_ich denke, wir sind quitt, die Re­

dezeit ist beendet. 

Damitkommen wir jetztzur Abstimmung überden Antrag. 

-Ich sehe gerade noch die Wortmeldung zu einer Kurzinter­
vention.lch bitte um Nachsicht, HerrAbgeordneter Kuhn.lch 
erteile Ihnen dazu das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben die Me­

thode der CDU durchschaut. Das ist jedem klar geworden. Ich 
möchte noch einmal betonen, dass wir_ nicht aus inh__altlichen 
Gründen, sondern aus Stilgründen Ihren Antrag ablehnen. 

-(Abg. Dr. Rosenbauer; CDU, melde!­
sich zu einer Kurzintervention) 

Vizepräsident Heinz: 

Das geht nicht, Herr Kollege. 

Meine Dame_n und Herren, die Redezeiten sind ausgeschöpft. , 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag 
- Drucksache 13{6065 -,da die Beschlussempf(;!hlung die Ab­
lehnung empfiehlt. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen! - Danke schön._ Gegen­
stimmen? - Ich .stelle fest, aass der Antrag mit den Stimmen-

- derSPD,_der F,D.P. unddes BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der antagstellenden Fraktion abgelehnt i~t. 

Meine Dall!en und Herren, wir sind für heute am Ende der 
Plenarsitzung. Ich darf Sie -zur Fortsetzung der Beratungen 

für morgen 9.30 Uhr einladen. 

Ich wünsche Ihnen noch einen angenehmen Abend. 

Die Sitzung is:t geschlossen. 

Ende der Sitzung:19.17Uhr.-
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